
Siemens: Es wird schmerzhaft
Konzern beharrt auf massenhaftem Jobabbau / Auftrag für Kraftwerke in Libyen

Berlin. Wer sich vom Treffen von Bundes-
wirtschaftsministerin Brigitte Zypries (SPD)
und Vertretern der Länderwirtschaftsminis-
terien mit dem Siemens-Management schnel-
le Entscheidungen oder gar eine Rücknahme
der Jobabbaupläne beim Großkonzern erhofft
hatte, wurde amMontag enttäuscht. Bund und
Länder wollten bei einem zweiten Treffen mit
dem Siemens-Vorstand im Frühjahr ausloten,
wie sie beim Umbau des Unternehmens hel-
fen könnten, lautete das einzige öffentliche Er-
gebnis. Stellenabbau und Werksschließun-
gen, etwa in Leipzig oder in Görlitz, wo Sie-
mens neben dem Waggonbauer Bombardier

der einzige große Arbeitgeber ist, sind damit
nicht vom Tisch. Zypries sagte, staatliche Hil-
fen – etwa Qualifizierungsmaßnahmen der
Bundesagentur für Arbeit – seien denkbar.
Auch Siemens übte sich in Beschwichti-

gungsrhetorik: »Es ist uns klar, dass die Ein-
schnitte, die wir geplant haben, sehr schmerz-
haft sind und dass das Sorgen und Verunsi-
cherung auslöst«, sagte Personalvorstand Ja-
nina Kugel. Die Zukunft der Standorte sei aber
»zunächst ein innerbetriebliches Thema«. Der
Elektrokonzern hatte angekündigt, 6900 Stel-
len wegen schlechter Auftragslage in der Kraft-
werkssparte abbauen zu wollen, davon etwa

die Hälfte in Deutschland. Die Beschäftigten ar-
gumentieren dagegen, dass die Auftragslage
gut sei. Die ostsächsische Stadt Görlitz fürch-
tet bei einem Weggang des Konzerns deutliche
wirtschaftliche Verluste.
Unterdessen wurde bekannt, dass Siemens

einen Großauftrag aus Libyen für den Bau
zweier Kraftwerke erhalten hat. Das Volumen
liegt bei rund 700 Millionen Euro, wie das Un-
ternehmen am Montag mitteilte. Der Auftrag
aus Libyen sei wichtig für die Auslastung und
Teil der Planung, erklärte Siemens-Chef Joe
Kaeser. Als Anzeichen für eine Markterholung
sieht er ihn hingegen nicht. grg Seite 3

Protest von Siemens-Angestellten in Görlitz Foto: dpa/Nikolai Schmidt

STANDPUNKT

Waffen-Irrsinn
René Heilig fragt nach deutschen
Beiträgen für Entspannungspolitik

Die Spannungen um Nordkorea,
die Kriege in Syrien, Irak, Libyen
und Jemen, die längst keine inne-
ren Konflikte mehr sind, die Auf-
rüstung dies- und jenseits der
NATO-Russland-Grenzen, die
Geiselnahme der Ostukraine, die
sich zuspitzenden politisch-öko-
nomischen Streitigkeiten in Süd-
ostasien sowie die Kämpfe gegen
Menschen und für Rohstoffe in
Afrika – all das treibt die Umsätze
der Waffenhersteller nach oben.
Und mit jedem Gerät, das geeig-
net ist, irgendwo auf der Welt
menschliches Leben massenhaft
auszulöschen, steigt die Angst
noch Unbeteiligter.
Die Folge? Die Nachfrage nach

Mordwerkzeug steigt noch rasan-
ter. Kontroll- und Abrüstungsme-
chanismen, mit denen man in Eu-
ropa und im Verhältnis zwischen
den USA und der einstigen Sow-
jetunion gute Erfahrungen ge-
macht hat, gibt es kaum. Wohl
aber kollektive Verpflichtungen zu
noch mehr Wahnsinn. Jedes
NATO-Mitglied soll zwei Prozent
seines Bruttoinlandsproduktes
fürs Militär ausgeben. Gerade hat
auch die EU eine neue Stufe der
militärischen Kooperation besie-
gelt. Dabei nimmt Deutschland
mit Frankreich Führungspositio-
nen ein. Freilich nur, so heißt es,
weil man sich gegen äußere Be-
drohungen verteidigen muss. Die
Behauptung wäre glaubhafter,
wenn man sich mit gleichem En-
gagement dem Kampf um Rüs-
tungsbeschränkungen und Ver-
trauensbildung verschreiben wür-
de. Doch das geschieht weniger
denn je. Deutschland ist nicht
einmal bereit, die wahnwitzigsten
aller Waffen zu ächten – und die
Atombomben vom eigenen Terri-
torium zu verbannen.

UNTEN LINKS

Haben Sie heuer schon einen
Blick auf dieWeihnachtsmärkte
geworfen? Während man be-
zeichnenderweise in Berlin ledig-
lich die Auswahl hat zwischen
Speisen, die stundenlang in Brat-
fett gesotten wurden und nach
Klärschlamm schmecken, und ei-
ner nach Haarspray und Brems-
flüssigkeit riechenden, an den
Verkaufsständen clever als
»Glühwein« angebotenen Chemi-
kalie, werden auf anderen Jahres-
endmärkten im Bundesgebiet, im
Allgäu etwa, Köstlichkeiten wie
Kässpätzle, Schupfnudeln, »Din-
nede« (eine raffinierte Art
Flammkuchen) und feinste Ap-
felküchle feilgeboten. In der auf
dicke Hose machenden und
schamlos ihre vermeintliche
Wichtigkeit hinausposaunenden
»Hauptstadt« Berlin hingegen
Fehlanzeige bzw. Pustekuchen:
Weit und breit nur trostlose Bu-
den, an denen ungesund ausse-
hende Berliner Ureinwohner und
andere vom toxischen »Glüh-
wein« versehrte Barbaren mittels
Grunz- und Rülpstechniken kom-
munizieren. Schlimm! tbl

Putin kündigt
Truppenabzug an
Russische Soldaten sollen sich zum
Großteil aus Syrien zurückziehen

Moskau. Der russische Präsident Wladimir
Putin hat bei einem überraschenden Besuch
in Syrien den Rückzug eines Großteils der
russischen Truppen aus dem Bürgerkriegs-
land angeordnet. Erstmals seit Beginn des
russischen Militäreinsatzes in Syrien besuch-
te Putin die Luftwaffenbasis Hamaimim in der
Provinz Latakia. Dort gab er Order zur Ein-
leitung des Rückzugs, meldeten die Agentu-
ren Tass und Interfax am Montag. Auf dem
Stützpunkt habe Putin auch den syrischen
Präsidenten Baschar al-Assad getroffen.
Russland gilt als militärische Schutz-

macht der syrischen Regierung. Seit Sep-
tember 2015 fliegt das russische Militär Luft-
angriffe und unterstützt damit die syrische
Armee. Erst im vergangenen November hat-
te Putin den syrischen Machthaber Assad
überraschend in Sotschi empfangen. Dabei
hatte der russische Präsident bereits ange-
deutet, dass sich der Militäreinsatz in dem
Land dem Ende nähere. Später am Montag
wurde Putin zuGesprächen in der Türkei und
in Ägypten erwartet. dpa/nd

EU-Staaten bilden
Verteidigungsunion
17 gemeinsame Militärprojekte
wurden am Montag beschlossen

Brüssel. Die EU hat eine verstärkte Zusam-
menarbeit in der Verteidigungspolitik ge-
startet. Die EU-Außenminister beschlossen
amMontag bei ihremTreffen eine neue Form
der Kooperation, die Europas Verteidigung
über gemeinsame Militärprojekte voran-
bringen soll, wie der EU-Rat mitteilte. Da-
ran beteiligen sich 25 der 28 EU-Staaten.
Nicht mit dabei sind Großbritannien, Malta
und Dänemark. Beschlossen wurden vorerst
17 Militärprojekte.
Deutschland übernimmt bei vier von ih-

nen die Führung, so bei der Schaffung eines
EU-Sanitätskommandos, eines Netzwerkes
von Logistikdrehscheiben, eines Zentrums
für Trainingsmissionen sowie einer Initiati-
ve zum Aufbau schnellerer Krisenreaktions-
kräfte. Weitere Projekte dienen der Ent-
wicklung von militärischen Tauchrobotern
und gepanzerten Fahrzeugen, einer besse-
ren Seeraumüberwachung in Südosteuropa,
der Katastrophenhilfe und dem Austausch
von Geheimdienstinformationen zu Cyber-
Bedrohungen. AFP/nd

Venezuela schließt
Opposition aus
Präsident Maduro will mehreren
Parteien Wahlteilnahme untersagen

São Paulo. Venezuelas Präsident Nicolás Ma-
duro will die wichtigsten Oppositionspartei-
en von der Präsidentenwahl im kommenden
Jahr ausschließen. Er begründete dies mit
dem Boykott der Opposition bei den Bür-
germeisterwahlen vom Sonntag. Eine Partei,
die zum Boykott aufrufe, könne nicht zu ei-
ner anderen Wahl antreten, sagte Maduro
laut der Tageszeitung »El Universal«. Das ha-
be die Verfassungsgebende Versammlung so
beschlossen. Drei der vier größten Oppositi-
onsparteien hatten die Wahl boykottiert.
Von dem Ausschluss sind unter anderem

die Parteien der bekanntesten Oppositions-
politiker Henrique Capriles und Leopoldo Ló-
pez betroffen. Das Oppositionsbündnis MUD
sprach am Sonntag von Unregelmäßigkeiten
und fehlender Transparenz bei den Bürger-
meisterwahlen. Die Beteiligung sei gering ge-
wesen. Offiziellen Schätzungen zufolge nah-
men 47 Prozent der Wähler an der Abstim-
mung teil. Maduro zufolge gewann seine so-
zialistische Regierungspartei 300 von 335
Bürgermeisterposten. epd/nd
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Fast 375 Milliarden Dollar für Mordwerkzeug
Die 100 größten Rüstungskonzerne, darunter deutsche Firmen, steigern Umsatz seit 2002 um 38 Prozent

Die Umsätze der 100 größten
Rüstungshersteller sind erstmals
seit 2010 wieder gestiegen. In
der Analyse des SIPRI-Friedens-
forschungsinstituts tauchenauch
drei deutsche Konzerne auf.

Von René Heilig

Laut dem Stockholm Internatio-
nal Peace Research Institute (SI-
PRI) lag 2016 das Gesamtvolu-
men der Waffenverkäufe und mi-
litärischen Dienstleistungen der
weltweit einhundert führenden
Rüstungsunternehmen bei 374,8
Milliarden Dollar (317,9 Milliar-
den Euro). Das ist eine Steige-
rung um 1,9 Prozent im Vergleich
zu 2015. Gemessen an den Wer-
ten von 2002, als SIPRI mit dieser
Exportanalyse begonnen hat,
konstatieren die Forscher sogar
ein Wachstum um 38 Prozent.
US-Konzerne sind mit Abstand

die größten Profiteure. Auf sie ent-
fallen knapp zwei Drittel der welt-
weiten Waffenverkäufe. Sie mach-

ten 2016 einen Wert von 217,2
Milliarden Dollar aus. Das ent-
spricht einem Zuwachs von vier
Prozent gegenüber 2015. Insbe-
sondere US-Unternehmen hätten
»jegliche Hemmungen verloren,
ihre todbringenden Waren auch in
Krisengebiete zu verkaufen«, kri-
tisiert Stefan Liebich, Außenpoli-
tikexperte der Bundestagslinks-
fraktion. So wird Saudi-Arabien,
das derzeit in Jemen Krieg führt
und generell die Auseinanderset-
zung mit der Regionalmacht Iran
forciert, in den kommenden zehn
Jahren US-Waffen für 350 Milli-
arden Dollar erhalten.
Europäische Firmen verkauf-

ten Gerät im Gesamtvolumen von
91,6 Milliarden Dollar. Das ist ein
Zuwachs um 0,2 Prozent gegen-
über 2015. Die acht unter den Top
100 gelisteten britischen Unter-
nehmen legten insgesamt um zwei
Prozent zu, ihr Anteil am Gesamt-
volumen betrug 9,6 Prozent.
Überdurchschnittlich verdien-

ten deutsche Unternehmen. Sie

legten im internationalen Ver-
gleich um 6,6 Prozent zu und er-
zielten einen Gesamtumsatz von
sechs Milliarden US-Dollar. Die
Auftragsbücher von Krauss-Maffei
Wegmann und Rheinmetall sind
übervoll. Beide streben nun Ko-

operationen insbesondere mit
französischen Firmen an, um am
von der NATO und der EU ausge-
lösten Rüstungsboom und an den
von Brüssel ausgereichten For-
schungsmitteln zu verdienen. Un-
ter den von SIPRI gelisteten Un-
ternehmen sind auch zwei trans-
europäische Konzerne mit deut-
scher Beteiligung. Airbus, eine Fir-

ma, die durch die Pannen am Mi-
litärtransporter A400M Schlagzei-
len macht, liegt auf Rang 7, MBDA
belegt Platz 25.
Nicht erfasst in den SIPRI-Stu-

dien sind immaterielle und damit
zumeist staatlich erbrachte Leis-
tungen. Beispielsweise studieren
an der Bundeswehr-Führungs-
akademie ständig rund einhun-
dert ausländische Offiziere aus et-
wa 50 Nationen. Insgesamt ha-
ben bislang rund 3000 ausländi-
sche Militärs aus über 100 Län-
dern an der Hamburger Bildungs-
stätte gelernt. Auch an den Bun-
deswehr-Universitäten und den
Offiziersschulen sowie im Aus-
land findet Wissenstransfer statt,
der eine notwendige Ergänzung
zu den Rüstungslieferungen ist.
Während Union und SPD am

Montag kaum auf die SIPRI-Ana-
lyse reagierten, forderte Liebichs
Linksfraktions-Kollegin Sevim
Dagdelen von der Bundesregie-
rung ein generelles Rüstungsex-
portverbot. Seite 7

Überdurchschnittlich
verdienten deutsche
Unternehmen.
Sie legten um
6,6 Prozent zu.
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Schulschnellbau
Der Schülerboom zeigt Unerwartetes:
Berlin kann auch Tempo. Seite 11

Ernährungssicherheit
Afrikas Kleinbauern setzen auf
Permakultur. Seite 10
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Öffentlich-Private Versicherungspartnerschaft
Die Bundesregierung fördert finanziellen Schutz vor Wirbelstürmen, Überflutungen und Dürren in Entwicklungsländern

Was in Deutschland eigentlich
selbstverständlich ist, ist in Afrika
und Asien weitgehend unbekannt:
eine Versicherung gegen Wetter-
extreme.

Von Hermannus Pfeiffer

Der Klimawandel ist längst zu einem
lukrativen Geschäftsmodell gewor-
den. Meteorologen, Mathematiker
und Klimaforscher des weltgrößten
Rückversicherers Münchner Rück be-
obachten seit Jahrzehnten die Wet-
terkapriolen in aller Welt. Bei solchen
Unternehmen sichern sich Industrie-
konzerne und sogenannte Erstversi-
cherer wie Generali, Ergo oder Alli-
anz gegen Hochwasser, Feuersbrüns-
te und Stürme finanziell ab. Die zu-
nehmende Zahl von Extremwetterer-
eignissen und der größere finanzielle
Schaden – 2016 musste die Asseku-
ranz weltweit für 50 Milliarden Dol-
lar einstehen – gleichen die Rückver-
sicherer im Trend durch höhere Prä-

mien aus. Für die Versicherten wird
der Klimawandel also teurer. Dies gilt
in den Industriestaaten auch für klei-
ne Gewerbetreibende und Häusle-
bauer. Dafür deckt der »GeoRiskRe-
port« des Dienstleisters VDS Schaden-
verhütung in Köln für jedes Gebäude
und jede Bauplanungs-Koordinate in
Deutschland alle sicherheitsrelevan-
ten Naturgefahrenparameter ab.
Von einem solchenRundum-Schutz

sind Reisbauern in Indien oder Kaf-
feeplantagenbesitzer in Kenia weit
entfernt, obwohl gerade die tropi-
schen und subtropischen Gegenden
am härtesten von den Folgen der Erd-
erwärmung betroffen sind. Die Bun-
desregierung hat eine marktwirt-
schaftliche Lösung auf den Weg ge-
bracht, mit der mittelfristig 400 Mil-
lionen vom Klimawandel betroffene
arme Menschen versichert werden
sollen. Mitte Oktober gaben das Bun-
desministerium für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung
und die staatliche Förderbank KfW

den Startschuss für einen weiteren
Baustein der Klimarisikoversiche-
rungsinitiative »Insu-Resilience«. Der
Begriff setzt sich zusammen aus der
englischen Kurzform für Versiche-
rung und dem Begriff Widerstands-
fähigkeit. Dabei geht es auch darum,
Regierungen zu beraten, etwa durch
die Einlagerung von Saatgut vorzu-
sorgen. Die Initiative war auf Betrei-
ben Bundeskanzlerin Angela Merkels
vondenG7-Staaten imJuni 2015beim
Gipfel in Elmau begründet worden.
»Tropenstürme, Überschwem-

mungen, Dürren – gerade in Entwick-
lungsländern können Extremwetter-
ereignisse Existenzen bedrohen und
Entwicklungsfortschritte zunichte-
machen«, sagt Thomas Silberhorn
(CSU), Parlamentarischer Staatsse-
kretär im Entwicklungsministerium.
Im Schadensfall böten Klimarisiko-
versicherungen schnelle Hilfe.
Wenn der Betroffene eine solche

denn abgeschlossen hat. Internatio-
nal agierende Versicherungskonzerne

wie die deutsche Allianz oder die fran-
zösische Axa bieten seit einiger Zeit
Klimaversicherungen in zwei Dut-
zend Ländern Asiens und Afrikas an.
Doch selbst diese Mini-Policen kosten
Geld, das möglichen Kunden fehlt.
Den gordischen Knoten durch-

schlagen soll nun die neue Öffentlich-
Private-Partnerschaft. »Mit dem Insu-
Resilience-Fonds bringen wir erst-
mals Privatwirtschaft, Wissenschaft
und Entwicklungsländer zusammen,
um passgenaue Versicherungs- und
Finanzierungslösungen zu entwi-
ckeln«, wirbt Silberhorn für das Pro-
jekt. Der Fonds wird von der KfW mit
15 Millionen Euro ausgestattet. Die
vergleichsweise kleine Summe soll als
Anschubfinanzierung dienen und zu-
gleich die Risikospitzen abbauen. Da-
durch, so die Überlegung, sinkt das Ri-
siko der Versicherer, die dann preis-
wertere Verträge anbieten können.
In der Karibik und Teilen Latein-

amerikas hat man vor einem Jahr-
zehnt angefangen, erste öffentlich-

private Versicherungen gegen Klima-
risiken aufzubauen. Als in diesem
Herbst Jamaika von Wirbelstürmen
heimgesucht wurde, konnte binnen
weniger Tage mit 30 Millionen Dollar
geholfen werden. Auch die »African
Risk Insurance« in Ostafrika habe sich
bewährt, lobt die KfW. Bislang wur-
den dabei mit acht Ländern Verträge
geschlossen Mit Versicherungsaus-
zahlungen konnten zwei Millionen
Menschen unterstützt und mehr als
500 000 Tiere gerettet werden.
Unter Nichtregierungsorganisatio-

nen sind solche öffentlich-privaten
Projekte indes umstritten. Versiche-
rungen griffen beim Kampf gegen den
Klimawandel auch zu kurz, so die Kri-
tik. Andererseits arbeitet beispiels-
weise die Hilfsorganisation Oxfammit
dem Rückversicherer Swiss Re in
Äthiopiern zusammen. Angesichts
wenig effizienter Regierungen in vie-
len Entwicklungsländern sehen Be-
obachter in der Einbeziehung privater
Versicherer durchaus eine Chance.

Überflutungsgebiete im nordindischen Srinagar Foto: imago/Hindustan Times/Nitin Kanotra

Es fließt zu wenig staatliches Klimageld
Oxfam-Klimaexperte Jan Kowalzig über Ablenkungsmanöver und Rechenspiele der Geberländer
Herr Kowalzig, für Dienstag haben
Frankreichs Präsident Emmanuel
Macron, UN-Generalsekretär Antó-
nio Guterres und Weltbank-Chef
Jim Yong Kim zu einer Konferenz
über Klimagelder in Paris eingela-
den. Darüber haben die Staaten
doch gerade erst auf dem Weltkli-
magipfel in Bonn gesprochen – was
soll das neue Treffen da bringen?
Macron will mit diesem Treffen un-
ter anderem einen politischen Impuls
gegen den US-Präsidenten Donald
Trump setzen, der aus dem Pariser
Weltklimaabkommen austreten
möchte. Außerdem soll es nicht nur
um die Klimafinanzierung im enge-
ren Sinne gehen, bei der die reichen
Staaten die armen Länder beim Kli-
maschutz unterstützen, sondern auch
um das Umlenken der weltweiten Fi-
nanzströme. Momentan gibt es noch
viermal so viele Investitionen in fos-
sile Energien wie in erneuerbare. Das
Verhältnis müsste sich umkehren.

Wer genau trifft sich eigentlich in
Paris?
Persönlich eingeladen sind natürlich
die Staats- und Regierungschefs aller
Länder. Etwa 50 davon haben auch
schon angekündigt zu kommen, vor
allem aus Europa, Afrika und von den
pazifischen Inselstaaten. Deutsch-
land gehört offenbar leider nicht da-
zu: Bundeskanzlerin Angela Merkel

(CDU) lässt sich in Paris nach bishe-
rigen Informationen von Umweltmi-
nisterin Barbara Hendricks (SPD)
vertreten. Auch weitere große Player
sowie Japan und Kanada schicken
nicht ihre politische Spitze, sondern
andere Politiker und Experten.

Die USA gehören sicher auch zu die-
ser Gruppe.
Donald Trump kommt selbstver-
ständlich nicht, dafür allerdings meh-
rere Vorreiter der Klimaschutzinitia-
tive US-amerikanischer Bundesstaa-
ten, Städte und Unternehmen – da-
runter der kalifornische Gouverneur
Jerry Brown und der frühere New
Yorker Bürgermeister Michael
Bloomberg. Außerdem haben sich
Prominente wie Arnold Schwarzen-
egger und Leonardo DiCaprio ange-

kündigt sowie Vertreter der Wirt-
schaft.

Wie könnte das Ergebnis dieses
Gipfels aussehen?
Einen richtigen Beschluss wird das
Treffen nicht hervorbringen –
schließlich wird nicht offiziell ver-
handelt, sondern informell debat-
tiert. Der Gipfel wird hoffentlich neue
Initiativen und Länderbündnisse
bringen, vielleicht zur Bepreisung von
CO2-Emissionen. Man wird sicher
auch darüber sprechen, wie die Ge-
fahren des Klimawandels für Inves-
toren besser transparent gemacht
werden können, damit sie ihr Geld
entsprechend anlegen können. Mög-
licherweise werden auch neue Fi-
nanzzusagen von Staaten für die Un-
terstützung armer Länder kommen.

Schon 2009 haben die Industrie-
länder versprochen, dass sie ab
2020 jährlich 100 Milliarden US-
Dollar zur Verfügung stellen wol-
len. Wie viel Geld liegt derzeit auf
dem Tisch?
Das kommt ganz darauf an, wen man
fragt. Die Geberländer selbst würden
sagen, dass sie auf einem guten Weg
sind. Da findet man die Zahl 57 Mil-
liarden US-Dollar. Methodisch ist die-
se Berechnung aber meines Erachtens
nicht sauber: Man kommt auf diese
Zahl nur, wenn man beispielsweise
vergünstigte Kredite komplett mit
einrechnet – also auch den Teil, den
die Kreditnehmer zurückzahlen. Das
ist nicht sinnvoll, es dürfte nur die Ein-
sparung im Vergleich zu einemmarkt-
üblichen Kredit zählen. Wir haben bei
Oxfam eine eigene Berechnung an-
gestellt und kommen auf bestenfalls
21 Milliarden US-Dollar an echten Fi-
nanztransfers.

In Paris soll es nun nicht nur um öf-
fentliches, sondern auch um priva-
tes Geld gehen. Der Streitpunkt, ob
Investitionen von Unternehmen nun
als Klimafinanzierung verstanden
werden sollen, taucht zwischen In-
dustrie- und Entwicklungsländen
immer wieder auf.
Ja, so wichtig private Mittel sind: In-
dustrieländer lenken durch den Ver-
weis auf private Geldströme gern da-

von ab, dass noch zu wenig öffentli-
ches Geld fließt.

Die Argumentation lautet oft: Es ist
doch gut, wenn man mit wenig Geld
aus den Staatskassen gezielt einen
Hebel setzen kann für private In-
vestitionen. Ein Beispiel dafür ist die
Globale Partnerschaft für Klimari-
sikoversicherungen, die in Bonn ge-
gründet wurde.
An sich ist es natürlich wünschens-
wert, wenn Menschen in Entwick-
lungsländern und auch die Staaten
selbst sich gegen die Risiken des Kli-
mawandels besser absichern können.
Aber erstens sind nicht alle Risiken
versicherbar. Wenn ein Schaden mit
ziemlicher Sicherheit bei allen Ein-
zahlern eintreten wird, wie es mit
Fortschreiten des Klimawandels bei
immer mehr seiner Folgen der Fall ist,
dann kann eine Versicherung nicht
funktionieren. Unternehmen werden
schließlich nur tätig, wenn sie Profit
machen. Zweitens können sich die
Ärmsten der Armen die Versiche-
rungsprämien nicht leisten. Und drit-
tens bleibt immer ein Gerechtigkeits-
problem: Effektiv verkauft man ar-
men Menschen im globalen Süden
Versicherungen für den Schutz gegen
den Klimawandel, den diese über-
haupt nicht mit verursacht haben,
während hier noch die Kohlekraft-
werke laufen.

Jan Kowalzig ist Referent für Kli-
mawandel & Klimapolitik bei der
Hilfsorganisation Oxfam Deutsch-
land. Susanne Schwarz sprach mit
ihm über seine Erwartungen an den
Pariser Klimafinanzgipfel.
Foto: Henning Lüders

Exakt zwei Jahre nach
der Verabschiedung des
Weltklimavertrags von
Paris treffen sich an
gleicher Stelle Politiker,
Umweltschützer und
Wirtschaftsvertreter, um
beim »One Planet
Summit« zu beraten,
wie mehr Geld in
Anpassungsmaßnahmen
und grüne Technologie in
armen Ländern gelenkt
werden kann. Dabei geht
es auch um die Frage,
wer für die gewaltigen
Schäden durch
Extremwetterereignisse
aufkommen soll.

»Es soll nicht nur um die
Klimafinanzierung im
engeren Sinne gehen, bei
der die reichen Staaten
die armen Länder beim
Klimaschutz
unterstützen, sondern
auch um das Umlenken
der weltweiten
Finanzströme. Momen-
tan gibt es noch viermal
so viele Investitionen in
fossile Energien wie
in erneuerbare.«
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Leise Lieder
und laute
Proteste
Görlitzer Siemensianer
wehren sich gegen das Ende

Die IG Metall setzt weiter auf Pro-
teste gegen die Schließung des
Görlitzer Turbinenwerkes und er-
teilt Gesprächen mit Siemens über
die konkrete Umsetzung der Kon-
zernpläne eine Absage. »Es wird
nicht verhandelt«, betonte Jan Ot-
to, der Erste Bevollmächtigter der
Metallgewerkschaft in Ostsachsen.
Zwar habe man in Unterredungen
mit der Arbeitgeberseite eingewil-
ligt. Dabei handele es sich aber al-
lenfalls um »Gespräche, die Son-
dierungen vorangehen«. Verhand-
lungen könne es erst geben, »wenn
die Drohungen vom Tisch sind«.
Siemens hält derweil an Plänen

fest, das Görlitzer Werk zu schlie-
ßen, und zwar »voraussichtlich in
fünf Jahren«. Das sagte Willi Meix-
ner, Chef der »Division Power und
Gas« des Konzerns, in einem In-
terview mit der »Sächsischen Zei-
tung«. Er räumte ein, dass es Gör-
litz »besonders hart« treffe; es wer-
de aber auch Einschnitte an ande-
ren Standorten geben. Meixner
verwies auf einen Preisverfall bei
Industrieturbinen, wie sie in Gör-
litz hergestellt werden. Diese kom-
men vorwiegend nicht in Gas- und
Kohlekraftwerken, sondern etwa in
Solar-, Biogas- oder Anlagen zur
Meerwasserentsalzung zum Ein-
satz. Seit etwa einem Jahr gebe es
einen »dramatischenRückgang der
Aufträge und einen Preisverfall auf
dem Weltmarkt«.
Die Belegschaft in Görlitz will

eine komplette Schließung aber
nicht akzeptieren und verweist auf
volle Auftragsbücher. Ihren For-
derungenwill siemit leisenwiemit
lauten Protesten Nachdruck ver-
leihen. In der Adventszeit sind
nach Angaben der IG Metall eine
Lichterkette um das Werk sowie
zwei Weihnachtsliedersingen ge-
plant: einmal in Görlitz und ein-
mal vor der Konzernzentrale in
München. Man wolle in der Zeit
vor Weihnachten »allen die Mög-
lichkeit zur Besinnung und Sie-
mens die Möglichkeit geben, die
Planungen zur Werksschließung
zu überdenken«, sagte Otto der
Nachrichtenagentur dpa. Für den
19. Januar ist dann eine Großde-
monstration geplant. Dem »nd«
sagte der Gewerkschafter, er hoffe
auf eine noch größere Teilnehmer-
zahl als bei einer Menschenkette,
die vor zwei Wochen stattfand und
bei der rund 2000 Menschen ei-
nen symbolischen Brückenschlag
zwischen den Werken von Bom-
bardier und Siemens vollzogen.
Unmut herrscht in der Lausitz

auch angesichts der Tatsache, dass
mit der Abwicklung des Werks in
Görlitz womöglich Standorte im
Westen gestärktwerden sollen. Die
Rede ist von der Verlagerung von
Teilen der Produktion nach Mühl-
heim. DGB-Regionalchefin Dana
Dubil hielte das für falsch; not-
wendig wäre eher ein Transfer in
entgegengesetzter Richtung. »Ich
erwarte jetzt auch westdeutsche
Solidarität, um das Werk hier zu
erhalten«, sagte sie gegenüber »nd«
und fügte an: »Wir haben ja hier
kaum etwas anderes.« hla

Die große Görlitzer Leere
Die geplante Schließung des Siemens-Werkes trifft eine ganze Region ins Mark
Siemens will bis 2023 sein Turbi-
nenwerk in Görlitz schließen. Die
Nachricht bremst jäh den Höhen-
flug der sächsischen Stadt – und
sendet Schockwellen durch eine Re-
gion, in der ohnehin Frust herrscht.

Von Hendrik Lasch, Görlitz

Es gibt Tage, da laufen sie in Görlitz
mit breitem Grinsen durch die Gassen
der sanierten Altstadt. Anfang No-
vember wurde die Stadt in Ostsach-
sen zum besten Filmdrehort des Jahr-
zehnts in Europa gekürt. Hier haben
Kate Winslet für den Film »Die Vorle-
serin« oder Regisseur Quentin Taran-
tino für »Inglourious Basterds« ge-
dreht; dessen Kollege Wes Anderson
ließ gleich die ganze Crew, die an sei-
nem Film »The Grand Budapest Ho-
tel« arbeitete, im prunkvollen, wenn
auch seit Jahren leerstehenden Ju-
gendstil-Kaufhaus der Stadt einzie-
hen – einer Stadt, die mittlerweile als
»Görliwood« vermarktet wird.
Und gleich danach gibt es Tage, da

hängen in Görlitz die Köpfe, und in
den Taschen ballen sich die Fäuste.
Ebenfalls im November verkündete
der Siemens-Konzern, dass er wegen
der Probleme in der Kraftwerkssparte
Tausende Jobs streicht und zwei Wer-
ke komplett schließt. Eines davon ist
das Turbinenwerk Görlitz. Fast 900
Beschäftigte; ein Betrieb, der eine 111-
jährige Tradition hat und in dem die
ansehnlichen Tariflöhne der Metall-
und Elektrobranche gezahlt werden.
Einer von nur noch zwei großen Ar-
beitgebern des verarbeitenden Ge-
werbes in der Stadt, und nicht zuletzt
eine Firma, von deren Beschäftigten
praktisch jeder Görlitzer einen kennt.
Dass dort im Jahr 2023 die Lichter
ausgehen sollen, ist ein Tiefschlag,
sagt Eva Wittig von der Europastadt
Görlitz Zgorzelec GmbH: »Das torpe-
diert uns auf allen Ebenen.«
Wittig sitzt in einem der stolzen

Bürgerhäuser, die von einer Traditi-
on als reiche Handelsstadt an der Via
Regia künden; vor sich eine Broschü-
re: »Das Beste aus zweiWelten«, steht
dort über einer stimmungsvollen
Aufnahme der Kirche St. Peter und
Paul an der Neiße: »Mehr Investiti-
onsvorteile gibt es nirgends.« Wittig
und ihre kommunale Gesellschaft
werben um Firmenansiedlungen in
der Stadt ganz im Osten der Repub-
lik. Potenzielle Investoren umgarnt
man mit Argumenten wie der guten
Lage in Europa, den ausgebildeten
Fachkräften und der Förderung, die
wegen der Grenznähe höher ist als
sonst in Sachsen. Man führt auch ein
quirliges kulturelles Leben an, das
angenehme Wohnklima und eine ge-
wisse Aufbruchstimmung, die viele in
Görlitz erfasst hat. Und nun: ein Na-
ckenschlag. Und der Eindruck, 25
Jahre in die Vergangenheit versetzt
worden zu sein. Mancher, sagt Wit-
tig, »hat das Gefühl: Jetzt machen sie
wieder alles dicht«.
Mit Görlitz ging es schon einmal

kräftig bergab, wie mit der gesamten
Region Ostsachsen. In der Oberlau-
sitz wurden mit dem Ende der DDR
große Teile der Textilindustrie abge-
wickelt; von den Tausenden Arbeits-
plätzen im Kombinat Lautex blieb ei-
ne überschaubare Anzahl Jobs bei
Firmen wie Frottana in Großschö-
nau. Auch die Braunkohle war ein
großer Arbeitgeber – und brach nach
1990 weg: Aus Tagebaulöchern wur-
den Seen und Erholungsgebiete; das
Kraftwerk Hagenwerder ist abgeris-
sen. Maschinenbau, Optik, der Fahr-
zeugbau mit »Robur« in Zittau, die
Produktion großer Landmaschinen in
den Werken des Kombinats »Fort-
schritt«: allesmehr oderwenigerweg.
Die Arbeitslosenzahlen kletterten im
Osten Sachsens auf Rekordniveau.
Ganz so düster wie einst sieht es

inzwischen nicht mehr aus, sagt Da-
na Dubil. Die 33-jährige ist seit kur-
zem DGB-Chefin in Ostsachsen. Sie
stammt aus Kodersdorf, einem klei-
nen Ort an der Autobahn A4, dessen
Gewerbegebiet eine Art industrieller
Kern geworden ist. Zu einem Säge-
werk haben sich ein Felgenherstel-
ler und eine Filiale der Elbe Flug-
zeugwerke Dresden gesellt; einige
hundert Jobs sind entstanden. Auch
anderswo haben sich mittelständi-
sche Firmen angesiedelt, etliche da-
von in Görlitz: der Schuhhersteller
Birkenstock, ein Callcenter, jüngst
erst der Schweizer Anlagenbauer

SKAN, der Maschinen für Reinräu-
me produziert.
Allerdings: In vielen der Unter-

nehmen sind die Gehälter nicht be-
rauschend. Dubil weist auf eine Ta-
belle, in der die mittleren Bruttomo-
natslöhne aufgeführt sind. Für
Deutschland liegt der Wert bei 3133
Euro, für Sachsen bei 2388 Euro. Gör-
litz rangiert noch weiter hinten – bei
2119 Euro, einen Tausender unter
dem bundesweiten Durchschnitt. Der
Freistaat habe sich zwar »vom Nied-
riglohn- zum Mindestlohnland ent-
wickelt«, sagt Dubil mit säuerlichem
Lächeln. Aber wirklich gutes Geld
verdient man woanders.
Ein paar Ausnahmen gibt es, allen

voran Siemens sowie Bombardier in
Görlitz. Beide zahlen über dem ost-
sächsischen Durchschnitt; beide sind
große Arbeitgeber: Bombardier hat-
te inklusive vieler Leiharbeiter zeit-
weise fast 2000 Beschäftigte. Beide
haben Tradition: Im einen Werk be-
gann man 1906 mit der Produktion
von Dampfturbinen, im anderen so-
gar schon 1849 mit der Herstellung
von Bahnwaggons. Und beide arbei-
ten heute zwar in modernen Hallen,
aber direkt neben imposanten Fab-
rikgebäuden aus der Gründerzeit –
mitten in der Stadt. Sie sind die
wichtigsten »Anker« der lokalen
Wirtschaft, sagt Wittig: Betriebe, von
deren guten Gehältern auch viele

Händler, Wirte oder das Theater pro-
fitieren – und deren Mitarbeiter für
Weltläufigkeit in Görlitz und ein gu-
tes Image der Stadt außerhalb sorg-
ten. Gerade bei Siemens, sagt Wit-
tig, kämen Ingenieure aus vielen
Ländern für ein paar Jahre auch nach
Görlitz. Viele seien erst skeptisch ge-

wesen über die Versetzung in den
»tiefen Osten« – und hätten dann
nicht wieder weg gewollt aus der
schönen Stadt.
Nun aber drohen beide Anker aus

dem Grund gerissen zu werden. Zu-
nächst hatte Bombardier einen mas-
siven Jobabbau angekündigt; auch
hier stand zeitweilig die Schließung
des Görlitzer Werks zur Debatte. Da-
von ist, womöglich auch dank massi-
ver Proteste, nicht mehr die Rede; die
Ingenieure aus der Entwicklungsab-
teilung allerdings sind abgezogen, die

Pläne für den Rest des Werks bleiben
diffus. Und nun: Kahlschlag auch bei
Siemens. Es droht, sagt Wittig, »die
große Leere« in Görlitz. Im Wortsinn,
weil das innerstädtische Werksgelän-
de verwaisen könnte, aber auch im
Seelenleben der Stadt: Wenn zwei so
wichtige Betriebe verschwinden,
»dann macht das etwas mit der Psy-
che«.
Mancher hält derlei Befürchtungen

für überzogen. »Man darf nicht dra-
matisieren«, sagt Joachim Ragnitz
vom Dresdner ifo-Institut für Wirt-
schaftsförderung. Der Verlust von 900
Jobs sei für eine Stadt wie Görlitz mit
ihren 55 000 Einwohnern zwar eine
»erhebliche Belastung«, räumt er ein.
Die Siemens-Beschäftigten seien aber
hoch qualifiziert, der Fachkräfteman-
gel auch im Osten Sachsens inzwi-
schen erheblich. Die Leute würden
woanders unterkommen – was auch
den Kaufkraftverlust und die befürch-
teten Mindereinnahmen bei der Steu-
er »abfedern« würde.
Dana Dubil teilt den nüchternen

Pragmatismus des Wirtschaftsfor-
schers nicht. Sie verweist darauf, dass
verfügbare Arbeitsplätze oft schlech-
ter bezahlt sind und die Arbeitsagen-
tur viele Jobs nur auf Leiharbeitsbasis
anbietet, und sie fürchtet, dass vor al-
lem die Jüngeren abwandern, so wie
es in der Lausitz schon nach 1990 All-
tag war. Sie müssen vielleicht nicht

mehr bis nach Bayern, sondern »nur«
nach Dresden ziehen. Der Aderlass
aber geht weiter. Zurück bleibenMen-
schen, die »einen weiteren großen
Dämpfer« einsteckenmüssen, nur dass
jetzt nicht die Privatisierungspolitik
der Treuhand schuld ist, sondern
Energiewende und Globalisierung.
Es wäre eine Entwicklung, die auch

politisch brisant ist, sagt Dubil. Schon
jetzt hat in Ostsachsen die AfD viel Zu-
lauf; sie errang bei der Bundestags-
wahl beide Direktmandate in der Re-
gion und fuhr mancherorts über 40
Prozent ein. Wenn sich noch mehr
Menschen als ohnmächtige Opfer von
Konzernlenkern empfänden und die
Politik mit ihrem erklärten Anspruch
daran scheitere, das Werk zu retten,
»wird das die Verbitterung verstär-
ken«, sagt die DGB-Chefin. »Die Ge-
fahr besteht, dass dann noch mehr
Menschen einfachen politischen Lo-
sungen hinterher laufen.«
Noch freilich ist das Werk nicht ge-

schlossen. Noch hofft man in Görlitz,
dass selbst der Beschluss dazu nicht
endgültig ist. Vielleicht, sagt Eva Wit-
tig, könne man alles noch »zum Gu-
ten wenden« – und sei es auch um den
Preis größeren Stellenabbaus. Wenn
das Werk geschrumpft werde, könne
man immerhin noch hoffen, dass es
auch wieder aufwärts gehe. »Was aber
einmal weg ist«, sagt die Wirtschafts-
fördererin, »das ist weg«

Über den Görlitzer Markplatz wacht Justitia, Göttin der Gerechtigkeit. Viele Görlitzer fühlen sich von Siemens aber derzeit ungerecht behandelt. Foto: Ostkreuz/Schönharting

Sie sind die wichtigsten
»Anker« der lokalen
Wirtschaft, sagt Wittig:
Betriebe, von deren
guten Gehältern auch
viele Händler,
Wirte oder das Theater
profitieren.



4 Meinung Dienstag, 12. Dezember 2017 u neues deutschland

*

KOMMENTIERT

Sieg auf der sekundären Ebene
Martin Ling zu den Kommunalwahlen in Venezuela und ihren Folgen

Die Ergebnisse erinnern an die besten Zeiten unter Hugo Chávez: »Wir
haben mehr als 300 von 335 Rathäusern gewonnen«, jubilierte Venezue-
las Präsident Nicolás Maduro längst vor der Bekanntgabe des öffentlichen
Ergebnisses. Es gibt aber keine Zweifel an dem überragenden Sieg der
Regierungspartei PSUV, allein schon deshalb, weil der Boykott dreier be-
deutender rechter Oppositionsparteien den Weg freimachte.
Politisch gewinnt die PSUV seit dem Ende der gewalttätigen Proteste im

Frühjahr mit über 120 Toten gewaltig an Boden. Mittels der umstrittenen
Einberufung der Verfassunggebenden Versammlung (VV) macht die PSUV
mehr oder weniger, was sie will. Das wird bei den Präsidentschaftswahlen
im kommenden Jahr seine Fortsetzung finden, denn Maduro hat mit dem
Verweis auf das »Kriterium der Verfassunggebenden Versammlung« darauf
hingewiesen, dass alle Boykotteure vom 10. Dezember auch bei den Präsi-
dentschaftswahlen ausgeschlossen sind. Damit hat Maduro Stand jetzt kei-
nen Gegenkandidaten, der ihm so gefährlich werden kann wie der auch
vom Boykott betroffene Henrique Capriles, den er 2013 nur denkbar knapp
bezwingen konnte. Maduros Crux ist derweil, dass ihm die politischen Sie-
ge nichts nutzen, wenn er die tiefe Wirtschaftskrise und den gesellschaftli-
chen Zerfall nicht zu stoppen vermag. Und das ist nicht in Sicht.

Härtefall Barmherzigkeit
Uwe Kalbe über den Alarmismus des Innenministers in Sachen Kirchenasyl

Die Zahl der Kirchenasyle steigt. Dies ist nach Auffassung des Bundesinnen-
ministers offenkundig eine Art Überdehnung des Rechts der Kirchen, das
zwar vertraglich vereinbart ist, aber gefälligst nicht überbeansprucht werden
dürfe. Doch ist es eher andersherum. Ansteigende Zahlen im Kirchenasyl zei-
gen einen Missstand an, keinen Missbrauch.
»Kirche kann barmherzig sein. Der Staat muss gerecht sein«, sagt Thomas

de Maizière, und er meint, staatliche Gerechtigkeit folge bereits selbst huma-
nitären Maßstäben. Leider bestätigen die Ausnahmen diese Regel nicht, dafür
sind es zu viele. Ein Großteil der in ihren Asylverfahren gescheiterten Flücht-
linge erhält Abschiebeschutz. Ihre Fluchtgründe sind real, heißt das. Und dass
Amtsentscheidungen nicht blind zu vertrauen ist. Härtefälle werden nicht nur
vielfach übersehen, sondern auch geschaffen. Das umstrittene Dublin-System
selbst ist hierfür immer wieder Auslöser, wenn Menschen in ein Aufnahme-
land zurückgeschickt werden sollen, wo ihnen Abschiebung bereits angekün-
digt ist oder die Verhältnisse so chaotisch sind, dass von staatlicher Gerechtig-
keit kaum mehr die Rede sein kann. Mit diesen Härtefällen bekommen die
Kirchen es immer wieder zu tun. 2225 Personen nennt Thomas de Maizière –
von August 2016 bis Oktober 2017. Doch 530 sind es derzeit, ein Viertel also.
Der Alarmismus des Ministers klingt weder barmherzig noch gerecht.

Gammelfleisch haben wir genug
Haidy Damm meint, dass die Skandal-Rhetorik von Greenpeace zu kurz greift

Wieder scheint ein Freihandelsabkommen der Europäischen Union – dies-
mal mit den Mercosur-Staaten – ohne öffentliche Debatte kurz vor dem
Abschluss zu stehen. Details gibt es erneut nur über geleakte Dokumente.
Business as usual in der EU-Kommission.
Letzteres gilt leider auch für die Umweltorganisation Greenpeace. In ih-

rer Mitteilung zu den von ihr veröffentlichten internen Verhandlungsdoku-
menten hebt der Sprecher auf Gammelfleisch aus Brasilien ab. Sicher, die
Bestechung von Lebensmittelkontrolleuren, damit sie gestrecktes Hühner-
fleisch und verdorbenes Rindfleisch durchgehen lassen, war im vergange-
nen Jahr ein handfester Skandal. Den Fokus darauf zu legen, dass brasilia-
nisches Gammelfleisch demnächst in deutschen Kühlregalen liegt, gehört
jedoch in die Mottenkiste skandalisierender Rhetorik.
Die Mercosur-Staaten sind in die industrialisierte Landwirtschaft noch

tiefer verstrickt als Europa. Gentechnik ist ebenso an der Tagesordnung
wie die in der EU verbotenen Hormone in der Tierhaltung. Hinzu kommen
Menschenrechtsverletzungen durch Vertreibung, weil immer mehr Flächen
gebraucht werden. Es ist das System der Agrarindustrie, das mit all seinen
Facetten zur Debatte stehen muss – auf beiden Seiten des Atlantiks. Das ist
schwieriger zu vermitteln, aber Gammelfleisch haben wir selbst genug.

PERSONALIE

Zuschauen allein
ändert nichts
Von Stephan Fischer

Den nüchternen Blick auf die La-
ge der polnischen Opposition
bringt Katarzyna Anna Lubnauer
von Hause aus mit. 1969 in Łodz
geboren, studierte sie Mathema-
tik, 2001 erwarb sie den Doktor-
titel – mit einer Abhandlung über
»Grenzwertsätze in der Quanten-
wahrscheinlichkeitstheorie«. Da
aber anders als auf Quantenebe-
ne allein das Betrachten von ge-
sellschaftlichen Phänomenen
nicht schon für Änderung dersel-
ben sorgt, sondern vor allem auch
politisches Handeln erfordert, en-
gagierte sich Lubnauer schon früh
in Organisationen und Parteien.
Jüngst erreichte ihr Aufstieg sei-
nen Höhepunkt – sie übernahm
Ende November den Parteivorsitz
der liberalen Nowoczesna (»Die
Modernen«). Ein Wechsel an der
Spitze, der in die Zeit passt.
Anders als vor einem Jahr, als

Oppositionsabgeordnete tagelang
aus Protest gegen einige Vorha-
ben der PiS-Regierung in War-
schau das Parlament besetzten,
gehen sowohl die diesjährigen
Justizreformen als auch die Re-
gierungsumbildung beinahe ge-
räuschlos vonstatten – Massende-
monstrationen oder Parlaments-
besetzungen gibt es im Winter
2017 nicht. Der vorherige Nowoc-
zesna-Chef und Parteigründer
Ryszard Petru hatte dafür schon
2016 keinen Nerv: Er flog mit sei-
ner Freundin nach Portugal, wäh-

rend Parteikollegen im Sejm aus-
harrten. Mit ein Grund, warum er
jetzt nicht mehr an der Spitze der
Partei steht.
Lubnauer betrachtet die jetzige

Lage in Polen ohne Illusionen. Die
PiS sitzt scheinbar fester im Sattel
als je zuvor in ihrer zweijährigen
Regierungsphase und »Ja, die jun-
gen Polen sind ziemlich rechts«,
konstatierte sie vor kurzem in der
»Welt«. Sie setzt vor allem auf die
Mittelklasse, mithin jene Polen, die
von der EU-Mitgliedschaft des
Landes profitieren und dem Euro-
pakurs der PiS kritisch gegenüber-
stehen. Die 48-Jährige hat dabei
vor allemdie Kommunalwahlen im
kommenden Jahr im Blick, für die
sie bereits parteiübergreifende
Wahlbündnisse schmiedet: Der-
zeit wohl auch der einzig Erfolg
versprechende Weg für die nächs-
ten Parlamentswahlen 2019.

Katarzyna Anna Lubnauer (48),
Nowoczesna-Vorsitzende in Polen
Foto: imago/ZUMA Press

FLATTERSATZ

»Wir sind zu viert ...
Kathrin Gerlof über die schrumpfende Europäische Union und einen fragwürdigen Begriff von Solidarität

... damit wir nur zur Seite rollen
müssen, um nicht mehr allein zu
sein, und damit es egal ist, auf wel-
che Seite wir uns rollen, weil überall
jemand liegt.« Die Schriftstellerin
Ronja von Rönne hat in ihrem Ro-
man »Wir kommen« nicht über die
Europäische Union geschrieben.
Aber diese Beschreibung über vier
Menschen, die nicht genau wissen,
wozu sie eigentlich auf der Welt
sind, einmal hochgerechnet auf 28,
klingt irgendwie zutreffend. Der
kleinste gemeinsame Nenner des
Staatenbundes, der wie eine Familie
funktioniert, in der alle sich irgend-
wie nicht leiden können, aber auch
nicht wissen, was sie ohneeinander
täten, scheint der Tatsache ent-
sprungen, dass allein eben noch
scheißer ist. (Das ist geklaut, der
Fußballer Erik Meijer hat gesagt: Es
ist nichts scheißer als Platz zwei.)
Jean-Claude Juncker hat in der

vergangenen Woche seine Pläne zur
Vertiefung der Währungsunion vor-
gestellt. Der Mann ist optimistisch,
dass die Union in seiner Lesart zu
reformieren ist. Also nicht unbedingt
in Richtung mehr Demokratie, aber
darauf kommt es auch gar nicht an.
Mehr Demokratie ist was für einge-
tragene Vereine und spinnerte Köpfe,
die bereit sind, mit einem selbstge-
häkelten Pass durch die ganze Welt
reisen zu wollen.
Juncker und Macron – das ist der,

der Frankreich erneuern will – setzen
darauf, dass die EU-Institutionen
mehr Macht bekommen und dass
mehr Geld nach Brüssel fließt. Mehr
Macht ohne mehr Demokratie, wer-
den jetzt manche sagen, ist irgend-
wie nicht schön. Das stimmt aber gar
nicht. Nur ohne Demokratie macht
Wahn Sinn. Die beste Art, Demokra-
tie auszuhebeln, ohne den Ausnah-
mezustand ausrufen zu müssen, ist
noch immer die Bürokratie samt de-

ren Institutionen. Und wer möchte
der EU absprechen, dass sie über ei-
ne mächtige Bürokratie verfügt?
Es gibt Dinge, die zur Sorge An-

lass geben, sie alle haben etwas mit
Deutungshoheit und Macht zu tun:
Der Anteil der Europäerinnen und
Europäer an der Weltbevölkerung
wird kleiner, die im Bruttosozialpro-
dukt gemessene wirtschaftliche
Macht Europas sinkt, die Bedeutung
des Euro ebenfalls. Alles ganz
schlecht.
Die schrumpfenden Bevölke-

rungszahlen lassen nur eine Hand-
lungsoption zu: Grenzen noch dich-
ter, als sie jetzt schon sind. Das mag
paradox klingen, ist es aber nicht.

Nur ungestört lassen sich Kinder
zeugen. Wenn man sozusagen
kuschlig unter sich, die Bude also
leer ist. Für jeden Geflüchteten, den
wir im Mittelmeer ersaufen lassen,
könnten so betrachtet zwei neue Eu-
ropäer in die Welt gevögelt werden.
Juncker hat das allerdings im

Frühjahr mit seiner richtungswei-
senden Rede in Strasbourg zur Lage
der Europäischen Union ganz anders
vorgelogen: »Europa ist – anders als
viele behaupten – keine Festung und
es darf niemals eine werden. Europa
ist und bleibt der Kontinent der Soli-
darität, auf dem diejenigen Schutz
finden, die vor Verfolgung geflohen
sind.«
Die Autorin zitiert aus einem Ab-

lehnungsbescheid des Bundesamtes
für Migration und Flüchtlinge ge-
genüber einem jungen Afghanen
(wir erinnern uns, das Amt, dessen
Kurzname wie der Knall einer Ge-
wehrkugel klingt: BAMF!!): »Er und
seine Freundin hätten auch die Kon-
sequenzen kennen müssen, wenn
man in einem streng islamischen
Land unehelichen Geschlechtsver-
kehr hat, insbesondere wenn der
Vater des Mädchens ›mächtig‹ ist.
Das hätte sie davor abschrecken
müssen. Sie wären dann auch Sicher
gegangen, dass sie keiner erwischen
kann. Der Vortag ist somit in seinem
Kern unglaubhaft.« (Die Schreibfeh-
ler hat nicht die Autorin zu verant-
worten, sondern das Peng-BAMF!)
Wie kommt man jetzt geschmeidig

zurück zu Juncker? Ach ja: »Europa
ist und bleibt der Kontinent der Soli-
darität.« Aber nicht mit Leuten, die
zur Unzeit mit dem falschen Mädel
rummachen.
Noch mal Ronja Rönne zum

Schluss: »Meine Mutter sagt, was
man liebt, muss man ziehen lassen.
Also habe ich den Kontakt zu ihr ab-
gebrochen.«

Kathrin Gerlof ist Schriftstellerin
und Journalistin und lebt in
Berlin.
Foto: nd/Camay Sungu

Zeichnung: Rainer Hachfeld

IHRE MEINUNG

Ein absolutes Armutszeugnis

Zu »Linke in Bautzen von Rechtsra-
dikalen angegriffen«, 10.12.;
online: dasND.de/1072814
Oh je, die Polizisten in Bautzen
kennen noch nicht mal die Nazi-
Codes wie z.B. die »88«, die sie als
»nur eine Zahl« bezeichnen. Zudem
interessiert sich die Polizei in
Bautzen eher für die Nazigegner-
Innen, die sie laut sächsischer Jus-
tiz auch schon als »kriminell« be-
zeichnen dürfen.
Dass sich diese Zustände nicht

ändern, liegt am mangelnden Wil-
len der verantwortlichen Behörden.
Ein absolutes Armutszeugnis der
Demokratie!
Irmela Mensah-Schramm, Berlin

Wunschvorstellungen

Zu » Sahra und der Aufstand der
Easy-Jetter«, 7.12., S. 15; online:
dasND.de/1072479
Großartig, endlich! Es geht um eine
glaubwürdige Politik der LINKEN,
nicht um Wunschvorstellungen.
Karl-Heinz Gläser, Magdeburg

Der Weitblick eines Humanisten

Zu »Undurchsichtig, ja bedrückend«,
9./10.12., S. 27;
online: dasND.de/1073694
Der Leserbrief des Literaturnobel-
preisträgers Thomas Mann vom 27.
Oktober 1937 an die »Deutsche
Zentralzeitung« in Moskau ist in
jeder Hinsicht eine imponierende
Entdeckung. Obwohl vor nunmehr
über 80 Jahren geschrieben, hat
die darin enthaltene Feststellung,
»daß die Herstellung sozialer und
ökonomischer Gerechtigkeit die
vordringlichste Aufgabe unserer
Zeit ist«, nichts an Aktualität ein-
gebüßt.
Sie zeugt vom Weitblick dieses

Humanisten, und der »geistige
Mensch« der Gegenwart wie der
Zukunft wird diese Erwartung und
Hoffnung nicht aufgeben. Ich teile
darüber hinaus die Auffassung der

beiden Autoren des Beitrages, dass
wohl niemand aus der Umgebung
Wilhelm Piecks ein Interesse an der
Fälschung dieser Briefabschrift ge-
habt haben könnte, denn warum
hätte jemand auf ein solches Wag-
nis kommen sollen.
Rainer Döhrer, Barchfeld/ Werra

Fehlende inhaltliche Impulse

Zu »Rote Karte für SPD-Erneue-
rung«, 9.12., S. 1;
online: dasND.de.de/1072787
Die Analyse des katastrophalen
Krisenmanagements der SPD greift
zu kurz. Denn das entscheidende
Problem für einen glaubhaften
Neuanfang bleibt nicht nur die ins-
geheim sehr wahrscheinlich bereits
beschlossene weitere Große Koali-
tion, die in Berlin die Spatzen von
den Dächern pfeifen, sondern die
auf dem Parteitag fehlenden in-
haltlichen Impulse.
Schließlich erinnert die aus dem

eigenen Archiv wieder hervorge-
kramte Vision der »Vereinigten
Staaten von Europa« eher an eine
Flucht nach vorne, bei der man sich
nicht den essenziellen Fragen stellt,
wie zum Beispiel, warum man etwa
eine Mietpreisbremse beschlossen
hat, bei der von vorn herein klar
war, dass jene in ihrer konkreten
Form so gut wie nichts bringen
wird, oder einen Mindestlohn, bei
dem ex post die Dokumentations-
pflichten für als besonders be-
trugsanfällig geltende Branchen
sogar noch gelockert wurden.
Deshalb hilft nur eine echte his-

torische Wertedebatte im Willy-
Brandt-Haus aus der Misere, an der
aber leider mehr denn je Zweifel
bestehen!
Rasmus Ph. Helt, Hamburg

Beiträge in dieser Rubrik sind keine
redaktionellen Meinungsäußerungen.
Die Redaktion behält sich das Recht
Sinn wahrender Kürzungen vor.
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Versprochener Ehestreit
Vor dem Treffen am Mittwoch bauen Union und SPD am Bild gegenseitiger Unvereinbarkeiten
Rote Linien treiben die Gesprächs-
partner schon vor den Verhandlun-
gen über eine Große Koalition um.
Ob diese einer Koalitionsbildung
nicht abträglich seien, ist ebenfalls
umstrittenen.

Von Uwe Kalbe

Bürgerversicherung, Beendigung des
Stopps für den Familiennachzug sub-
sidiär Geschützter, Umbau der EU zu
Vereinigten Staaten von Europa – der
Parteitag der SPD hat die Unterhänd-
ler der Sozialdemokraten aufmuni-
tioniert mit hohen Erwartungen und
großen Forderungen. Da mit dem er-
klärten Ziel »ergebnisoffener« Ver-
handlungen vor allem die Tür aus ei-
ner Koalition heraus offen gehalten
werden sollte, ist die Konfliktbereit-
schaft der Sozialdemokraten derzeit
noch ziemlich ausgeprägt.
Auf der anderen Seite müsste die

Streitlust der Union eigentlich be-
grenzt sein. Nicht zuletzt die Bun-
deskanzlerin macht immer wieder
deutlich, zuletzt am Montag nach den
Sitzungen der CDU-Spitzengremien in
Berlin, dass sie eine Minderheitsre-
gierung wie Neuwahlen offenbar um
jeden Preis vermeiden will. Dies müss-
te die Bereitschaft der Union fördern,
auch unbescheidenen Forderungen
der SPD gegenüber aufgeschlossen zu
sein, um die Koalition als einzige wei-
tere Option am Leben zu erhalten. An-
gela Merkel sprach von einer stabilen
Regierung in Deutschland als »histo-
rischer Notwendigkeit«. Bevor 2019
die nächsten Europawahlen anste-
hen, gelte es, im kommenden Jahr
noch einige Entscheidungen zu tref-
fen, meinte die CDU-Vorsitzende. »Die
Weltwartet eigentlich darauf, dasswir
agieren können.«
Über die Frage, wie man die Sozi-

aldemokraten ins Regierungsboot
bekommt, herrscht allerdings keine
Einigkeit unter führenden Unionis-
ten. Im Gegenteil, in der zweiten Rei-
he hinter Merkel hält sich die Abnei-
gung, ihnen zu früh zu sehr entge-
genzukommen. Vor den für Mitt-
woch vorgesehenen ersten Gesprä-
chen der Partei- und Fraktionsspit-
zen von CDU, CSU und SPD hielt
CDU-Bundesvize Armin Laschet noch
an beidem fest – der Ablehnung der
Maximalforderungen der SPD und
der Vision einer Großen Koalition. Ei-
ne Bürgerversicherung lehnte der
NRW-Ministerpräsident mit der Be-
gründung ab, die Lage sei »zu ernst
für solche Experimente«. Und zu-
gleich distanzierte Laschet sich von
dem Vorstoß Jens Spahns, der eine

Minderheitsregierung für eine im-
merhin bedenkenswerte Option ins
Spiel gebracht hatte. »Wenn es mit
der SPD gar nicht geht, machen wir
es eben alleine«, hatte Spahnder »Bild

am Sonntag« gesagt. Spahn ist Prä-
sidiumsmitglied der CDU. Dagegen
meinte Laschet, es gelte, alle Kräfte
einzusetzen, »eine große Koalition
zustande zu bringen«. Deutschland

brauche eine stabile Regierung, sagte
Laschet und verwies auf die Heraus-
forderungen in Europa. Damit spricht
er seiner Parteivorsitzenden aus dem
Herzen. Angela Merkel versah ihr

Werben für eine Große Koalition mit
dem Hinweis auf die Übereinstim-
mungen, die sie mit dem SPD-Vor-
sitzenden Martin Schulz in der Eu-
ropapolitik sieht. Nicht gerade des-
sen Vorstellungen über die Vereinig-
ten Staaten von Europa findet sie un-
terstützenswert, wohl aber den
Schulterschluss Deutschlands mit
Frankreich. Auf beide Länder komme
bei der Neugestaltung Europas eine
»zentrale Aufgabe« zu, sagte Merkel.

Die CDU unterstütze daher den Vor-
schlag, den am 22. Januar 1963 zwi-
schen beiden Ländern geschlossenen
Élysée-Vertrag im kommenden Jahr
zu überarbeiten und neue deutsch-
französische Projekte festzulegen.
Und die Kanzlerin stellte sich dabei
hinter den Vorschlag des französi-
schen Präsidenten Emmanuel Ma-
cron, bis 2025 ein gemeinsames Un-
ternehmenssteuerrecht zu entwi-
ckeln. Auch bei Digitalisierung und
künstlicher Intelligenz könnten
Deutschland und Frankreich »sehr
viel intensiver zusammenarbeiten«.
Große Koalition oder doch Min-

derheitsregierung? Sollten Union und
SPD nicht zusammenfinden, könne
eine Minderheitsregierung »nur ein
kurzer Übergang« zu einer Neuwahl
sein, meinte hierzu am Montag der
CSU-Landesgruppenchef im Bundes-
tag, Alexander Dobrindt. Eine Große
Koalition dürfe jedenfalls keine »in-
haltliche Patchwork-Koalition mehr
sein wie in der Vergangenheit«, so Do-
brindt in Berlin. Seine hier an erster
Stelle genannten Themen – Sicher-
heit, Wachstum und Chancengerech-
tigkeit – reflektierten jedenfalls nicht
direkt, was die SPD als ausschlagge-
bend für die angekündigten »ergeb-
nisoffenen« Sondierungen sieht. Das
Problem, wie man sich mit Maximal-
forderungen begegnen soll, ohne das
ohnehin ungeliebte Projekt von vorn-
herein unmöglich zu machen, liegt of-
fenkundig auf beiden Seiten. Schulz'
Ideen zu Europa bezeichnete Do-
brindt als »Europaradikalismus« und
die Bürgerversicherung als »Vor-
schlag aus der sozialdemokratischen
Mottenkiste«.Mit Agenturen

Merkel-Raute und Schulz-Daumen: Ob das zusammenpasst? Fotos: dpa/Roessler/Kappeler

Sie sind eine
»Sondierung, ob es zu
Sondierungsgesprächen
kommt«.
Angela Merkels Beschreibung
»ergebnisoffener« Gespräche

Mit Pathos an
die Spitze
Robert Habeck, grüner Umwelt-
minister in Schleswig-Holstein,
beschwört die Zukunftsfähigkeit
seiner Partei und verknüpft diese
mit seiner Wahl zum Bundesvor-
sitzenden.

Von Dieter Hanisch, Kiel

Als stellvertretender Ministerprä-
sident im nördlichsten Bundes-
land beherrscht Robert Habeck
(Grüne) die Rolle des staatstra-
genden Politikers. Entsprechend
ernst, zwischen staatsmännisch
und visionär, tritt er in Kiel einen
Tag nach Bekanntgabe seiner
Kandidatur für den Bundesvor-
sitz der Grünen vor die Presse. Er
sehe sich in erster Linie als poli-
tischer Mensch und weniger als
Minister, setzt er mit Blick nach
vorn einen persönlichen Schwer-
punkt für die aktuell anstehende
politische Karriere. Als müsse er
sich für seine Kandidatur recht-
fertigen, wirkt der 48-Jährige
zwar einerseits voller Tatendrang
ob einer großen Aufgabe, ande-
rerseits zeigt seine Gemütslage
eine gewisse Zerknirschtheit, weil
er mit dem Gedanken spielt, sein
Minister-Dasein aufzugeben.
Als habe er eine wegweisende

Partei-Mission zu erfüllen, hat er
sich nach dem Scheitern der Ja-
maika-Sondierung auf Bundes-
ebene entschieden, sich Ende Ja-
nuar bei der nächsten Bundesde-
legiertenkonferenz für den Vor-
sitz und damit die Nachfolge von
Cem Özdemir zu bewerben – ein
Umstand, den er in den vergan-
genen Wochen immer von sich
gewiesen hatte. Jetzt redet Ha-
beck im Stile eines französischen
Staatspräsidenten Emmanuel
Macron geradezu beschwörend
auf die Parteibasis ein, will kei-
neswegs Lager und Flügel in den
Vordergrund rücken, sondern ei-
ne vorwärtsgewandte, verant-
wortliche Rolle in der politischen
Landschaft einnehmen, wo spe-
ziell in der Mitte eine Leerstelle
klaffe. Man müsse die Menschen
in der progressiven Mitte abho-
len, die liberale Linke abbilden
und wieder zur attraktiven Be-
wegungspartei werden, zählt er
mit reichlich Pathos die Heraus-
forderungen auf, denen sich die
Grünen aus seiner Sicht mit ei-
nem Angebot stellen müssen.
Eine Werbetour durch alle

Landesverbände werde er sich in
den nächsten Wochen allerdings
nicht antun, geht er von einem in-
zwischen ausreichend gereiften
Bekanntheitsgrad aus, was seine
Person betrifft. Für die ostdeut-
schen Landesverbände seien bei
einem verstärkten Klima poli-
tisch autoritärer Strömungen die
Antworten zu einem sich voll-
ziehenden Wandel dringlicher,
eine positiv wie progressiv be-
setzte Heimatdiskussion wohl ei-
ne Möglichkeit, sich gesellschaft-
lich besser aufeinander zuzube-
wegen.
»Aber noch bin ich ja gar nicht

gewählt«, bremst Habeck jegliche
Euphorie wie Aufgeregtheit. Erst
wenn eine Satzungsänderung mit
künftiger Erlaubnis von Amt und
Mandat seitens der Grünen be-
schlossen wird, kann die Habeck-
Kandidatur überhaupt greifen,
denn der Multiminister in Schles-
wig-Holstein, der auch für Land-
wirtschaft, Energiewende, Fi-
scherei und Digitalisierungsof-
fensive verantwortlich zeichnet,
bittet sich aus, sein Ministeramt
erst nach einem Jahr abzugeben,
weil er dort einfach noch zu viele
auf den Weg gebrachte Dinge vo-
ran treiben und seine Nachfolge
einarbeiten möchte.
Schleswig-Holsteins Minister-

präsident Daniel Günther (CDU)
würde einerseits den beabsich-
tigten Weggang Habecks aus sei-
nem Jamaika-Kabinett bedauern,
lobt diesen aber zugleich, indem
er betont, dass Berlin dann einen
guten politischen Brückenbauer
gewinnen würde.

Der Westen schreitet voran
Laut zwei Studien fallen der gesellschaftliche Zusammenhalt und die Zufriedenheit mit dem Lohn im Osten niedriger aus

Studien der Bertelsmann-Stiftung
und des Instituts der deutschen
Wirtschaft attestieren den Bürgern
in Ostdeutschland weniger Hilfsbe-
reitschaft und eine geringere Lohn-
zufriedenheit als im Westen.

Von Katharina Schwirkus

Die Offenheit gegenüber Fremden ist
in Deutschland größer, als man den-
ken könnte. Zu diesem Ergebnis
kommt man, wenn man sich die am
Montag veröffentlichte Studie der
Bertelsmann-Stiftung zum sozialen
Zusammenhalt in Deutschland an-
sieht. Allerdings gibt es große Un-
terschiede zwischen West- und Ost-
deutschland. Während in westdeut-
schen Bundesländern im Durch-
schnitt weniger als 20 Prozent der Be-
fragten aussagten, ungern Ausländer
als Nachbarn zu bekommen, waren es
in Sachsen-Anhalt 35 und in Sachsen
sogar 43 Prozent der Befragten.
Insgesamt befragte die Bertels-

mann-Stiftung 5041 Menschen in 79
Regionen Deutschlands zu verschie-
denen Aspekten des gesellschaftli-
chen Zusammenhalts. Auffällig ist,

dass die Menschen in Deutschland
sehr unzufrieden mit den sozialen
Unterschieden sind. So sagten etwa
65 Prozent der Befragten, dass die
wirtschaftlichen Gewinne in
Deutschland nicht gerecht verteilt
würden. Weitere 52 Prozent gaben
an, die sozialen Unterschiede im Land
im Großen und Ganzen nicht gerecht
zu finden. Nur 20 Prozent der Be-
fragten stimmtenderAussage zu, dass
man in Deutschland entsprechend
seiner Leistung vergütet wird. Vor
diesem Hintergrund ist es überra-
schend, dass die Menschen in
Deutschland mit ihrem Bruttolohn
überwiegend zufrieden sind, wie die
ebenfalls am Montag veröffentlichte
Studie des Instituts der deutschen
Wirtschaft (IW) zeigt.
Die Erhebung des IW fand im Rah-

men des Sozioökonomischen Panels
statt, bei welchem 30 000 Menschen
in ganz Deutschland befragt wurden.
Zur Untersuchung der Frage, ob sich
Arbeitnehmer gerecht entlohnt füh-
len, wurden Arbeitslose aus der Sta-
tistik herausgerechnet. Auch bei die-
ser Erhebung ist das Ost-West-Gefäl-
le auffallend. Während in West-

deutschland etwa 63 Prozent der Be-
fragten angaben, ihren Bruttolohn als
gerecht zu empfinden, waren es in
Ostdeutschland nur etwa 49 Prozent.
Besonders auffällig ist der Unter-

schied des Gerechtigkeitsempfindens
mit dem Einkommen im Niedriglohn-

sektor. So gaben etwa 58 Prozent im
Niedriglohnsektor in Westdeutsch-
land an, ihr Bruttoeinkommen als ge-
recht zu empfinden. Im Osten waren
es demgegenüber nur etwa 38 Pro-
zent. Die Studie zeigt außerdem, dass
sich Beschäftigte, die nach einem
Haus- oder Flächentarifvertrag be-
zahlt werden, im Durchschnitt ge-
rechter entlohnt fühlen als Arbeit-

nehmer aus Betrieben ohne Tarifbin-
dung.Während 63,2 Prozent der nach
Tarif bezahlten Beschäftigten ihr
Bruttoeinkommen als gerecht emp-
finden, beträgt dieser Wert für nicht
tarifgebundene Arbeitnehmer 56,3
Prozent.
Inwiefern sich das Gerechtigkeits-

empfinden bezüglich der eigenen
Entlohnung in Deutschland verän-
dert hat, ist nicht untersucht worden.
»In den letzten Jahren wurde die Ge-
rechtigkeitswahrnehmung bezüglich
des eigenen Einkommens allgemein
abgefragt und nicht zwischen Brutto-
und Nettoeinkommen unterschie-
den«, erklärte Helena Schneider vom
IW. Daher könne man die Studien
nicht miteinander vergleichen. Be-
züglich der Bertelsmann-Studie er-
klärte Kai Unzicker, dass sich die Ten-
denzen des Ost-West-Gefälles in den
letzten Jahren schon gezeigt hätten.
Die Ergebnisse zum sozialen Zusam-
menhalt in Deutschland unterschie-
den sich nicht wesentlich zu frühe-
ren Erhebungen.
Interessant an der Bertelsmann-

Studie ist, dass auch das Vertrauen in
Institutionen untersucht wurde. Be-

merkenswert ist, dass das Vertrauen
in die Polizei durchschnittlich sehr
viel höher ist als in politische Partei-
en. So gaben nur etwa neun Prozent
der Befragten an, großes oder sehr
großes Vertrauen in die politischen
Parteien zu haben. Bei der Polizei wa-
ren es demgegenüber 70 Prozent. Da-
mit genießt die Polizei auch ein hö-
heres Vertrauen als die Bundesre-
gierung. 30 Prozent der Befragen ga-
ben an, großes Vertrauen in die Bun-
desregierung zu haben, 45 Prozent
der Befragten gaben »teils, teils« an.
Auch hier ist das Verhältnis in den
Bundesländern spannend. In Bran-
denburg stimmten mit 37 Prozent die
meisten der Befragten in einem Bun-
desland der Aussage zu, der Bundes-
regierung wenig bis gar nicht zu ver-
trauen. In Sachsen stimmten 30 Pro-
zent der Befragten dieser Aussage zu,
in den anderenBundesländern lag der
Wert bei etwa 20 bis 25 Prozent. Am
größten war das Vertrauen in die
Bundesregierung unter den Befrag-
ten in Hamburg. Hier gaben nur 15
Prozent der Befragten an, wenig bis
gar nicht in die Bundesregierung zu
vertrauen.

In Westdeutschland
gaben etwa 63 Prozent
der Befragten an, ihren
Bruttolohn als gerecht
zu empfinden. In
Ostdeutschland waren
es nur etwa 49 Prozent.
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Mit Rassismus gegen Rassisten
Künstlerkollektiv ZPS hat angeblich Höckes DNA untersuchen lassen / AfD-Abgeordneter bedroht Künstlerkollektiv
Erneut provozieren die Aktions-
künstler vom Zentrum für Politi-
sche Schönheit. Björn Höcke soll
laut einer heimlichen DNA-Probe
Portugiese sein. Die AfD zürnt.

Von Sebastian Bähr

Subtilität ist definitiv keine Stärke des
AfD-Bundestagsabgeordneten Ste-
phan Brandner. Am Wochenende ver-
öffentlichte der Thüringer Politiker
und Höcke-Unterstützer das Foto ei-
ner Machete in sozialen Netzwerken.
Darunter schrieb er: »Warten... auf die
Antifa oder das Zentrum für Politi-
sche Schönheit. [...] Vielleicht kön-
nen die ’nen Tipp geben, wie ich das
Gerät ›künstlerisch‹ gebrauchen
kann.« Bereits einen Tag später pos-
tete Brandner ein weiteres Bild der
Waffe mit einer Anspielung auf be-
sagte Gruppen. Gegenüber Medien
erklärte er, das Foto sei keine »Dro-
hung« – sondern eben »Kunst«.
Das Zentrum für Politische Schön-

heit (ZPS) machte dagegen klar, dass
es die Botschaft verstanden habe.
»Gegenüber demZPS fällt der AfD nur
Gewalt ein«, hieß es auf Twitter in
Reaktion auf Brandners Worte. Auch
Journalisten und Politiker zeigten

sich empört. »Und so was sitzt im
Bundestag – unwürdig!«, sagte Nie-
ma Movassat, Bundestagsabgeordne-
ter der LINKEN, zu den Äußerungen
des Rechtsaußenpolitikers.
Einzelpersonen und Initiativen

riefen angesichts des zunehmenden
Drucks zu Solidarität mit dem Künst-
lerkollektiv auf. Für den 20. Dezem-
ber haben Antifaschisten zudem ei-
nen Mahngang in Bornhagen sowie
eine Besichtigung des dort vom ZPS
errichteten Holocaustdenkmals ge-
plant. »Es geht zum einen darum, den
Mitwirkenden des ZPS zu zeigen, dass
sie nicht alleinstehen, in ihrem
Kampf, den Rechtsaußen-Politiker
Höcke als Nationalisten, Rassisten
und Antisemiten zu enttarnen«, hieß
es in dem Aufruf »Kunstfreiheit im
Höcke-Dorf«. Zum anderen wolle
man den »besorgten Dorfbewoh-
nern« nicht das Feld zu überlassen.
Angriffe auf das Mahnmal und die
Fahrzeuge des ZPS hätten eine »rote
Haltelinie« überschritten.
Rund drei Wochen nach dem Auf-

bau von Gedenkstelen vor dem Haus
des thüringischen AfD-Chefs hatte
das umstrittene Künstlerkollektiv
jüngst einen neuen Teil seiner um-
fangreichen Aktion öffentlich ge-

macht: Das ZPS erklärte, dass es
heimlich einen DNA-Test bei Höcke
gemacht habe, um seine »völkische
Abstammung« zu überprüfen. Ein
Labor in Österreich hätte die Daten
ausgewertet. Das vermeintliche Er-
gebnis: der rechtsradikale Politiker

sei »ausgewanderter Portugiese« und
damit kein »Abstammungsdeut-
scher«. Aus einem angeblichen Gut-
achten zitierten die Künstler: »Die
Datenbank-Suche mit allen 16 DNA-
Markern hat vier Treffer ergeben, die
allesamt der europäischen Populati-
on zuzuordnen sind. Der Treffer in
der gemischten Bevölkerung Brasi-

liens kann als ausgewanderter Por-
tugiese interpretiert werden. Somit
wären zwei der Treffer ethnisch in
Portugal anzusiedeln, einer in
Frankreich, und einer in Nordpo-
len.« Das Fazit: Für den »völkischen
Rassismus in Deutschland« sei Hö-
cke nicht länger redeberechtigt.
Woher die vermeintliche DNA-

Probe stammte, ließen die Aktions-
künstler offen. Auf Twitter verwie-
sen sie scherzhaft auf »Bernstein«.
Bereits bei der inszenierten Über-
wachung von Höckes Grundstück
hatten sie zuvor angegeben, denMüll
des Politikers durchsucht zu haben.
Normalerweise braucht man in
Deutschland die Genehmigung der
Person, deren DNA analysiert wer-
den soll. Ein Handeln ohne Einwilli-
gung kann mit einer Geldstrafe ge-
ahndet werden.
Der neueste Part der offensicht-

lich umfassend gegen Höcke gerich-
teten Kampagne des ZPS stieß dies-
mal speziell auch unter linken Akti-
visten und Politikern auf verstärkte
Kritik. »Mir ist es im übrigen scheiß-
egal, welche genetische Herkunft ein
Nazi hat. Und Abstammungstests
sind alles andere als ein emanzipa-
torischer Umgang mit deren mörde-

rischen Ideologie«, schrieb etwa Ka-
tharina König-Preuss, thüringische
Landtagsabgeordnete der Linkspar-
tei und Mitglied im NSU-Untersu-
chungsausschuss. »Einen Nazi mit-
tels Gentest als der ›deutsche Rasse‹
nicht zugehörig zu ›entlarven‹ ist ei-
ne rassistische Methode. Warum
nicht gleich Ariernachweis?«, fragte
auch die Aktivistin Jutta Ditfurth.
Für Philipp Ruch, den künstleri-

schen Leiter des ZPS, kommt diese
Kritik nicht überraschend. »Wir wen-
den die Maßstäbe des neuen politi-
schen Rassismus in Deutschland kon-
sequent auf Höcke an«, sagt der Akti-
onskünstler dem »Göttinger Tage-
blatt«. »Dass das ganz links nicht un-
geteilte Freude hervorruft, war uns
klar.« Das Künstlerkollektiv hatte
breites zu Beginn seiner Inszenierung
erklärt, gegen »Nazis« nur »Nazime-
thoden« anzuwenden.
Es ist nicht auszuschließen, dass

sich in den kommendenWochen noch
weitere Aktionen des ZPS mit dem
Schaffen von Höcke auseinanderset-
zen werden. An seine Skeptiker rich-
tete das Kollektiv bereits trocken:
»Wir haben jetzt eine ganz ganz
schlechte Nachricht: Kunst ist nicht
politisch korrekt!«

»Mir ist es egal, welche
genetische Herkunft
ein Nazi hat. Abstam-
mungstests sind alles
andere als ein emanzi-
patorischer Umgang
mit deren Ideologie.«
Katharina König-Preuss,
Linkspartei Thüringen
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Bundeskanzlerin
verurteilt Verbrennen
israelischer Fahnen
Berlin. Bundeskanzlerin Angela
Merkel und der CDU-Vorstand ha-
ben das Verbrennen israelischer
Fahnen bei Protestaktionen in Ber-
lin verurteilt. »Wir wenden uns ge-
gen alle Formen von Antisemitis-
mus und Fremdenhass«, sagte
Merkel nach einer Sitzung des Gre-
miums am Montag in Berlin. »Der
Staat muss mit allen Mitteln des
Rechtsstaats dagegen einschrei-
ten«, verlangte die Kanzlerin. Aus
Protest gegen die Entscheidung
von US-Präsident Donald Trump,
Jerusalem als Hauptstadt Israels
anzuerkennen, waren bei einer
Kundgebung vor der US-Botschaft
in Berlin am Freitagabend israeli-
sche Fahnen verbrannt worden.
Auch am Sonntag wurde bei einer
Demonstration im Berliner Stadt-
teil Neukölln eine israelische Flag-
ge angezündet. Berlins Regieren-
der Bürgermeister Michael Müller
(SPD) kündigte an, die Polizei
werde »klar jede Straftat verfolgen
und Demonstrationen, von denen
Straftaten ausgehen, auflösen«.
Gegen das Verbrennen von Israel-
Fahnen auf Demonstrationen vor-
zugehen, ist juristisch nicht so ganz
einfach: Denn dies ist nach Para-
graf 104 des Strafgesetzbuches nur
dann strafbar, wenn die Flagge et-
wa an einem Botschaftsgebäude
angebracht war und abgerissen
wurde. Dennoch muss die Polizei
die Polizei auch Verbrennungen
von Fahnen, die die Demonstran-
ten selbst mitbringen, nicht hin-
nehmen. So haben die Ordnungs-
hüter dieMöglichkeit, Auflagen für
eine Demonstration zu erteilen.
Und sie können auf diese Weise
untersagen, dass Gegenstände wie
Puppen oder Fahnen verbrannt
werden. Agenturen/nd

Investitionsstau von 126
Milliarden Euro
Stuttgart. Schäbige Schulen, ma-
rode Schwimmhallen, Straßen mit
Schlaglöchern – die Städte und Ge-
meinden sehen einen Investitions-
stau von 126 Milliarden Euro in
Deutschland. Der größte Bedarf
bestehe bei Plätzen, Straßen und
Brücken, sagte der Präsident des
Deutschen Städte- und Gemeinde-
bundes, Norbert Schäfer, am Mon-
tag anlässlich einer Präsidiumssit-
zung seines Verbands in Stuttgart.
Allein um deren Verfall zu stop-
pen, seien 34,4 Milliarden Euro nö-
tig. Die Sanierung von Schul- und
Kitagebäuden schlage mit fast 32
Milliarden zu Buche, die von
Sportstätten mit 11,3 Milliarden
Euro. dpa/nd

Alt-Ministerpräsident
Sellering in Politik zurück
Schwerin. Erwin Sellering (SPD)
kehrt ein halbes Jahr nach seinem
Rücktritt als Ministerpräsident in-
folge einer schweren Krebser-
krankung in die Landespolitik zu-
rück. Am Dienstag werde er erst-
mals nach dem Abschluss seiner
Therapie an einer Fraktionssit-
zung der SPD im Landtag als Ab-
geordneter teilnehmen, sagte Sel-
lering amMontag in Schwerin. Am
Mittwoch nehme er an der Land-
tagssitzung teil, auf der der Lan-
deshaushalt für die kommenden
zwei Jahre verabschiedet werden
soll. Sellering sagte, das vergan-
gene halbe Jahr sei keine leichte
Zeit gewesen, doch er habe viel
Zuspruch und Ermunterung er-
fahren. Dafür wolle er Dank sa-
gen. Jetzt sei er seit vier Wochen
wieder zu Hause, fühle sich fit und
arbeitsfähig. dpa/nd

Hendricks lässt
NS-Historie erforschen
Berlin. Bundesbauministerin Bar-
bara Hendricks (SPD) lässt die NS-
Vergangenheit des Bundesbaumi-
nisteriums erforschen. Sie habe
dafür eine unabhängige Histori-
kerkommission berufen, teilte
Hendricks am Montag in Berlin
mit. Das Forschungsprojekt ist
demnach auf mehrere Jahre an-
gelegt. Anschließend soll ein öf-
fentlicher Abschlussbericht vor-
gelegt werden. AFP/nd

Björn Höcke hat von seinem Haus aus seit einiger Zeit eine wunderbare Aussicht auf das Mahnmal des Zentrums für politische Schönheit. Foto: Florian Boillot

»Richter der zehn Gebote« vor Wiederwahl in Alabama
Trotz zahlreicher Enthüllungen über angebliche sexuelle Übergriffe stehen die Republikaner um Präsident Trump zu ihrem Senatskandidaten Moore

Der Rechtsausleger Roy Moore hat
trotz schwerer Anwürfe wegen se-
xistischer Übergriffe gute Chan-
cen, Senator zu werden – mit Un-
terstützung des US-Präsidenten und
der Republikanerpartei.

Von Max Böhnel, New York

Unter normalen Umständen wäre in
Alabama die Wahl der Rechtsaußen-
lokalgröße Roy Moore eine ausge-
machte Sache. Der Ex-Richter würde
amDienstag in der vonWeißen, Evan-
gelikalen und Republikanern domi-
nierten Hochburg des Ultrakonserva-
tismus mühelos den Sieg davontra-
gen und in Washington den Senats-
sitz einnehmen, den Jeff Sessions auf-
gab. Der wurde unter Trump Justiz-
minister. Aber im vergangenen Mo-
nat wurde dank der »MeToo«-Kam-
pagne und wegen eines Enthüllungs-
artikels in der »Washington Post« Ei-
niges bekannt.
Der angehende Staatsanwalt Moo-

re stellte demnach in den 70er und

80er Jahren als Mann in seinen Drei-
ßigern Teenager-Mädchen nach. Die
Schilderungen in der Zeitung reich-
ten von der Aufforderung zu sexuel-
len Handlungen gegenüber einer 14-
Jährigen bis hin zu sexuellen Über-
griffen. Moore hatte den Enthüllun-
gen zufolge auch polizeiliches Zu-
trittsverbot zu einer Einkaufszone,
weil er wiederholt Mädchen beläs-
tigte. Auf den Zeitungsbericht
hin äußerten sich weitere Frauen.
Eine berichtete, Moore habe sie da-
mals mit den Worten bedroht, sie sei
nur »ein Kind, und ich bin der Be-
zirksstaatsanwalt. Wenn Du jemand
davon erzählst, wird Dir kein Mensch
glauben.« Bis heute bestreitet Moore
jegliche Anschuldigung als »Fake
News« und Verschwörung der oppo-
sitionellen Demokraten.
Moore wurde USA-weit bekannt

als der »Richter der zehn Gebote«,
weil er diese zunächst auf einer Holz-
tafel vor seinem Büro und Jahre spä-
ter als in Granit gehauenes Monu-
ment vor dem Gerichtsgebäude plat-

zieren ließ. Als ein Bundesgericht ihn
im Jahr 2003 zur Entfernung auffor-
derte, ignorierte er den Beschluss.
Damit stieg er bei den fundamenta-
listischen Evangelikalen in den ge-
samten USA zum Helden auf. Vor
zwei Jahren geriet Moore erneut in
die nationalen Schlagzeilen, als er
Familienrichtern in seinem Heimat-
staat die Richtlinie ausgab, homose-
xuellen Paaren Heiratserlaubnisse zu
verweigern. Damit stellte sich Moore
offen gegen die Entscheidung des
Obersten Gerichts in Washington.
Auf die Enthüllungen in der »Wa-

shington Post« hin, die durch weitere
Nachforschungen von Zeugen bestä-
tigt wurden, wandten sich empörte
Konservative von Moore ab. Seine ur-
sprünglich als sicher geltenden Sie-
gesaussichten schwanden – nicht zu-
letzt, weil sich führende, als moderat
geltendeRepublikanergrößenwie der
Senator aus Arizona JohnMcCain und
der Senatsführer Mitch McCon-
nell öffentlich gegen die Stimmab-
gabe für Moore aussprachen. Auch

Trump bezog wochenlang keine Stel-
lung.
Doch dann schwang das Pendel

wieder zurück. Den Ausschlag gab das
Machtkalkül des Weißen Hauses und
der Republikanerführung. Denn ein
Verlust des Senatssitzes von Alabama
würde den Vorsprung der Partei ge-
genüber den Demokraten im Wa-
shingtoner Senat auf 51 zu 49
schrumpfen lassen und damit – aus
ihrer Sicht – gefährlich verringern.
Dementsprechend forderte McCon-
nell auf einmal nicht mehr den Rück-
tritt von Moore, sondern »die Ent-
scheidung der Menschen in Alaba-
ma«. Die Republikanerführung nahm
die Wahlkampffinanzierung für Moo-
re wieder auf. Trump sprach sich per
Twitter und drei Tage vor der Wahl
bei einem Auftritt wenige Kilometer
von der Grenze zu Alabama in Mis-
sissippi für ihn aus.
Laut Umfragen liegen Moore und

sein demokratisches Gegenüber Doug
Jones Kopf an Kopf. Schon vorher war
der rechtsradikale Ex-Trump-Berater

Steve Bannon in Alabama aufgetre-
ten und hatte vor Moore-Fans »ge-
gen Globalismus« gewettert. Moore
selbst blinkte am Wochenende ganz
nach rechts, als er sagte, Amerika sei
zur Zeit der Sklaverei »groß gewe-
sen, als die Familienbande stark wa-
ren« und »das Land eine Orientie-
rung hatte«.
Geht die Wahl zugunsten von

Moore aus, so ist sie als Erfolg des
Trumpismus zu werten. Als solchen
werden ihn die Rechtsradikalen, die
sich wie Steve Bannon lautstark für
Moore einsetzten, dann auch emp-
finden. Im Fall von Alabama spielt
denn auch die Passivität seiner Geg-
ner eine Rolle. Denn Moores Verhal-
ten abstoßend zu finden, bedeutet
nicht automatisch, einen Demokra-
ten zu wählen. Denn so einer gilt im
Kernland der Evangelikalen als In-
karnation des Bösen. Man bleibt dann
eben zu Hause, hat niemanden ge-
wählt und sonnt sich in der sich
selbst attestierten gleichen Distanz zu
den vermeintlichen Extremen.
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EU erkennt Jerusalem
nicht als Israels
Hauptstadt an
Brüssel. Die EU hat Forderungen
des israelischen Ministerpräsiden-
ten Benjamin Netanjahu nach An-
erkennung Jerusalems als Haupt-
stadt seines Landes eine klare Ab-
sage erteilt. »Er kann seine Er-
wartungen an andere richten, denn
von der Seite der EU-Mitgliedstaa-
ten wird dieser Schritt nicht kom-
men«, sagte die EU-Außenbeauf-
tragte Federica Mogherini am
Montag nach einem knapp zwei-
stündigen Treffen der EU-Außen-
minister mit Netanjahu in Brüssel.
Netanjahu hatte die EU-Staaten
zuvor aufgefordert, dem US-Bei-
spiel zu folgen und Jerusalem als
Hauptstadt Israels anzuerkennen.
»Grundlage für Frieden ist, die Re-
alität anzuerkennen«, sagte Ne-
tanjahu. dpa/nd

Versuchter Terroranschlag
in New York
New York. In der Nähe vom New
Yorker Times Square ist es am
Montag in einer U-Bahn-Station zu
einer Explosion gekommen. Es
handelte sich dabei um einen ver-
suchten Terroranschlag. Dies sag-
te New Yorks Bürgermeister Bill de
Blasio vor Journalisten. Vier Men-
schen wurden verletzt. Jedoch sei
keiner von ihnen in Lebensgefahr,
berichtete die Feuerwehr. Die Po-
lizeibehörde NYPD bestätigte eine
Festnahme. Ein 27-jähriger Tat-
verdächtiger sei in Gewahrsam ge-
nommen worden, auch er sei ver-
letzt, teilte die Polizei mit. dpa/nd

Griechenland: Große
Streiks am Donnerstag
Athen. Aus Protest gegen die Li-
beralisierung des Arbeitsmarkts
haben griechische Gewerkschaf-
ten für den kommenden Donners-
tag zu groß angelegten Streiks auf-
gerufen. Unter anderemwollen die
Mitarbeiter des öffentlichen
Dienstes und die Seeleute für 24
Stunden in den Ausstand treten.
Bereits amMontag gab es erste De-
monstrationen in Athen und Thes-
saloniki. Die Liberalisierung des
Arbeitsmarkts ist wesentlicher Be-
standteil des Spar- und Reform-
programms und Voraussetzung für
weitere Hilfen der Gläubiger des
hoch verschuldeten Griechen-
lands. Vorgesehen sind unter an-
derem die Beschränkung des
Streikrechts und die Lockerung des
Kündigungsschutzes. dpa/nd

Hoffnung für inhaftierte
Britin in Iran
Teheran. Das iranische Außenmi-
nisterium will im Fall der seit fast
zwei Jahren inhaftierten iranisch-
stämmigen Britin Nazanin Zagha-
ri-Ratcliffe vermitteln. »Das The-
ma ist zwar Angelegenheit der Jus-
tizbehörden, aber wir werden aus
humanitären Gründen vermit-
teln«, sagte Außenamtssprecher
Bahram Ghassemi bei einer Pres-
sekonferenz am Montag. Er sagte,
der Fall sei eines der Themen bei
Gesprächen am Wochenende mit
dem britischen Außenminister Bo-
ris Johnson gewesen. Zaghari-Rat-
cliffe war während eines Famili-
enurlaubs verhaftet und 2016 zu
einer fünfjährigen Haftstrafe ver-
urteilt worden. Ihr wird Verbrei-
tung von Propaganda gegen die
iranische Regierung und die Vor-
bereitung eines Umsturzes vorge-
worfen. dpa/nd

Gruevski als starker Mann
Mazedoniens abgetreten
Skopje. Der einst starke Mann Ma-
zedoniens,NikolaGruevski, hat die
politische Bühne verlassen. Nach-
dem der 47-Jährige im vergange-
nenMai nach zehn Jahren das Amt
des Regierungschefs räumen
musste, gab er jetzt auch den Vor-
sitz der langjährigen Regierungs-
und heutigen Oppositionspartei
VRMO ab, wie Medien am Montag
in Skopje berichteten. Auf Gru-
evski warten mehrere Anklagen
der Sonderstaatsanwaltschaft we-
gen schwerer Kriminalität, Amts-
missbrauch und groß angelegter
Korruption. dpa/nd

Weltweite Waffenverkäufe steigen wieder
Stockholmer Friedensforschungsinstitut: 2016 wurden weltweit Rüstungsgüter für 374,8 Milliarden Dollar verkauft
Erstmals seit 2010 sind die Umsätze
der größten Rüstungsunternehmen
weltweit gestiegen. Mehr als die
Hälfte der Waffen wurden laut Frie-
densforschungsinstitut SIPRI von
den USA verkauft.

Von Bengt Arvidsson, Stockholm

Weltweite Krisen und eine verbes-
serte Haushaltslage in Europa feuern
das Geschäft mit dem Tod wieder an.
Nach jahrelangem Rückgang sind die
Verkaufszahlen für Waffen erstmals
seit 2010 wieder angestiegen. Von
2015 auf 2016 um 1,9 Prozent. Dies
geht aus dem am Montag veröffent-
lichen Jahresbericht des renommier-
ten Stockholmer Friedensfor-
schungsinstitutes (SIPRI) zu den
Waffenverkäufen der 100 größten
Rüstungskonzerne weltweit hervor.
Seit 2002 ist der Umsatz für Waf-

fen demnach sogar um 38 Prozent
angestiegen. Insgesamt wurde 2016
weltweit Tötungsausrüstung imWert
von 374,8 Milliarden Dollar (321,9

Milliarden Euro) verkauft. Das ist
mehr als das Zehnfache der gesam-
ten Staatsausgaben des 163 Millio-
nen Einwohner zählenden Entwick-
lungslandes Bangladesch im glei-
chen Jahr.
Dabei versorgen vor allem die USA

die Welt mit Waffen. Vom Gesamt-
umsatz für Rüstungsgüter fallen
217,2 Milliarden Dollar auf US-Un-
ternehmen. Das sind 57,9 Prozent al-
ler weltweiten Waffenverkäufe. US-
Unternehmen verzeichneten eine
vierprozentige Verkaufssteigerung
von 2015 zu 2016.
US-Auslandseinsätze, inländische

Modernisierungsprojekte, aber auch
der gesteigerte Export in andere Län-
der sind dafür verantwortlich. Der
weltgrößte Rüstungskonzern aus den
USA, Lockheed Martin, steigerte sei-
ne Verkäufe 2016 gar um 10,7 Pro-
zent.
»Die USA modernisieren derzeit

ihre Waffensysteme. Das wurde aber
schon vor Trump entschieden. Ob er,
wie angekündigt, wirklich darüber
hinaus aufrüsten wird, ist noch of-
fen«, sagt Aude Fleurnat, For-
schungsdirektorin bei SIPRI dieser
Zeitung. Die weiterhin schwierige
wirtschaftliche Situation in den USA
könnte ihn daran hindern, so Fleur-
nat. »Zudem will Trump Steuersen-
kungen, was den Ausgabenspiel-
raum weiter einschränkt. Wir wer-
den erst in einem Jahr wissen, wo-
hin die USA unter Trumpwirklichmit
ihrer Rüstungspolitik gehen werden.
Es ist noch zu früh um eine klare Aus-
sage zu machen.«

Die Verkäufe westeuropäischer
Rüstungskonzerne lagen 2016 fast
unverändert zum Vorjahr (plus 0,2
Prozent) bei 91,6 Milliarden Dollar.
Während französische und italieni-
sche Firmen einen Umsatzrückgang
erlitten, steigerten britische (plus 2
Prozent) und vor allem deutsche
Rüstungsfirmen (plus 6,6 Prozent)
ihre Verkäufe. Der deutsche Panzer-
bauer Krauss-Maffei Wegmann stei-
gerte seine Umsätze um 12,8 Pro-
zent. Die unter anderem Waffen und
Munition herstellende Rheinmetall
erhöhte ihre Verkäufe um 13,3 Pro-
zent.
»Beide Firmen haben vor allem

von der Nachfrage in Europa, dem
Mittleren Osten und Südostasien
profitiert«, kommentiert SIPRI-For-
schungschef Pieter Wezeman. Den-
noch standen deutsche Firmen welt-
weit nur für 1,6 Prozent der Waf-
fenverkäufe. Britische Firmen hal-
ten 9,6 Prozent des Weltumsatzes,

französische fünf Prozent. »Insge-
samt geht es den europäischen Na-
tionen wirtschaftlich wieder besser.
Deshalb wird nach den Kostensen-
kungen für Rüstungsgüter nach der
Finanzkrise nun wieder mehr Geld
für Waffen ausgegeben, wovon auch

US-Firmen profitieren«, erklärt
Fleurant.
Russische Rüstungsunternehmen

verzeichneten 2016 eine Umsatz-
steigerung um 3,8 Prozent im Ver-
gleich zu 2015. Das wiederum ist ei-
ne Drosselung gegenüber den Vor-

jahren. »Die großen wirtschaftlichen
Schwierigkeiten in Russland haben
dazu beigetragen«, sagt Wezeman.
2016 verkauften russische Konzerne
Waffen für 26,6 Milliarden Dollar.
Damit stehen sie für 7,1 Prozent der
weltweit verkauften Waffen.
Außerhalb der klassischen Waf-

fenhersteller mausert sich vor allem
Südkorea zu einem immer wichti-
geren Akteur. Südkoreanische Rüs-
tungskonzerne konnten ihren Um-
satz 2016 um 29,6 Prozent auf 8,4
Milliarden Dollar steigern. In Indien,
Brasilien und der Türkei gab es laut
SIPRI im Jahr 2016 kaum Verände-
rungen.
Im Block der »etablierten weite-

ren Waffenhersteller« – Australien,
Israel, Japan, Polen, Singapur und
die Ukraine – fielen die Umsätze ins-
gesamt um1,2 Prozent. Vor allem der
starke Umsatzrückgang japanischer
Waffenkonzerne mit minus 6,4 Pro-
zent ist dafür ausschlaggebend.

Was ist SIPRI?
Das Stockholmer Friedensforschungsinstitut SIPRI ist ein unabhängiges For-
schungsinstitut. Jährlich werden mehrere Berichte über den weltweiten Be-
stand und Handel mit konventionellen und atomaren Waffen veröffentlicht.
Zusätzlich veröffentlicht es Analysen zu spezifischen militärischen Konflikten.
SIPRI ist das einzige Institut seiner Art weltweit.
Es besteht seit 1966 und wurde auf Initiative des sozialdemokratischen Mi-

nisterpräsidenten Tage Erlander zum 150. Jahrestag von ununterbrochenem
Frieden auf schwedischem Boden gegründet. Seitdem wird es hauptsächlich
über die schwedische Regierung mit Steuergeldern finanziert. Zusätzlich er-
hält es Geld von anderen Organisationen und Stiftungen. SIPRI ist aus einer
internationalen Gruppe von Forschern zusammengesetzt. Insgesamt hat es
rund 50 Mitarbeiter.

»Die USA modernisieren
derzeit ihre Waffen-
systeme. Das wurde
aber schon vor Trump
entschieden. Ob er,
wie angekündigt,
wirklich darüber hinaus
aufrüsten wird, ist
noch offen.«
Aude Fleurnat,
SIPRI-Forschungsdirektorin

Foto: picture alliance/Stefan Rousse
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375 Milliarden US-Dollar: Die Umsätze der globalen Waffenindustrie nehmen wieder zu 
Umsätze der 100 größten Rüstungsunternehmen seit 2003 (in Milliarden US-Dollar)

Quelle: SIPRI/Grafik: nd



Erneut Proteste gegen Justizreform
Auch die rumänische Linksregierung will Richter unter ihre Kontrolle bringen

Wie Polen und Ungarn will auch
Rumäniens Regierung die Justiz
unter ihre Kontrolle bringen. Im
Eiltempo versucht das Kabinett,
die umstrittene Justizreformdurch
das Parlament zu peitschen.

Von Thomas Roser, Belgrad

Selbst klirrendkalte Temperaturen
und die Trauer um Rumäniens ver-
storbenen Ex-König Mihai I. kön-
nen im Karpatenstaat kaum für Ab-
kühlung der erhitzten Gemüter sor-
gen. »Diebe, Diebe!«, »Rücktritt«,
»Mafia« oder »Gerechtigkeit, keine
Korruption!«, skandierten Tausen-
de empörte Demonstranten, die am
Sonntagabend in mehreren rumä-
nischen Städten gegen die geplante
Justizreform durch die Straßen zo-
gen.
Wie ihre rechtspopulistischen

Amtskollegen in Polen und Ungarn
müht sich auch Rumäniens Linksre-
gierung, die heimische Justiz unter

ihre Kontrolle bringen. Vor allem den
lästigen Korruptionsbekämpfern der
Sonderstaatsanwaltschaft DNA wol-
len die regierenden Sozialisten (PSD)
den Zahn ziehen. Im Eiltempo ver-
sucht die von ihnen kontrollierte Re-
gierung von Premier Mihai Tudose,
das Gesetzespaket zur Verwirkli-
chung ihrer umstrittenen Justizre-
form ohne größere Debatten durch
das Parlament zu peitschen.
Tumultartige Szenen spielten

sich vergangene Woche in und vor
der Volksvertretung ab. Erst wies
die Regierungsmehrheit den An-
trag der Opposition ab, die Abstim-
mung über die Gesetzesvorhaben
bis nach der Beerdigung von Ex-Kö-
nig Mihai am kommenden Wochen-
ende zu verschieben. Dann drehten
die PSD-Sitzungspräsidenten den
von ihnen wüst beschimpften Op-
positionspolitikern kurzerhand die
Mikrofone ab.
Vor einem »Weg in die Diktatur

der Mehrheit« warnt Dan Barna, der

Chef der Antikorruptionspartei
USR, angesichts der beabsichtigten
Einschränkung der parlamentari-
schen Interventionsmöglichkeiten
derOpposition. Dochweder von den
anhaltenden Straßenprotesten noch
vonWarnungen der EU und der USA
oder den Einwänden der Berufs-
verbände scheint sich der – wegen
versuchten Wahlbetrugs vorbe-
strafte – PSD-Chef und Parlaments-
vorsitzende Liviu Dragnea beirren
zu lassen.
Schon seit der Rückkehr der PSD

auf die Regierungsbank zu Jahres-
beginn wogt in Rumänien ein hefti-
ger Machtkampf um eine verstärkte
Regierungskontrolle der Justiz. Der
Versuch, per Gesetz korrupte und ins
Visier der Justiz geratene Amtsträ-
ger zu amnestieren, scheiterte im
Februar zunächst an den größten
Massendemonstrationen seit dem
blutigen Fall des 1989 hingerichte-
ten Schreckensherrschers Nicolae
Ceausescu.
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UNHCR braucht 1300
Plätze für in Libyen
gestrandete Flüchtlinge
Genf. Das UN-Flüchtlingshilfswerk
(UNHCR) sucht dringend Aufnah-
meplätze für 1300 Flüchtlinge, die
in Libyen gestrandet sind. »Dies ist
ein verzweifelter Aufruf, Solidari-
tät und Menschlichkeit zu zeigen«,
sagte der stellvertretende Hoch-
kommissar Volker Türk. »Wir müs-
sen einige der besonders bedürf-
tigen Flüchtlinge so schnell wie
möglich aus Libyen herausholen.«
Die 1300 Personen sollen bis spä-
testens Ende März umgesiedelt
werden. Tausende Flüchtlinge sind
in Libyen in die Hände von Krimi-
nellen geraten, die sie in gehei-
men Gefangenenlagern malträtie-
ren und foltern, um von Angehö-
rigen Geld zu erpressen. Das
UNHCR hat rund zwei Dutzend,
die aus solchen Lagern fliehen
konnten, in Niger in Sicherheit ge-
bracht. Die Menschen können aber
nicht in Niger bleiben. Deshalb
sucht das UNHCR Aufnahmelän-
der. Es handele sich um Menschen
etwa aus Syrien, dem Irak, Eritrea
oder dem Südsudan. dpa/nd

Saudi-Arabien
hebt Kino-Verbot auf
Riad. Das Königreich Saudi-Ara-
bien hebt ein seit über 35 Jahren
geltendes Kino-Verbot auf.Wie das
Kultur- und Informationsministe-
rium des erzkonservativen Landes
am Montag mitteilte, sollen kom-
merzielle Kinos ab Anfang 2018
öffnen dürfen. Saudiarabische Fil-
memacher zeigten sich erfreut und
sahen die Entscheidung als Un-
terstützung für die junge Filmsze-
ne des Landes. »Dies markiert ei-
nen Wendepunkt in der Entwick-
lung der Kulturwirtschaft des Kö-
nigreichs«, erklärte Informations-
minister Awwad Alawwad. Lizen-
zen für Kinos sollen ab sofort aus-
gestellt werden. Es wird erwartet,
dass die ersten Kinos ab kommen-
dem März öffnen. Wie an den
meisten öffentlichen Orten Saudi-
Arabiens wird es auch dort vo-
raussichtlich getrennte Bereiche
für Männer beziehungsweise Fa-
milien geben. AFP/nd

Philippinen: Duterte will
Kriegsrecht verlängern
Manila. Der philippinische Präsi-
dent Rodrigo Duterte hat eine ein-
jährige Verlängerung des Kriegs-
rechts im Süden des Inselstaats
gefordert. In einem Brief an den
Kongress begründete Duterte die
Forderung am Montag mit dem
Kampf gegen Islamisten und kom-
munistische Rebellen in der Re-
gion Mindanao. Kritiker des um-
strittenen Präsidenten befürch-
ten, Duterte könnte versuchen,
das Kriegsrecht auf das gesamte
Land auszuweiten und die Phi-
lippinen in eine Diktatur zu füh-
ren. AFP/nd

Linksallianz siegt in Nepal
Bündnis aus Marxisten/Leninisten und Maoisten bei Parlamentswahlen uneinholbar vorn
Neun Jahre nach der Proklamation
der Republik gewinnen die vor der
Vereinigung stehenden linken Par-
teien erstmals die Wahlen. Bei der
Umsetzung der föderalen Struktur
gibt es große Fortschritte.

Von Hilmar König

Bei der noch laufenden Auszählung
der Stimmen zu den Parlaments- und
Provinzwahlen in Nepal liegen die
Kandidaten der Allianz aus Vereinten
Marxisten/Leninisten (UML) und
Maoistischem Zentrum (MC) klar in
Front. Eine Linksregierung zeichnet
sich ab.
Neun Jahre nach der Proklamati-

on der Republik – 2008 brach die
Monarchie nach einem zehnjährigen
Bürgerkrieg zusammen – waren 15,4
Millionen Nepalesen aufgerufen, ein
Parlament (Haus der Volksvertreter)
und erstmals gesetzgebende Ver-
sammlungen der sieben Provinzen zu
wählen. 66 Prozent der Wahlberech-
tigten gaben ihre Stimme ab.
UNO-Generalsekretär Antonio

Guterres sprach von einem »histori-
schen Moment für Nepal bei der Um-
setzung seiner föderalen Struktur,
wie sie in der Verfassung von 2015
festgeschrieben ist«. Um dieses neue
Grundgesetz hatte es fast ein Jahr-
zehnt lang ein erbittertes Tauziehen

zwischen den konträren politischen
Kräften gegeben. Wie zersplittert die
politische Landschaft ist, lässt sich
allein daran ablesen, dass sich 6000
Kandidaten von 90 Parteien um ein
Mandat bewarben. Allerdings war
von vorneherein klar, dass die bes-
ten Chancen die Aspiranten des bür-
gerlichen Nepali Congress (NC) und
der beiden kommunistischen Partei-
en UML und MC haben würden. Et-
liche ihrer alten Kader hatten mit der
Waffe gegen die Royals gekämpft
und maßgeblich zu deren Sturz bei-
getragen.
Die Wahlen liefen aus Sicher-

heits- und verwaltungstechnischen
Gründen in zwei Durchgängen ab –
am 26. November und am 7. De-
zember. Die Auszählung wird noch
ein paar Tage dauern, das Parla-
ment in seiner endgültigen Zusam-
mensetzung im Januar seine Arbeit
aufnehmen. Als im Oktober UML und
MC verkündeten, für dieses Votum
eine Allianz zu bilden, stiegen die
Aussichten für einen Sieg der Linken
sprunghaft an. Sie waren in den ers-
ten Jahren der Republik zwar stets
eine bemerkenswerte politische
Kraft, agierten aber vorwiegend we-
gen der Machtgelüste ihrer Führun-
gen gegeneinander und gingen Ko-
alitionen mit dem NC ein. Die Pers-
pektive einer Vereinigung, für die die

Wahlallianz ein erster Schritt war,
fand offensichtlich die Zustimmung
einer Mehrheit in der Wählerschaft,
die für die linkeAllianz votierte. Beim
Stand der Auszählung am Montag
hatte diese bereits so viele Mandate
errungen, dass sie wohl mit einer
Mehrheit regieren kann.

Das 28-Millionen-Staat sehnt sich
nach den Wirren des Bürgerkrieges,
dem etwa 16 000 Menschen zum
Opfer fielen, den folgenden teils cha-
otischen politischen Verhältnissen
und erst recht nach der Erdbeben-
katastrophe von 2015 nach Stabili-
tät und Entwicklung. Erst ein gerin-
ger Prozentsatz der zerstörten Ge-
bäude ist wieder bewohnbar. Bis-

lang gehört Nepal ohnehin zu den
ärmsten Ländern der Welt. Viele Ne-
palesen arbeiten in Indien und in an-
deren asiatischen Staaten. Indien
und China sind die Haupthandels-
partner und Geberländer. Beide
Nachbarn buhlen auch aus strategi-
schen Gründen um Einfluss in Ne-
pal. Dem Vernehmen nach investier-
te die Volksrepublik allein in diesem
Jahr 8,3 Milliarden Dollar in Nepal.
Seit 2006 wuchs der Handel 17 mal
schneller als der zwischen Kathman-
du und Neu-Delhi.
Pushpa Kamal Dahal von der UML,

der noch immer unter seinem Gue-
rillanamen »Prachanda« (der Kämp-
ferische) populär und als nächster
Premier im Gespräch ist, hat den lan-
desweiten Wahlsieg als ein »Mandat
des Volkes« und gleichzeitig als
»enorme Herausforderung« bezeich-
net. Wenn sich die künftige linke Re-
gierung ernsthaft ans Werk mache,
erklärte er vor Journalisten am Mon-
tag, eröffne sich dem Volk ein Weg
zur Prosperität. Die Entwicklung der
Infrastruktur und die Verbesserung
der Lebensbedingungen seien drin-
gend erforderlich. Er bekräftigte den
Willen zur Vereinigung der beiden
kommunistischen Parteien. Daran
bestehe kein Zweifel. Ein entspre-
chendes Komitee werde sich umge-
hend an die Arbeit machen.

Nepal sehnt sich nach
den Wirren des Bürger-
krieges, den folgenden
teils chaotischen
politischen Verhält-
nissen und erst recht
nach der Erdbeben-
katastrophe von 2015
nach Stabilität und
Entwicklung.

Korsische
Nationalisten
für Autonomie
Geringe Wahlbeteiligung
bei Regionalwahlen

Von Ralf Klingsieck, Paris

Auf der französischen Mittel-
meerinsel Korsika haben die Na-
tionalisten die Wahl zur neuen
einheitlichen Gebietsvertretung
erwartungsgemäß mit überwälti-
gender Mehrheit für sich entschie-
den. Im zweiten Wahlgang am
Sonntag erhielten sie mit 56,5
Prozent der Stimmen die absolute
Mehrheit der Sitze.
Dass nur 52,6 Prozent der kor-

sischen Wähler ihre Stimme ab-
gegeben haben, wertet der Politi-
ker der Nationalisten Jean-Guy
Talamoni als »ernstzunehmendes
Zeichen, dass sich viele Korsen von
den Politikern und damit auch von
uns im Stich gelassen fühlen«. An-
ders als bei der Regionalwahl
2015, als der seinerzeit zum Re-
gionalratspräsidenten gewählte
Nationalist Gilles Simeoni keinen
Anruf aus Paris bekommen hatte,
gratulierte diesmal Premierminis-
ter Edouard Philippe dem Listen-
führer der Nationalisten umge-
hend. Gleichzeitig hat er ihn für
Dienstag zu ersten Gesprächen
nach Paris eingeladen.
Dies nehmen die Nationalisten

zum Anlass, gleich noch einmal ih-
re wichtigsten Forderungen an die
Regierung öffentlich zu machen.
Vor allem wollen sie innerhalb von
drei Jahren einen umfassenden
Autonomiestatus für die Insel mit
dem Recht für die Territorialver-
tretung, Gesetze zu regionalen
Schwerpunktthemen sowie eigene
Steuern zu erlassen. Ferner soll
Korsisch die Amtssprache und in
den Schulen Unterrichtssprache –
mit Französisch als zweiter Pflicht-
sprache – werden.

Diese beiden Forderungen wa-
ren für frühere Regierungen in Pa-
ris unannehmbar, nicht zuletzt
weil sie Verfassungsänderungen
erfordern würden. Zu den weite-
ren Forderungen der Nationalis-
ten gehört seit Jahren die Verle-
gung inhaftierter Korsen, die als
»politische Häftlinge« angesehen
werden, in Gefängnisse auf der In-
sel, damit ihre Familien sie leich-
ter besuchen können. Darüber hi-
naus fordern die Nationalisten
Hafterleichterungen und mittel-
fristig eine Amnestie für diese Ge-
fangenen. Auch das ist ein rotes
Tuch für Paris, vor allem weil die
Nationalisten zu diesen »politi-
schen Gefangenen« auch die drei
zu lebenslänglicher Haft verur-
teilten Mörder des Präfekten
Claude Erignac zählen, der 1998
von ihnen auf offener Straße er-
schossen wurde.
Die Selbstständigkeit der Insel

ist für die korsischen Nationalis-
ten kein Nahziel, zumal die meis-
ten Inselbewohner derzeit dage-
gen sind. Talamoni hatte dazu
zwischen den beiden Wahlgängen
erklärt, dass man sich an die de-
mokratischen Spielregeln halten
werde, aber das Fernziel der Un-
abhängigkeit weiter verfolge.
Doch selbst die optimistischs-

ten Nationalisten gehen davon
aus, dass das Thema frühestens in
zehn Jahren aktuell werden wird
und dies auch nur, wenn sich bis
dahin die Wirtschaft der Insel so
weit entwickelt, dass sie eine Ab-
trennung von Frankreich verkraf-
ten könnte. Im Präsidentschafts-
wahlkampf hatte Emmanuel Ma-
cron erklärt, er wolle an die Prob-
lematik Korsika »pragmatisch«
herangehen. Jetzt nehmen ihn die
Nationalisten beim Wort.

Die Nationalisten
wollen innerhalb von
drei Jahren einen
umfassenden Auto-
nomiestatus und das
Recht, Gesetze zu
regionalen Schwer-
punktthemen sowie
eigene Steuern zu
erlassen.

Auch wenn in Nepal noch nicht alle Stimmen ausgezählt sind, steht der Sieger bereits fest. Foto: AFP/Prakash Mathema
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Bund will Diesel-Vorteile
nicht abschaffen
Berlin. Nach dem Vorstoß von VW-
Chef Matthias Müller zum Abbau
der Steuervorteile für Dieselautos
sieht die Bundesregierung vorerst
keinen Handlungsbedarf. Das Ver-
kehrsministerium erklärte, dass
Dieselautos weniger klimaschäd-
liches CO2 ausstießen als Benzi-
ner. Der Diesel werde als »Über-
gangstechnologie« gebraucht. Das
Umweltministerium teilt diese
Haltung nicht. Eine Sprecherin er-
innerte an die Aussage von Minis-
terin Barbara Hendricks (SPD),
dass der Diesel eine steuerliche Be-
vorzugung nur dann verdient ha-
be, wenn er einen Umweltvorteil
habe. Danach sehe es aber derzeit
nicht aus. VW-Chef Müller hatte
sich für einen Abbau der Diesel-
Steuervorteile ausgesprochen. Zu-
dem forderte er die Einführung ei-
ner blauen Umweltplakette für
Dieselfahrzeuge, deren Vergabe an
bestimmte Stickoxidwerte gebun-
den werden solle. Das CSU-ge-
führte Verkehrsministerium lehnte
diese Idee am Montag allerdings
erneut ab. AFP/nd

Oetker-Gruppe
übernimmt Großbäcker
Bielefeld. Nach dem Verkauf der
Schifffahrtsaktivitäten baut die
Oetker-Gruppe ihr Bäckereige-
schäft aus. Der Bielefelder Kon-
zern übernimmt den belgischen
Großbäcker Diversi Foods, wie er
am Dienstag mitteile. Das Unter-
nehmen hat Produktionsstätten in
Belgien, den Niederlanden,
Großbritannien und Polen und
kommt mit über 1000 Beschäf-
tigten auf einen Jahresumsatz von
über 150 Millionen Euro. Oetker-
Gesellschafter Albert Christmann
betonte, mit der Übernahme set-
ze die Oetker-Gruppe ein deutli-
ches Zeichen, dass sie sich weiter
auf Wachstumskurs befinde. Zum
Kaufpreis machte das Unterneh-
men keine Angaben. Die Wett-
bewerbsbehörden müssen dem
Kauf allerdings noch zustimmen.
dpa/nd

Neuer Job für
Friedrich Merz
Köln. Der frühere CDU-Politiker
Friedrich Merz ist neuer Auf-
sichtsratschef des Flughafens
Köln/Bonn. Der 62-Jährige wur-
de am Montag an die Spitze des
Kontrollgremiums gewählt, wie
der Flughafen mitteilte. Merz er-
setzt Ex-Bundesverkehrsminister
Kurt Bodewig (SPD). Um die Per-
sonalie hatte es einen längeren
Streit gegeben. Vor zwei Wochen
scheiterte die Wahl von Merz im
ersten Anlauf, weil sich der Auf-
sichtsrat bei seiner Sitzung nicht
auf eine Erweiterung der Tages-
ordnung hatte einigen können.
Zudem stößt Merz, der von NRW-
Ministerpräsident Armin Laschet
(CDU) vorgeschlagen wurde, bei
der Opposition im Landtag auf
Kritik: Sie befürchtet einen Schritt
in Richtung einer Privatisierung
des zweitgrößten NRW-Airports.
dpa/nd

E.on spendiert E-Auto-
Kunden kostenlos Strom
Essen. Der Energiekonzern E.on
will den Verkauf von Elektroautos
des schwedischen Herstellers Uni-
ti ankurbeln. Wie E.on am Montag
mitteilte, sollen Käufer des Klein-
wagens Uniti One in Schweden
fünf Jahre lang kostenlosen So-
larstrom für eine Fahrleistung von
bis zu 60 000 Kilometer geliefert
bekommen. Dies sei im Kaufpreis
des Autos, das ab 2019 für 15 000
Euro in den Handel kommen soll,
enthalten. Dadurch werde der Ein-
stieg in die Elektromobilität für
Kunden »so einfach wie noch nie«,
erklärte E.on-Manager Frank Mey-
er. Uniti will ab dem kommenden
Jahr im schwedischen Landskrona
jährlich 50 000 Fahrzeuge des Mo-
dells One herstellen. Nach Unter-
nehmensangaben liegen bereits
mehr als 1000 Bestellungen vor.
Die Reichweite des Autos soll dem-
nach zwischen 150 und 300 Kilo-
metern liegen; Strom für rund 200
Kilometer soll sich in 30 Minuten
laden lassen. AFP/nd

Freihandelsabkommen im Endspurt
Dokumente des Abkommens zwischen EU und Mercosur-Staaten geleakt
Das Freihandelsabkommen zwi-
schendenMercosur-Staatenundder
EU könnte nach jahrelangen Ver-
handlungen bald verabschiedet
werden. Umweltschützer warnen
vor Gammelfleisch und Gentechnik.

Von Andreas Behn, Buenos Aires

Jahrelang dümpelten die Freihandels-
verhandlungen zwischen dem Ge-
meinsamen Markt Südamerikas, Mer-
cosur, und der Europäischen Union
vor sich hin. Jetzt stehen sie womög-
lich kurz vor dem Abschluss. Aus Ver-
handlerkreisen verlautete, ein Frei-
handelsabkommen zwischen den bei-
den Wirtschaftsblöcken könnte noch
während der Ministerkonferenz der
Welthandelsorganisation WTO vom
10. bis 13. Dezember in Buenos Aires
unterzeichnet werden.
Wieder wurden wichtige Fragen

der Wirtschaftspolitik und Richtlinien
für internationalen Handel offenbar
hinter dem Rücken der Bevölkerung
ausgehandelt – denn es war ein Leak,
eine nicht genehmigte Veröffentli-
chung interner Diskussionsdokumen-
te im Internet, der Ende vergangener
Woche publik machte, wie weit die
Gespräche bereits fortgeschritten sind.
Und dass zumindest im Agrarbereich
Einigungen erzielt wurden, die Um-
weltschützer und Menschenrechtler
sofort in Rage versetzten: Dabei geht
es um Exportgarantien für die um-
strittene industrielle Landwirtschaft in
Südamerika, die für Abholzung im
großen Stil, Umweltsünden aller Art
und für die gewaltsame Vertreibung
von Indigenen und Kleinbauern ver-
antwortlich gemacht wird.
Das enorme Tempo am Verhand-

lungstisch von EU und Mercosur hat
seinen Grund in den veränderten po-
litischen Rahmenbedingungen. Zum
einen brachte der abrupte Paradig-
menwechsel der USA unter Donald
Trump hin zu protektionistischer Rhe-
torik beideRegionen inZugzwangund
zur Suche nach neuen Handelspart-
nern. Zum anderen hat der radikale
Rechtsruck in den beiden wichtigsten
Mercosurstaaten Brasilien und Argen-
tinien die Freihandelsampel auf wohl-
wollendes Entgegenkommen umge-
schaltet. Zwar waren auch die vorhe-
rigen Mitte-Links-Regierungen durch-
aus freihandelsorientiert, aber sie be-
harrten auf den nationalen Interessen
und ließen sich nicht ohne weiteres
über den Tisch ziehen. Die jetzigen
neoliberalen Regierungen beider Län-
der setzen auf Auslandsinvestitionen
um jeden Preis und den Rückbau

staatlichen Einflusses auf die Wirt-
schaft, so dass einem Freihandelsab-
kommen nach Gusto der EU nicht
mehr viel im Wege steht.
Im Wesentlichen geht es in dem

Abkommen um die Festschreibung
althergebrachter Handelsstrukturen.
Die EU will die Exporte ihrer Indust-
rieprodukte gen Süden steigern, wäh-
rend der Mercosur – zu dem nach dem
Rausschmiss Venezuelas noch Para-
guay und Uruguay gehören – mine-
ralische und fossile Rohstoffe und
landwirtschaftliche Produkte in die
Waagschale legenwird. Ein guter Deal
für die europäische Industrie und auch
die Agrarkonzerne im Süden, die mit
Monokulturen, dem Anbau von Gen-
mais und -soja, dem Export von billi-
gen Futtermitteln sowie immer grö-
ßeren Viehbeständen enorme Gewin-
ne machen. Nur die Menschen in den

Staaten des Mercosur werden davon
kaum profitieren: Das Agrobusiness
schafft kaum Arbeitsplätze, zahlt trotz
Milliardensubventionen nur wenig
Steuern und ist klima- wie umwelt-
politisch kaum zu verantworten. Das
voraussichtliche Abkommen mit der
EU festigt also sogar noch die im Zu-
ge der Wirtschaftskrise beispielsweise
in Brasilien eingesetzte Deindustria-
lisierung und verbaut auch in der Zu-
kunft Chancen auf eine eigenständi-
ge, nicht vom Export von Rohstoffen
abhängige Entwicklung.
Unklar ist trotz der geleakten Do-

kumente, wie weit die EU den Inte-
ressen der Agrarlobby im Mercosur
entgegengekommen ist. Frankreich
und andere EU-Staaten wollen ihre
heimische Landwirtschaft schützen
und haben damit in der Vergangen-
heit ein Abkommen stets blockiert.

Umwelt- und Verbraucherschützer
schlugen jedoch bereits Alarm und
kritisieren, dass ohne eingehende
Kontrollen jetztmehr Fleisch sogar aus
Brasilien importiert werden soll, ob-
wohl dort erst dieses Jahr ein Gam-
melfleischskandal aufgeflogen ist. Es
sei ein Skandal und ein Schlag ins Ge-
sicht von Erzeugern und Verbraucher,
was die EU-Kommission klammheim-
lich mit Brasilien und anderen süd-
amerikanischen Ländern verhandle,
erklärte Martin Häusling, agrarpoliti-
scher Sprecher der Grünenfraktion im
Europäischen Parlament: »Werden
dieseTexte einmalVertrag, dannheißt
es freie Fahrt für Gentech-Soja und
andere mit Pestiziden hochbelastete
Rohstoffe, Agro-Treibstoffe aus zwei-
felhaftenQuellen sowie Tonnagen von
Hormon- und Gammelfleisch.«
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Abholzungen wie hier im Amazonasgebiet sind eine Folge industrialisierter Landwirtschaft in Brasilien. Foto: AFP/Carl de Souza

Konfliktreiches
WTO-Treffen
gestartet
NGO-Mitglieder dürfen nach
Protesten doch teilnehmen

Buenos Aires. Mit unterschiedli-
chen Verhandlungspositionen ist
die Welthandelsorganisation
(WTO) in der argentinischen
Hauptstadt Buenos Aires in ihre
11. Ministerkonferenz gestartet.
Vertreter aus 164 Ländern ver-
handeln unter anderem über Fi-
scherei, Landwirtschaft und e-
commerce. Es gebe noch große
Meinungsunterschiede, erklärte
WTO-Generalsekretär Roberto
Acevédo am Sonntag zum Auftakt
des Treffens. Die Bedrohung durch
Protektionismus bestehe weiter-
hin. Er forderte alle Teilnehmer zu
Flexibilität auf. Auch die Konfe-
renzvorsitzende Susana Malcorra
sprach von einem »komplexen
Umfeld« für die Verhandlungen.
»Wir werden versuchen, die in-
ternationale Unterstützung für ei-
nen auf Regeln basierenden Han-
del wieder zu beleben«, sagte
Malcorra.
Die Bundesregierung sieht die

Fortführung des WTO-Systems
trotz der Politik der neuen US-Re-
gierung als gesichert. »Es gibt kei-
ne Anzeichen dafür, dass die USA
aus der WTO austreten möchten«,
sagte Bundeswirtschaftsministerin
Brigitte Zypries (SPD) vor Beginn
der Konferenz. Angesichts des
wachsenden Protektionismus
weltweit werde die Zusammenar-
beit der WTO-Mitgliedsländer im-
mer wichtiger. »Freier und fairer
Handel basierend auf gemeinsa-
men Regeln darf nicht zur Dispo-
sition stehen«, erklärte Zypries.
Die Bundesregierung wolle Fort-
schritte beim Abbau von Agrar-
subventionen und mehr Transpa-
renz im Dienstleistungsbereich
und beim elektronischen Handel.
Für Spannungen sorgte die Ein-

reiseverweigerung für rund 60
NGO-Vertreter. Die Abgewiesenen
hätten eine »disruptive« Einstel-
lung zum WTO-Treffen, erklärten
die argentinischen Behörden. Nach
Einspruch der WTO und der be-
treffenden Regierungen wurden
23 Abweisungen rückgängig ge-
macht. Der norwegische Attac-
Vertreter Petter Titland wurde im
Flughafen von Buenos Aires ge-
stoppt und nach Brasilien abge-
schoben. Nach Protest der norwe-
gischen Regierung wurde Titland
am Sonntag jedoch zugelassen.
dpa/nd Kommentar Seite 10

Bitcoins sind noch nicht gefährlich
Ökonomen warnen vor Derivaten für die Kryptowährung / Erste Börse handelt bereits mit Bitcoin-Future

Eigentlich sind sich alle einig: Der
derzeitige Bitcoin-Hype ist nichts
als eine Spekulationsblase, die wei-
ter wächst. Gefährlich wird sie,
wenn auch institutionelle Anleger
mit ins Spiel einsteigen.

Von Simon Poelchau

Wer vor zehn Tagen geglaubt hat, das
bei 12 000 Dollar pro Bitcoin das En-
de der Fahnenstange erreicht gewe-
sen sei, der wurde eines Besseren be-
lehrt. Am Montagmittag lag der Preis
für die Digitalwährung bei 16 835
Dollar. Seit Sonntagnacht hat die ers-
te Börse sogar Termingeschäfte, so-
genannte Futures mit der Währung
zugelassen. Gleich am Montagmor-
gen schoss der Preis für diese Bitcoin-
Future an der Chicagoer Optionsbör-
se auf 18 700 Dollar in die Höhe.
Solche Preissprünge – zu Jahres-

beginn lag derWert eines Bitcoin noch
bei rund 1000 Dollar – führen zu ei-
ner selten da gewesenen Einigkeit in
der Ökonomenzunft. »Es sind eigent-
lich alle Phänomene einer Blase da«,
sagte der ehemalige Chefvolkswirt der
Deutschen Bank, Thomas Mayer, am
Montag dem Deutschlandfunk. Der
eigentliche Vorteil dieser Technik,
nämlich schnell und günstig Eigen-
tumsübertragungen zu erfassen, löse
sich jetzt langsam auf, denn es daue-
re immer länger oder koste immer
mehr, um diese zu verifizieren. So lö-
se sich der tatsächliche Preis »vom
ökonomischen Nutzen ab«. Der Wirt-

schaftsnobelpreisträger Joseph Stig-
litz fällte bereits Ende November ein
noch weitaus strengeres Urteil: Die
Kryptowährung »sollte verboten wer-
den«, sagte Stiglitz der Nachrichten-
agentur »Bloomberg«. »Sie erfüllt kei-
ne sozial nützliche Funktion.«
Die entscheidende Frage also ist:

Wie schlimm wird es, wenn die Bit-
coin-Blase platzt? Wird es nur einen
Sturm imWasserglas geben oder wird
eine neue globale Finanzkrise die
Folge sein, ähnlichwie 2007 als in den
USA die Hypotheken-Blase platzte.
»Die Preisentwicklung der Bitcoins er-
innert an die großen Blasen der Wirt-
schaftsgeschichte«, sagte eine der fünf
sogenannten Wirtschaftsweisen, die
Bonner Ökonomin Isabel Schnabel,
am Wochenende der »Welt am Sonn-
tag«. Die Einführung von Bitcoin-Fu-
tures dürfte die Spekulationen noch
weiter anheizen. Bislang, so die Wis-
senschaftlerin, »dürften die Anste-
ckungsgefahren aber begrenzt sein«.
Noch. So ähnlich sieht es auch der

linke Ökonom Rudolf Hickel. Würde
die Bitcoin-Blase platzen, dann wür-
den die Investoren ihm zufolge un-
gefähr 160 Milliarden US-Dollar ver-
lieren. »Dies ist noch kein großes
Problem«, so Hickel. Denn die ent-
scheidende Sache ist, dass die Welt
der digitalen Kryptowährung noch
nicht verbunden ist mit der übrigen
Finanzwelt. Sorgen macht ihm aber,
dass nun auch Terminkontrakte auf
die Kryptowährung zugelassen sind.
Dabei ist die Chicagoer Optionsbör-

se CBOE der einzige Handelsplatz,
der solche Deals organisiert. Ab 18.
Dezember will auch der weltweit
größte Börsenbetreiber, die Chicago
Mercantile Exchange Group (CME),
mit diesen Papieren handeln. Von der
US-Regulierungsbehörde gab es be-
reits grünes Licht.

Dabei sind diese Futures soge-
nannte Finanzderivate. Das heißt,
dass sie Wertpapiere sind, die auf an-
deren Wertpapieren aufbauen. Im
Fall der Bitcoin-Futures zum Beispiel
kauft der Investor nicht die Bitcoins,
die das eigentliche Spekulationsob-
jekt sind, sondern das Recht, Bitcoins

zu einem späteren Zeitpunkt zu ei-
nem jetzt festgelegten Preis kaufen
oder verkaufen zu können.
Auch wenn solche Geschäfte mal

erfunden wurden, um zum Beispiel
Bauern einen festen Preis für ihre
Ernte zuzusichern oder exportieren-
de Unternehmen vor Wechselkurs-
schwankungen abzusichern, so ma-
chen solche Derivate die Finanzwelt
mittlerweile eher unsicherer als si-
cherer. Schließlich entfaltete die US-
Immobilienkrise ihre zerstörerische
Kraft rund um den Globus nicht al-
lein, weil die Banken zuvor zu viele
Hypotheken vergeben hatten. Son-
dern vor allem, weil die Banken die-
se in Kreditderivate verbrieften und
als Spekulationsobjekte weiterver-
kauften. So wurden 2008 weltweit
Kreditderivate in Höhe von 596 Bil-
lionen US-Dollar gehandelt.
»Auf börsennotierte Bitcoin-Fonds

freuen sich selbst die institutionellen
Anleger«, warnt Finanzmarktexperte
Hickel heute. Denn bislang ist es die-
sen verboten, mit der 2009 ins Leben
gerufene Kryptowährung zu speku-
lieren, weil sie kein offiziell regulier-
tes Finanzprodukt ist. Doch mit den
Futures haben sie nun eine Möglich-
keit, beim digitalen Goldrausch mit-
zumachen. »Insgesamt wird die Fi-
nanzwelt zu Lasten der Realwirt-
schaft noch instabiler und krisenan-
fälliger«, warnt Hickel, dass dadurch
ein Platzen der Bitcoin-Blase noch ge-
fährlicher werden könnte als die US-
Hypothekenkrise.
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16500
Bis zu 16 000 Dollar pro Bitcoin: 
Eine neue Blase?
Kursentwicklung der Digitalwährung Bitcoin, 
Wechselkurs zum US-Dollar im Jahr 2017
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Kein faires
Signal aus
Buenos Aires
Martin Ling über Welthandel und
den Globalen Süden

Gerd Müller spricht den richtigen
Adressaten an: die Welthandels-
organisation. »Die WTO muss ein
klares Signal senden: Wir brau-
chen einen Durchbruch auf dem
Weg vom freien zum fairen Han-
del.« Wie lange der deutsche Ent-
wicklungsminister von der CSU
noch im Amt ist, wird sich mit der
kommenden Regierungsbildung
klären. Sicher ist: Die 2001 in
Doha gestartete »Entwicklungs-
runde« wird ihn überdauern.
Denn von der vor 16 Jahren von
den reichen Staaten angekündig-
ten umverteilenden Gestaltung
der Globalisierung zugunsten der
»Entwicklungsrunde« ist nach wie
vor nichts zu sehen.
Müllers Mantra vom fairen

Handel wird in Buenos Aires
wieder verpuffen: »Fairer Handel
heißt, auch im Agrarbereich den
Entwicklungsländern einen ver-
besserten Zugang zu Export-
märkten und Unterstützung beim
Aufbau der eigenen Produktion
einzuräumen. Die Ministerkonfe-
renz muss dazu ein verbindliches
Regelwerk schaffen, das Indu-
strie- und Schwellenländern klare
Grenzen für Subventionen setzt.«
Exakt das wurde schon 2001

propagiert, aber bis heute wird
selbst den ärmsten Entwicklungs-
ländern verwehrt, ihren Grund-
nahrungsmittelanbau und ihre
Kleinbauern bedingungslos zu
schützen, um wenigstens die Er-
nährungssicherheit ihrer Bevölke-
rung gewährleisten zu können. In
Buenos Aires stehen Themen wie
Ernährungssicherheit oder eine
Erweiterung des ökonomischen
Handlungsspielraums für Ent-
wicklungsländer nicht einmal auf
der Tagesordnung. So wird Mül-
lers Wunsch nicht in Erfüllung
gehen, dass ärmere, wenige kon-
kurrenzfähige Länder eine faire
Chance auf Entwicklung ihrer ei-
genen Produktion erhalten.

Globale Bewegungsfreiheit ist ein Menschenrecht
Fotoausstellung im nd-Gebäude und Podiumsdiskussion werfen Schlaglichter auf Migration von Amerika bis Europa

Vielen gilt es als das bestimmende
Thema des 21. Jahrhunderts: Mi-
gration. Von einer Migration ohne
Mauern und globaler sozialer Ge-
rechtigkeit ist die Welt noch weit
entfernt.

Von Martin Ling

Migration gibt es seit Menschenge-
denken. In Deutschland erregt das
Thema erst seit der Nicht-Grenz-
schließung im Herbst 2015 die Ge-
müter breiterer Schichten und in der
Politik. In den USA ist Migration
schon viel länger ein heißes Thema,
das durch den Amtsantritt von Prä-
sident Donald Trump und seine frag-
würdigen Mauerbaupläne neuen
Konfliktstoff erhält. Trump gibt vor,
damit die illegale Einwanderung und
den Drogenschmuggel stoppen zu
wollen. In den USA leben Schätzun-
gen zufolge rund elf Millionen Mig-
ranten ohne Aufenthaltsberechti-
gung. Etwa die Hälfte sind Mexika-
ner. Dass der Drogenschmuggel
größtenteils nicht über die grüne
Grenze verläuft, sondern die heiße
Ware in Autos über reguläre Grenz-
übergänge oder versteckt in Contai-

nern über Häfen in die USA ge-
schmuggelt wird, dürfte Trump ge-
nauso wissen wie, dass die Zahl der
an der US-Grenze aufgegriffenen il-
legalen Einwanderer zuletzt so nied-
rig war wie seit Anfang der 1970er
Jahre nicht mehr. Trumps Hang zu
alternativen Fakten ist nicht neu.
Der US-amerikanische Aktivist und

Fotograf David Bacon verfolgt und
unterstützt den Kampf der Mi-
grant*innen aus Lateinamerika für
ihre Rechte seit Langem. Seine noch
bis zum 22. Januar im nd-Gebäude
am Franz-Mehring-Platz laufende
Ausstellung zeigt eine Auswahl sei-
ner besten Fotos von den Lebensum-
ständen der Migranten und ihrem
Kampf gegen Mauern und für Ge-
rechtigkeit.
Die Ausstellungseröffnung am

4. Dezember wurde ergänzt durch ei-
ne Podiumsdiskussion im Salon der
Rosa-Luxemburg-Stiftung (RLS) über
das Thema »Migration ohne Mauern
und Kämpfe für globale soziale Ge-
rechtigkeit. Für das Recht zu migrie-
ren und zu bleiben«. Über diese Ziel-
setzung waren sich die drei Disku-
tanten David Bacon, der costa-ricani-
sche Migrationsforscher Carlos San-

doval und die Referentin für Interna-
tionale Politik und soziale Bewegun-
gen der RLS, Stefanie Kron, einig.
Über die Wege dahin gibt es keine

Kontroversen, jedoch unterschiedli-
che Ansätze: David Bacon forderte ei-
ne Klassenanalyse, in der die Mi-
granten als soziale Akteure zu be-
trachten seien und in der die Bezie-
hungen zwischen Migranten und

Nichtmigranten in ihrer Gesamtheit
analysiert werden müssten. Denn für
Bacon ist Migration nicht weniger als
ein Systemmerkmal des Kapitalismus
und wichtig für dessen Entwicklung.
Auch unter Trump habe sich am Be-
darf der US-Wirtschaft an billiger
migrantischer Arbeitskraft nichts ge-
ändert, 200.000 Farmarbeiter und

900 000 Vertragsarbeiter pro Jahr-
weisen allein die offiziellen Statisti-
ken aus. Hoffnung auf gesellschaftli-
chen Wandel schöpft Bacon aus dem
breiten Bündnis aus sozialen Bewe-
gungen und Gewerkschaften, das sich
gegen Trumps Politik wehrt und von
dem die Linke nur ein Teil sei.
Carlos Sandoval ging der Frage

nach, warum sich die Rechte das The-
ma Migration weltweit auf die Fah-
nen geschrieben hat: Die Rechte ma-
che sich das Unbehagen über die mit
der Globalisierung einhergehende
Denationalisierung der Wirtschaft zu-
nutze, ob Brexit, Trump, Orbán, Le
Pen oder Indiens Premier Modi. Der
erste Politiker dieser Couleur war aus
Sicht von Sandoval Jörg Haider 1999
in Österreich. Und schon davor hätte
der Kulturwissenschaftler Stuart Hall
1979 anhand des Thatcherismus in
Großbritannien den Begriff des auto-
ritären Populismus etabliert. Er baut
auf der wirtschaftlichen und morali-
schen Krise ebenso auf, wie auf der
Krise der politischen Repräsentation.
Neu sei indes, dass sich mehr rechte
Parteien denn je in den Parlamenten
tummeln und Fremden- sowie Islam-
feindlichkeit hoffähig machten. Ins-

besondere der konstruierte Zusam-
menhang zwischen Migration und
Terrorismus und manchmal Drogen-
handel sei in diesem Kontext von gro-
ßer Bedeutung. Die Herausforderung
für die Linke sei, zwischen einheimi-
schen Arbeitern und Migranten soli-
darische, transversale Beziehungen
von unten zu entwickeln, entlang des
gesunden Menschenverstands à la
Antonio Gramsci.
Wie so etwas aussehen kann, il-

lustrierte Stefanie Kron am Beispiel
der Willkommens- oder Zufluchts-
städte, zu denen in Deutschland zum
Beispiel Berlin, Frankfurt und Han-
nover gehören. Sie seien zwar kei-
neswegs frei von Widersprüchen und
Konflikten, auch innerhalb der Bünd-
nisse, die sie erkämpfen und in kon-
krete Politiken umsetzen. »Sie zeigen
aber, dass globale Bewegungsfreiheit
und globale soziale Bürgerschaft kei-
ne utopischen Forderungen bilden«,
so Kron. Diese Städte sind quasi Etap-
pen auf dem Weg zu einer Migration
ohne Mauern und globaler sozialer
Gerechtigkeit. Dieser Weg wird ohne
Umverteilung von oben nach unten
nicht friedvoll beschritten werden
können.

Für Bacon ist Migration
nicht weniger als
ein Systemmerkmal des
Kapitalismus und
wichtig für dessen
Entwicklung.

Permakultur ist eine Alternative
Afrikas Kleinbauern versuchen, sich mit Selbsthilfe gegen den Vormarsch der Agrarmultis zu wehren
Bis Ende des Jahres soll das Doku-
ment fertig sein: die Erklärung der
Vereinten Nationen zu den Rechten
der 800 Millionen Kleinbauern
weltweit. Noch ist eine Einigung
nicht in Sicht.

Von Roland Bunzenthal

Weiter so mit der Agrarindustrie oder
hin zu agrarökologischen Ansätzen.
Dieser Streit tobt, seit der Welt-
agrarbericht 2008 zur Überraschung
vieler sich für Letzteres ausgespro-
chen hat. Zur Überraschung, weil die-
ses von der Weltbank eingerichtete
Expertengremium nicht mit ideolo-
gieverdächtigen Ökologen besetzt ist,
sondern mit Fachleuten mit unter-
schiedlichstem Hintergrund. Dieser
Streit überlagert auch die Ausarbei-
tung der Erklärung zu den Rechten
der 800 Millionen Kleinbauern. Die
UN-Kommission für Menschenrechte
hatte 2012 einen Arbeitskreis einge-
setzt für die Erklärung, der jedoch
auch nach 17 Sitzungen noch immer
keine gemeinsame Linie gefunden
hat. Grund für die fehlende Harmo-
nie ist der Streit zwischen den Ver-
tretern einer industriellen »moder-
nen« Landwirtschaft und den Befür-
wortern eines alternativen agraröko-
logischen Ansatzes.
Der Schweizer Publizist Jean Zieg-

ler ist Teil des Arbeitskreises. Er kri-
tisiert die »moderne Landwirtschaft
der Agromultis«: »Das tägliche Mas-
saker des Hungers ist der größte
Skandal unserer Zeit. Alle fünf Se-
kunden verhungert ein Kind.«
Zwischen den Folgen des Klima-

wandels, der den notwendigen Re-
gen ausfallen lässt, und der Verdrän-
gung durch Agrarkonzerne versu-
chen die Kleinbauern in Afrika ver-
schiedene Überlebensstrategien. Be-
sonders schwer haben es jene Bau-
ern, die in den Halbwüsten am Rand
der Sahara ihr karges Dasein fristen.
Beispiel für eine gelungene Überwin-
dung der Misere aus eigener Kraft ist
jedoch jener Bauer aus Burkina Faso,
der mit seinem selbst gepflanzten
Wald im Wüstensand für Schlagzei-
len sorgte.
1984 herrschte eine verheerende

Dürre in der Sahelzone mit zahlrei-
chen Todesopfern. Dasmotivierte den
Ackerbauern Yacouba Sawadogo im
Norden von Burkina Faso, etwas da-
gegen zu unternehmen. Er besann
sich der alten, »Zaï« genannten, Me-
thoden seiner Vorfahren. Sawadogo
erkannte aber, dass man diese alten
Methoden verbessern muss, um sie
sinnvoll anzuwenden. Er vergrößerte
die Zaï-Löcher, ummantelte den Sa-
men mit einer Mischung aus Blät-
tern, Dung und Asche, legte Reihen
von Steinen, um den Abfluss des
Wassers aufzuhalten. Schon die erste
Ernte war ein Erfolg, sie füllte Sawa-

dogos Hirsespeicher. In den folgen-
den Jahren pflanzte er probeweise
unterschiedliche Arten von Bäumen.
In ihrem Schatten gediehen zudem
andere Nutzpflanzen. Das Ergebnis
war eine grüne Oase in der Wüste.
Der »Pionier« des alternativen

Ackerbaus hatte auf seinem Weg al-
lerdings heftige Widerstände zu
überwinden. Als sein Wald die Größe
von 20 Fußballfeldern erreichte,
weckte dies die Begehrlichkeit aus-
ländischer und nationaler Investo-
ren. Nur seine inzwischen erreichte
Popularität verhinderte vermutlich
seine Enteignung.
Viele Kleinbauern sind dem dop-

pelten Druck der klimageschädigten
Natur und der unerbittlich vordrin-
genden Agrarkonzerne nicht ge-
wachsen. Das zeigt ein Beispiel aus
Tunesien: Hinter dem Wald von Dat-
telpalmen in der Oase erhebt sich
drohend eine gut 20 Meter hohe
Wand aus Sand. Einzelne Büsche ra-
gen heraus, von den Bauern als Brem-
se gegen den Vormarsch der riesigen
Dünen gedacht. Vergeblich! Beim
nächsten Sandsturm droht die Düne,
den Wald unter sich zu begraben. Die
rund 100 Kleinbauern der Oase im tu-
nesischen Teil der Sahara sind auf die

Früchte der Dattelpalmen angewie-
sen, sind sie doch die einzige Ein-
nahmequelle. Vor 30 Jahren hatte sie
die tunesische Regierung mit dem
Versprechen einer weiteren Unter-
stützung in das Oasengebiet gelockt.
Die Bauern sollten als Vorposten den
Vormarsch der Wüste verhindern.
Heute scheinen die Bauern jedoch
den Kampf gegen die Natur zu ver-
lieren. Sie hoffen bislang vergeblich
auf den damals versprochenen staat-
lichen Beistand.
Die Zahl ungelöster Probleme der

Ökonomie und Ökologie hat für die
arme Landbevölkerung zuletzt eher
zu- als abgenommen: Abgeschirmte
EU-Absatzmärkte für afrikanische
Waren, Dumpingkonkurrenz in Afri-
ka durch subventioniertes Fleisch aus
der EU, Landraub durch die Planta-
genwirtschaft der Multis, die mit ih-
rer den Boden auslaugenden chemie-
gestützten Monokultur zudem die
Kleinbauern verdrängt. Und last, but
not least heizen die sinkenden Preise
für afrikanische Rohstoffe wie Kaffee
den Verteilungskampf weiter an.
Dort, wo Frieden herrscht auf dem

Kontinent, wächst die Wirtschaft mit
Rekordraten. Doch in die Statistik ge-
hen die kleinen, stagnierenden Sub-

sistenzbauern kaum ein, umso mehr
dafür die expandierenden Multis – al-
len voran der künftige Marktführer
bei Saatgut und Pestiziden, Bayer-
Monsanto. Für den Ausbau ihrer
Plantagen erkaufen diese häufig das
Wohlwollen der lokalen Politik.
Aktuelles Beispiel ist Sambias Re-

gierung. Sie vergibt große Stücke
Ackerland an ausländische Investo-
ren, um die Exporteinnahmen zu er-
höhen. Als Folge davon werden Be-
wohner von ihrem Land vertrieben;
zahlreiche Fälle von Landraub hat die
Menschenrechtsorganisation FIAN
dokumentiert. Was für Sambia gilt,
gilt auch für Sierra Leone »plündern
Unternehmen das Land aus«, beklagt
FIAN. Mit Druck und falschen Ver-
sprechen wurden die Kleinbauern da-
zu gebracht, Tausende Hektar Land
an den übermächtigen Investor Soc-
fin zu verpachten. Socfin ist ein Sub-
unternehmen von Bolloré, einer fran-
zösischen Investment- und Industrie-
holding.
Zunehmend wird auch die Pro-

duktion von Agrosprit zum Verdrän-
gungsfaktor. In Äthiopien sieht die
Regierung 23 Millionen Hektar – ein
Drittel des verfügbaren Ackerlandes
– für den Anbau von Agrospritpflan-

zen vor. Das Argument der Regie-
rung, es handle sich stets um unge-
nutztes Land, nimmt niemand in
Äthiopien noch ernst.
Es bleibt den afrikanischen Land-

wirten häufig nur eine Alternative:
der Wechsel zu alternativen Anbau-
methoden mit weniger Inputkosten
und wegen der Bioqualität größeren
Chancen auf den Absatzmärkten. Ei-
ne Richtung der alternativen bäuer-
lichen Landwirtschaft ist die Perma-
kultur. Ihr Ziel ist es, eine ausrei-
chende Ernährung zu sichern, öko-
logische Anbaumethoden anzuwen-
den, die schädlichen CO2-Emissio-
nen zu drosseln und die Ackerböden
wieder fruchtbar zu machen. Gerade
in Trockengebieten wie dem Sahel
bringt die Permakultur erhebliche
Erträge pro Hektar Boden. Dabei
wird eine Kreislaufwirtschaft etab-
liert, die auf der Kombination ver-
schiedener Feldfrüchte beruht, de-
ren Kompost zugleich als Dünger
dient. Das macht die Bauern unab-
hängig von den Saatgut- und Pesti-
zidkonzernen und erweitert die viel-
fach einseitige Ernährung der Bau-
ern Afrikas. Die Erklärung der Ver-
einten Nationen sollte das als Richt-
schnur nehmen.

Herausforderung Klimawandel: Kleinbauern bearbeiten ein vertrocknetes Feld bei Blantyre in Malawi. Foto: dpa/Jon Hrusa

ACTION

Kolumbien – »Kolumbien ein Jahr
nach dem Friedensabkommen:
Veranstaltung zum Projekt »Kin-
der des Friedens«, Referent:
Christian Raschke, Mitglied bei
»tierra unida« und Projektinitia-
tor, 13. Dezember, 19 Uhr, Buch-
laden Sputnik, Charlottenstraße
28, 14467 Potsdam, Eintritt frei.

Lateinamerika – »VIII. Kurzfilm-
festival ALBA Berlin: Kurzfilme
aus Bolivien, Kuba, Ecuador, Ni-
caragua und Venezuela«, Aus-
wahl, welche die Wirklichkeit un-
serer Länder anhand verschiede-
ner Themen zeigen. Die Veran-
staltung schließt mit Musik des
Kubaners Román Bombarlié ab.
14. Dezember, 18 Uhr, Bolivar
und Miranda Saal der Botschaft
von Venezuela, Schillstr. 9, 10785
Berlin. Eintritt frei.

Zum Lesen – »ila 411«, Dezember
2017, Schwerpunkt: Mate, 6 Eu-
ro, Bezug: Informationsstelle La-
teinamerika e.V., Heerstr. 205,
53111 Bonn, Tel. (0228) 65 68 13,
www.ila-web.de
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Mit Modulen schnell zu Schulen
Mit optimierten Prozessen will der Senat dem Schüler-Boom hinterherkommen
Wenn es sein muss, kann Berlin so-
gar flott. Bereits drei Jahre nach
Planungsstart sollen die ersten
Schulneubauten eines Schnellbau-
Pilotprojekts die ersten Schüler be-
grüßen.

Von Nicolas Šustr

MoBS wirkt. Sagt zumindest Bil-
dungssenatorin Sandra Scheeres
(SPD) bei der Pressekonferenz zum
»Modellvorhaben zur Beschleuni-
gung von Schulbauten«, wofür die
vier Buchstaben stehen. »Schulpla-
nung und -bau dauerten mit den bis-
herigen Abläufen bis zu zehn Jahre«,
so Scheeres. Nun könne diese Span-
ne halbiert werden. Ohne MoBS ist
zwar Schulbau möglich, aber sinnlos.
Zehntausende neue Schulplätze wer-
den in den nächsten Jahren benötigt.
»Es war klar, dass wir mit der bishe-
rigen Herangehensweise den Bedarf
nicht decken können«, erklärt die Bil-
dungssenatorin.
Nun sind anderthalb Jahre nach

Start des Modellprojekts die Pläne für
die zehn Schulen in sechs Bezirken
fertig. Rund 2900 Schulplätze wer-
den so neu geschaffen und über 1600
saniert.
»Die Bildungsverwaltung hat die

Raumvorgaben gemacht, wir reali-
sieren die Wettbewerbe«, sagt Stadt-
entwicklungssenatorin Katrin Lomp-
scher (LINKE). Zwar wurden Archi-
tektur und Landschaftsplanung eu-
ropaweit ausgeschrieben, allerdings
wurden je Schule sechs Büros gezielt
eingeladen und sechs weitere aus der
Ausschreibung ausgelost. »Diese Be-
schränkung spart allein schon zwei
Monate«, berichtet die Senatorin. Für
jeweils zwei Wettbewerbe hat die
gleiche Jury an einem Tag die Ge-
winner ermittelt. Auch die Prüfpro-
zesse wurden beschleunigt, die Kos-
tenermittlung im Vorfeld auf das Nö-
tige beschränkt. Dadurch müssen
auch weniger Zwischenschritte vom
Abgeordnetenhaus abgesegnet wer-
den. »Jede nicht stattfindende Parla-
mentsrunde spart weitere drei Mo-
nate«, erklärt Lompscher. Schließlich
wurde ein Generalplaner für alle
sechs Schulen beauftragt, für die Re-
alisierung sollen ebenfalls General-
unternehmer zuständig sein.
Dabei sei man schon einen Schritt

»weg von der Flurschule, hin zur
Clusterung gegangen«, sagt die

Stadtentwicklungssenatorin. »Das ist
auch sehr geeignet, um modular zu
bauen«, freut sich Lompscher. Das
senkt die Bauzeit wiederum deutlich.
Drei Schulen, eine Integrierte Se-

kundarschule in Mahlsdorf (Baustart
2019) sowie zwei Grundschulen in
Lichtenberg (Baustart 2018), werden
sogar aus Holzmodulenmontiert. Nur
rund ein Jahr Bauzeit wird für diese

Bauweise veranschlagt. »Wir wollten
Holz auf jeden Fall einmal auspro-
bieren«, sagt die Stadtentwicklungs-
senatorin.
Sandra Scheeres zeigt sich erfreut,

dass die Empfehlungen der AG Schul-
raumqualität bereits teilweise in die
Modellvorhaben übernommen wer-
den können. Zum Beispiel durch die
Berücksichtigung sogenannter Tei-

lungsräume, mit denen Schulklassen
in geteilten Gruppen unterrichtet
werden können oder Lernwerkstät-
ten, in denen Schüler experimentie-
ren oder sich handwerklich betätigen
können. Auch die digitale Infrastruk-
tur für den Einsatz von Laptops im
Unterricht sei berücksichtigt.
Als »sehr positiv« empfindet

Scheeres auch die Beteiligung aller
Betroffenen bei der Konzeption des
Neubaus für die Panke-Schule. »Wir
möchten die Partizipation im Vorfeld
ausweiten, weil diese ›Phase null‹ sehr
wichtig ist«, sagt die Bildungssena-
torin. »Wenn Eltern, Schüler und
Lehrer zu spät einbezogen werden,
gibt es nur Ärger«, so die Erfahrung.
Für die Bildungsverwaltung inno-

vativ ist auch die Planung eines
Grundschul-Neubaus an der
Chausseestraße in Mitte. Auf dem
kleinen Grundstück nahe der Euro-
pacity krönt die Sporthalle den fünf-
geschossigen Bau mit 14 Klassenräu-
men und einer Mensa. »Wir müssen
anders denken, wenn wir nicht in die
Breite gehen können«, so Scheeres.

In Mahlsdorf soll eine Schule aus Holzfertigteilen entstehen: (1) Raummodule aus Holz, (2) Flure als Halbfertigteile,
(3) Fassadenmontage Abbildung: ARGE IS Mahlsdorf [NKBAK | B+G Ingenieure | Ecotec | Franz Reschke]

Die aktuellen Schulbaupläne
} 86 000 zusätzliche Schulplätze werden im Vergleich zu 2016 bis zum Jahr
2024 benötigt, 15 000 davon wurden bereits errichtet.

} 26 400 Schulplätze sollen in 59 Neubauten entstehen, zu denen auch die
zehn beschleunigten Modellbauvorhaben gehören. Kapazität für weitere
33 800 Schüler soll mit Modularen Ergänzungsbauten (MEB) geschaffen
werden. 53 dieser Bauten wurden bereits errichtet, weitere 73 sollen noch
folgen.

} Nach Senatsplänen soll künftig auch die landeseigene Wohnungsbaugesell-
schaft HOWOGE für den Schulbau zuständig sein. Bei elf Grundstücken
habe man sich bereits geeinigt, erklärt die Stadtentwicklungssenatorin.

} Im Januar 2018 will die Bildungsverwaltung den Sanierungsplan für alle
mehr als 700 Schulen vorstellen. nic

Von Chaos in der Polizeiakademie keine Spur
Innenausschuss hörte Experten zu angeblichen Zuständen in der Ausbildung von angehenden Ordnungshütern an

Die Vorwürfe klangen heftig. Von
Schlägereien unter Polizeischülern
war die Rede. Ganz so schlimm ist
es nicht. Dass aber der eine oder an-
dere Azubi aus der Rolle fällt, be-
stätigte eine Anhörung.

Von Felix von Rautenberg

Disziplinlosigkeit, Gewalt, kriminelle
Unterwanderung – so lauteten die
anonymen Vorwürfe zu Zuständen an
der Spandauer Polizeiakademie. Dass
sich viele der Vorwürfe als unhaltbar
erweisen, belegt ein Sonderbericht
der Polizei, der am Montag im In-
nenausschuss des Abgeordnetenhau-
ses diskutiert wurde. Der SPD-Innen-
experte Frank Zimmermann (SPD)
sagte: »Eine simple Betrachtungswei-
se sollten wir hier nicht vornehmen.
Es sind immer Einzelfälle, die zu be-
trachten sind. Dennoch gibt es struk-
turelle Fragen, um die wir uns küm-
mern müssen.«
Um den Vorwürfen zu begegnen,

hatten die rot-rot-grünen Regie-
rungsfraktionen deshalb Dozenten,
Personalvertreter und eine Auszubil-
dende der Akademie zur Anhörung
geladen. Aus ihren unterschiedlichen
Antworten wurde ersichtlich, dass es
zwar Schwierigkeiten mit einzelnen
Schülern gibt, diese aber nicht ganze
Klassen oder Jahrgänge betreffen.

Die Probleme liegen an anderer
Stelle: »Wir scheuen uns nicht vor
Veränderungen, doch sehenwir, dass
die Umstrukturierung der Polizei ein
Mangel von Personalmit sich bringt«,
sagt die Victoria Kreutzer, Personal-
vertreterin bei der Polizei. Seit dem
Jahr 2013 war die Ausbildung der
Polizeieinheiten stetig reformiert
worden. Rund 1500 Polizisten wer-
den in diesem Jahr ausgebildet. Ein

Klassenlehrer der Akademie muss bis
zu fünf Klassen betreuen. Die Be-
treuung des Einzelnen könne durch
den Aufwuchs an Polizeianwärtern
nicht gewährleistet werden. »Die
Auszubildenden sind 17, 18, 19. Die
haben den Ernst des Lebens noch
nicht verstanden, wie jemand, der
schon mitten im Leben steht«, sagte
Kreutzer. Sie bemängelte die Ein-
stellungspolitik der Akademie: »Ge-

rade das erste Personalgespräch wird
nicht adäquat durchgeführt. Ich kann
mir während des Bewerbungsver-
fahrens überhaupt kein Bild über die
Lebenseinstellung des Bewerbers
machen.« Nach Aussage der Perso-
nalrätin würde das Einstellungsge-
spräch mit einem Bewerber nur fünf
Minuten dauern.
»Die Kollegenschaft hat das Ge-

fühl, dass immer nur Zahlen zählen
und nicht, dass wir mit Menschen ar-
beiten, die frisch aus der Schule kom-
men«, kritisierte auch Thorsten
Schleheider. Der ehemalige Zugfüh-
rer und Personalrat bemängelte zu-
dem, dass das Lehrerkollegium nicht
genügend in die Reformprozesse ein-
gebunden werde. Und durch den Per-
sonalmangel gebe es kaum noch leh-
rende Zugführer, die etwaigen Ver-
stöße sanktionieren würden.
Beide Befragten dementierten

unterdessen den Vorwurf, die Poli-
zei würde von »kriminellen Clans«
unterwandert. Der Vorwurf, Auszu-
bildende mit Migrationshinter-
grund würden besonders oft auf-
fällig werden, wird von ihnen eben-
falls zurückgewiesen. »Ich habe
nicht gehört, dass von Migranten
Probleme ausgehen«, sagte die Per-
son Kreutzer.
»Ich finde es sehr problematisch,

wenn man Menschen mit Migra-

tionshintergrund als Gefahr sieht«,
erklärte der Diplom-Psychologe Ah-
mad Mansour. Der bekannte Autor,
der sich unter anderem mit radikali-
sierten Jugendlichen beschäftigt, for-
derte eine differenzierte Darstellung
der Schwierigkeiten, die auch man-
chen jungen türkisch- oder arabisch-
stämmigen Polizeischüler betreffen.
Mansour sagte, dass es im Durch-
schnitt pro Klasse etwa einen Schüler
gibt, »bei dem ich Bauchschmerzen
habe«. Das könne ein deutschstäm-
miger Polizist mit einer sehr rechts-
lastigen und ausländerfeindlichen
Einstellung sein, oder ein junger
Mann mit türkischer oder arabischer
Herkunft, der frauenfeindliche oder
antisemitische Meinungen vertrete.
Beides komme vor und sei nicht zu
akzeptieren. Die Probleme sind aber
auch Folge einer schlechten Bezah-
lung, wenigen Bewerbern und einer
gesunkenen Qualität der Ausbildung,
so Mansour.
Um eine bessere Arbeit der Poli-

zeiakademie bei Bewerberverfahren
zu ermöglichen, will der Senat die
Akademie nun mit 500 000 Euro un-
terstützen, mit deren Hilfe 17 zu-
sätzliche Stellen geschaffen werden
sollen.
Die oppositionelle CDU fordert

derweil weiter einen Sonderbeauf-
tragten für die Polizeiakademie.

Polizeiakademie: Alle Stühle sind schön aufgereiht. Foto: dpa/Maurizio Gambarini

Karlsruhe
überprüft
Mietbremse
Weil eine Zivilkammer des
Landsgerichts die Regelung zur
Mietendämpfung für verfas-
sungswidrig hält, hat sie die
Vorschrift dem obersten Gericht
zu Prüfung vorgelegt.

Das Bundesverfassungsgericht in
Karlsruhe soll nachdemWillen des
Landgerichts Berlin über die Miet-
preisbremse entscheiden. Die Zi-
vilkammer 67 des Landgerichts
Berlin hält die Vorschrift im Bür-
gerlichen Gesetzbuch über die so-
genannte Mietpreisbremse für
verfassungswidrig und hat be-
schlossen, sie dem Bundesverfas-
sungsgericht vorzulegen, wie der
Präsident des Kammergerichts am
Montag in Berlin mitteilte. Allein
das höchste deutsche Gericht ha-
be die Kompetenz, eine gesetzli-
che Regelung für verfassungswid-
rig zu erklären. (67 S 218/17)
Die Zivilkammer hatte den An-

gaben zufolge bereits im Septem-
ber verfassungsrechtliche Beden-
ken geäußert. Eine Vorlage an das
Bundesverfassungsgericht unter-
blieb damals jedoch.
Anlass für den jetzigen Schritt

ist die Klage zweier Mieter, die die
höchstzulässige Miete für ihre
Wohnung nach den Vorschriften
über die sogenannte Mietpreis-
bremse festgestellt haben wollen.
Das Amtsgericht Wedding gab der
Klage teilweise statt. Die Vermie-
terin legte Berufung ein und
machte dabei auch verfassungs-
rechtliche Bedenken geltend. Die-
se Bedenken wurden von der Zi-
vilkammer 67 des Landgerichts
Berlin geteilt, hieß es.
Der Gesetzgeber habe eine Be-

zugsgröße gewählt, die Vermieter
in unterschiedlichen Städten we-
sentlich ungleich treffe, befand
das Gericht unter Hinweis auf die
starken Mietpreisschwankungen
im deutschen Markt. Weder der
Gesetzeszweck noch die mit der
gesetzlichen Regelung verbunde-
nen Vorteile noch sonstige Sach-
gründe rechtfertigten dies.
Darüber hinaus liege auch des-

halb eine verfassungswidrige Un-
gleichbehandlung vor, weil dieje-
nigen Eigentümer, die bereits in
der Vergangenheit eine zu hohe
Miete gefordert hatten, geschützt
würden. epd/nd

Amri soll vom
IS angeworben
worden sein
Ein deutscher Ableger des soge-
nannten Islamischen Staates (IS)
soll den Tunesier Anis Amri für
den Anschlag auf den Weih-
nachtsmarkt am Breitscheidplatz
angeworben haben. Das berich-
ten der Rundfunk Berlin-Bran-
denburg (rbb) und die »Berliner
Morgenpost«. Demnach soll das
IS-nahe Netzwerk des Islamisten
Abu Walaa die Rekrutierung Am-
ris vorgenommen haben. Außer-
dem soll der aus dem Irak stam-
mende Islamist Ahmad Abdullah
A. alias Abu Walaa die »Ausfüh-
rung des in Rede stehenden An-
schlags autorisiert« haben. Amri
habe bei AbuWalaa, dem Kopf der
Gruppe, eine »dreißigminütige
Privataudienz« gehabt und soll
über eine »exklusive Beziehung«
mit AbuWalaa verfügt haben, hieß
es in einer Vorabmeldung zu der
ARD-Dokumentation »Der An-
schlag«.
Gegen Abu Walaa und weitere

Beschuldigte des Netzwerkes läuft
derzeit ein Prozess wegen Mit-
gliedschaft in einer ausländischen
terroristischen Vereinigung vor
dem Oberlandesgericht Celle. Die
Verteidiger Walaas wollten sich
laut Meldung nicht zu den Vor-
würfen äußern. mkr

MEINE SICHT

Winter: langsam
herangepirscht

Pünktlich zu den ersten weißen
Flocken bricht wieder Chaos auf
den Straßen aus. So heißt es in
den Nachrichten. Es ist, als ob
sich die Berliner jedes Jahr aufs
Neue weigern, Schnee als Realität
anzuerkennen.
Wetterdienste und Medien

verkünden den Wintereinbruch
und verkennen, dass der Winter
sich bereits seit Wochen heran-
gepirscht hat: erst Temperaturen
um den Gefrierpunkt, dann ers-
ter Frost, dann schneebetupfte
Hausdächer beim Aufwachen am
Morgen. Radio und Zeitungen
warnen vor überfrierender Nässe
(meinen: Glatteis) und vermel-
den erste Schlitterpartien in der
Nacht von Freitag auf Samstag.
Frei nach dem Motto »Das

passiert mir doch nicht« setzt sich
der bequeme Berliner trotzdem
ins Auto. Dass sich auch Schnee-
matsch auf Kopfsteinpflaster gut
zum Rutschen eignet, ignoriert er
(oder sie).
Klar, es gibt diejenigen, die ir-

gendwo arbeiten, wo sie mit öf-
fentlichen Verkehrsmitteln nicht
hinkommen. Und es gibt auch die
anderen, die irgendeiner Arbeit
nachgehen, für die sie irgend-
welche Arbeitsmittel brauchen,
die nur mit dem Auto transpor-
tiert werden können. Und es gibt
diejenigen, die aus gesundheitli-
chen oder physischen Gründen
auf das Auto angewiesen sind.
Aber der Rest? Der könnte er-

heblich dazu beitragen, das win-
terliche Chaos – mitnichten ein
plötzlicher Einbruch, vor dem
niemand gewarnt hätte – zu mi-
nimieren. Wie? Einfach mal das
Auto stehen lassen. Das gilt –
kleiner Tipp – übrigens auch für
den Rest des Jahres. Denn wer
sich über vollgestopfte Straßen
und Stop-and-Go ärgert, sollte
doch wissen: Derjenige, den er
(oder sie) dafür verantwortlich
machen kann, ist in erster Linie er
(oder sie) selbst.

Johanna Treblin
über die jährliche
Mär des
Wintereinbruchs
Foto: nd/Ulli Winkler
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Erinnerung an ermordete
Sinti und Roma
Oranienburg. Zum 75. Jahrestag
von Himmlers »Auschwitz-Erlass«
erinnert der Zentralrat Deutscher
Sinti und Roma in der Gedenk-
stätte Sachsenhausen an die Opfer
der Naziverbrechen an der Min-
derheit. Zu der Gedenkveranstal-
tung an der früheren Hinrich-
tungsstätte »Station Z« des Kon-
zentrationslagers werden an die-
sem Donnerstag sowohl Überle-
benden und Angehörigen als auch
der Vorsitzende des Zentralrates,
Romani Rose, in Sachsenhausen
erwartet. Das teilten die Stiftung
Brandenburgische Gedenkstätten
und der Zentralrat mit. Am 16. De-
zember 1942 hatte SS-Chef Hein-
rich Himmler den »Auschwitz-Er-
lass« unterzeichnet. Mit ihm be-
gann die Deportation von Sinti und
Roma aus elf Ländern Europas, da-
runter rund 10 000 aus Deutsch-
land, in das Vernichtungslager
Auschwitz-Birkenau. Im besetzten
Europa wurden mehrere hundert-
tausend Sinti und Roma durch SS-
Einsatzgruppen oder in Konzent-
rationslagern ermordet. Im KZ
Sachsenhausen waren über 1000
Sinti und Roma gefangen. epd/nd

Schnee und Eis führten zu
vielen Verkehrsunfällen
Potsdam. Schnee und Glätte ha-
ben in der Nacht zum Montag auf
den Straßen des Landes zu vielen
Unfällen geführt. Zwischen Sonn-
tag 17.30 Uhr und Montagmor-
gen 4 Uhr ereigneten sich 136 Un-
fälle, teilte die Polizei mitteilte. 66
davon waren nach Angaben eines
Sprechers auf das Wetter zurück-
zuführen. 21 Menschen wurden
zumeist leicht verletzt. Insgesamt
wurden am Wochenende bei 611
Unfällen ein Mensch getötet und
89 Menschen verletzt. dpa/nd

Mordprozess nach Tod
eines Schöffen geplatzt
Potsdam. Nach dem Tod eines
Schöffen muss der Prozess um den
Giftmord an einem Kleinkind in
Potsdam komplett neu aufgerollt
werden. Der 67-Jährige sei am
Wochenende gestorben, sagte
Landgerichtssprecher Sascha Beck
amMontag. Ursprünglich hatte am
Montag die Verteidigung ihr Plä-
doyer halten sollen, für Donners-
tag war das Urteil erwartet wor-
den. Ein Termin für den neuen
Prozess steht noch aus. Angeklagt
ist ein 37-Jähriger, der im März
2014 den eineinhalbjährigen Sohn
seiner damaligen Partnerin vergif-
tet haben soll. Er habe Ruhe vor
dem schreienden Kind haben wol-
len, hieß es. Die Staatsanwalt-
schaft hatte für den Angeklagten
lebenslange Haft und die Feststel-
lung der besonderen Schwere der
Schuld gefordert. dpa/nd

Baubranche legt dank
öffentlicher Aufträge zu
Potsdam. Brandenburgs Bauwirt-
schaft zieht an und rechnet 2018
mit guten Geschäften. Ein Umsatz
von 2,76 Milliarden Euro werde
angepeilt, ein Plus von 1,7 Pro-
zent, teilte Robert Momberg,
Hauptgeschäftsführer des Bauin-
dustrieverbandes Berlin-Branden-
burg, am Montag mit. Die dyna-
mischste Entwicklung werde im
öffentlichen Bau prognostiziert,
der um 3,1 Prozent auf 840 Milli-
onen Euro wachsen werde. Zu ver-
danken sei das Investitionspake-
ten etwa für die Stadtentwicklung
und den Straßenbau. Beim Woh-
nungsbau sei kein weiteres Wachs-
tum in Sicht. Der Wirtschaftsbau
gehe mit einem Minus von zwei
Prozent ins neue Jahr. dpa/nd

Millionenschaden bei
Brand in Futtermittelhalle
Groß Pankow. Die Futtermittel-
halle einesAgrarbetriebes inGroß-
Pankow (Prignitz) ist in der Nacht
zu Montag in Flammen aufgegan-
gen. Die 2700 Quadratmeter gro-
ße Halle, in der Futtermittel, Pa-
letten und Arbeitsmaschinen un-
tergebracht waren, brannte völlig
aus. Verletzt wurde offenbar nie-
mand. Der Schaden gehe in die
Millionen, hieß es. dpa/nd

102 Millionen Euro für Investitionen in Schulen
Finanzminister Görke stellt ein Förderprogramm vor, das sich speziell an finanzschwache Kommunen richtet

Städte, Gemeinden und Landkrei-
se, die in den Jahren 2014 bis 2016
überdurchschnittlich viele Arbeits-
lose hatten, dürfen für Baumaß-
nahmen an ihren Schulen auf För-
dermittel hoffen.

Von Andreas Fritsche

Finanzschwache brandenburgische
Kommunen können Fördermittel für
die Sanierung, den Umbau oder die
Erweiterung von Schulen erhalten.
Mehr als 102 Millionen Euro zusätz-
lich stehen dafür zur Verfügung, kün-
digte Finanzminister Christian Görke
(LINKE) amMontag an. Möglich wer-
de dies durch eine weiteres, bis Ende
2022 laufendes Bundesprogramm.
Bislang standen bereits 130 Milli-

onen Euro aus dem kommunalen Inf-
rastrukturprogramm des Landes und
rund 108 Millionen Euro aus einem
anderen Bundesprogramm zur Ver-
fügung. »In den vergangenen Jahren
sind schon viele Hunderte Millionen
Euro in Brandenburg in Schulstand-
orte investiert worden«, erinnerte
Görke. Das neue Programm ergänze
die beiden bereits laufenden um ei-

nen weiteren Baustein. »Es wird ge-
rade finanzschwachen Kommunen
helfen, ihre Schulstandorte zu mo-
dernisieren«, meinte Görke. Die För-
derung sei »hoch attraktiv«, da die
Kommunen nur einen Eigenanteil von
zehn Prozent leisten müssen.
An diesem Dienstag will der Mi-

nister im rot-roten Kabinett vorstel-
len, nach welchen Kriterien die Kom-
munen ausgewählt werden, die Mit-
tel aus dem Förderprogramm erhof-
fen dürfen: Sie müssen in den Jahren

2014 bis 2016 eine überdurchschnitt-
liche Schlüsselzuweisung vom Land
erhalten haben und in diesen Jahren
außerdem überdurchschnittlich viele
Arbeitslose gehabt haben.
Nach dieser Rechnung könnte

Cottbus mit mehr als 12,3 Millionen
Euro die größte Summe erhalten, ge-
folgt von Brandenburg/Havel mit 8,9
Millionen Euro und Frankfurt (Oder)
mit 8,1 Millionen.
Die Lehrer der öffentlichen Schu-

len werden vom Land beschäftigt und

bezahlt. Für die Schulgebäude sind
die Kommunen zuständig. Sie müs-
sen also Betriebskosten und Baumaß-
nahmen bezahlen. Träger der Grund-
schulen sind in der Regel die Städte
und Gemeinden, während sich die
Landkreise zuförderst um weiterfüh-
rende Schulen kümmern.
Sechs von 14 Landkreisen sind

nun als finanzschwach eingestuft
und können Fördermittel aus dem
neuen Bundesprogramm beantra-
gen. Es sind die sechs Landkreise, die
keine Grenze zu Berlin haben, also
nicht von den im Speckgürtel der
Hauptstadt sprudelnden Steuerein-
nahmen profitieren. Auch bei den
Städten und Gemeinden sind es fast
ausschließlich die berlinfernen, die
sich Hoffnung auf Fördermittel ma-
chen dürfen. Einzige Ausnahme aus
dem Berliner Umland ist Strausberg,
und daneben gibt es einige wenige
Orte wie Müncheberg und Neurup-
pin, die nicht ganz so weit weg von
Berlin liegen.
Auch für Privatschulen können

Fördermittel beantragt werden, wenn
sich diese Schulen in finanzschwa-
chen Kommunen befinden.

Fakten
} In den Genuss der Fördermittel kommen könnten 61 von 204 Gemeinden,
drei von vier kreisfreien Städten, 6 von 14 Landkreisen, 5 von 25 Ämtern
und einer von zwei Schulzweckverbänden.

} In Tantow in der Uckermark gibt es keine staatliche Schule, nur die Evan-
gelische Salveytal-Grundschule, besucht von 43 Mädchen und Jungen.
Tantow könnte 44 948 Euro Fördermittel erhalten.

} Den Landkreisen Uckermark und Elbe-Elster winken 6,5 Millionen bezie-
hungsweise 5,9 Millionen Euro.

} Vergleichsweise große Summen stehen bereit für Wittstock (4,3 Millionen
Euro), Fürstenwalde (3,7 Millionen), Rathenow (2,6 Millionen), Strausberg
(2,2 Millionen) und Prenzlau (1,5 Millionen). af

Elektrobusse aus China
Mobilitätskonferenz sucht Lösungen für die zunehmenden Pendlerströme
Einmal jährlich soll es jetzt eine
Berlin-Brandenburger Mobilitäts-
konferenz geben. Die erste fand am
Montag in Potsdam statt.

Von Wilfried Neiße

Verstopfte Straßen, überquellende
Züge, nur sehr begrenzt erweiterbare
Verkehrsflächen. Der öffentliche Per-
sonennahverkehr in Berlin und Bran-
denburg gerät angesichts anschwel-
lender Fahrgastzahlen an seine Ka-
pazitätsgrenzen. Um hier bei den
knappen Möglichkeiten herauszuho-
len, was noch herauszuholen ist,
wurde am Montag mit der länder-
übergreifenden Mobilitätskonferenz
eine »Plattform« geschaffen, auf der
man sich künftig einmal jährlich zur
Verkehrspolitik verständigen möch-
te.
Der Regionalexpress nach Pots-

dam sei »proppenvoll« gewesen,
schilderte Susanne Henckel, Ge-
schäftsführerin des Verkehrsverbun-
des Berlin-Brandenburg (VBB), ihr
morgendliches Erlebnis bei der An-
fahrt vor den rund 100 Konferenz-
teilnehmern, die ins Haus der In-
dustrie- und Handelskammer gekom-

men waren. In der S-Bahn auf dem
gegenüberliegenden Gleis seien da-
gegen noch Plätze frei gewesen. Dort
hätte man seine Zeitung ausbreiten
können, freilich um den Preis, »dass
es von Berlin sechs bis acht Minuten
länger dauert«.
Noch »einen Wagen dranhängen«,

mehr Doppelstockzüge fahren lassen,
schmalere Sitzplätze einbauen – so
könnte auf wachsende Pendlerströme
reagiert werden. Zehntausende zie-
hen jährlich in den Großraum Berlin,
viel mehr, als Prognosen vorausge-
sagt hatten. Weil sich Autos in der
Stadt immer seltener lohnen, sind die
Neubürger zu einem hohen Prozent-
satz Kunden von Bus und Bahn.
Inzwischen pendeln täglich

230 000 Brandenburger zur Arbeit
nach Berlin. In umgekehrter Rich-
tung fahren 86 000 Berliner nach
Brandenburg. Darunter sind zahlrei-
che Studierende, die mit einem güns-
tigen Semesterticket unterwegs sind.
»Wir wollen ja auch, dass sie kein Au-
to nutzen«, sagte Henckel. Darauf
aber müsse sich die Verkehrspolitik
einstellen. Hoffnungen, dass sich mit
der starken Zunahme der Passagier-
zahlen der Fahrpreis verringern

könnte, zerstörte Brandenburgs Ver-
kehrsministerin Kathrin Schneider
(SPD) sofort. Im Vergleich mit ande-
ren europäischen Regionen liege man
schon »sehr, sehr günstig«. Auch wer-
de immer wieder gefordert, die Ta-
rifzonen-Einteilung für das Berliner
Umland attraktiver zu gestalten und
die Berliner Tarifzone B auszuwei-
ten. »Man ist dann schnell in Schwedt,
Frankfurt (Oder) oder Neuruppin. Ich
kann verstehen, dass die Menschen
nicht so viel bezahlen wollen«, sagte
die Ministerin. Aber: »Wir brauchen
die Einnahmen«, unterstrich sie mit
Verweis auf den Ausbau der Stecken
von Nauen, Dresden und Cottbus
nach Berlin, Stammbahn, Heide-
krautbahn, Prignitz-Express. Mit der
Berliner Stadtgrenze beginne nun
einmal die Tarifzone C. Wie man es
auch betrachte, es finde sich immer
jemand, dem die Tarifgestaltung un-
gerecht erscheine. Einerseits soll der
Zug möglichst überall halten, ande-
rerseits soll er aber auch schnell vo-
rankommen. »Mit diesem Konflikt
müssen wir umgehen«, setzte Schnei-
der fort.
Verkehrssenatorin Regine Gün-

ther (parteilos, für Grüne) sagte zu

einem eventuellen Ausbau der Berli-
ner U-Bahnlinie 7, »nach Schönefeld
wird es bestimmt nicht gehen«, doch
sei es nicht unwahrscheinlich, dass
die Linie »ein Stück nach Süden« ver-
längert werde. Derzeit untersuche der
Senat, ob an vier U-Bahn-Linien »der
Ausbau in Angriff genommen wer-
den« sollte. Für die Senatorin stehen
Erhalt, Modernisierung und Ausbau
des Straßenbahnnetzes im Vorder-
grund. Dies sei billiger und führe zu
schnelleren Ergebnissen. Zu Batterie-
bussen (E-Busse) sagte Günther, man
werde sich auch in diese Richtung be-
wegen. Leider gebe es in Deutsch-
land keine Hersteller solcher Busse.
Man müsse überlegen, ob man sich
an London ein Vorbild nehmen und
chinesische E-Busse kaufen wolle.
Denen gehe der Ruf voraus, sie seien
weniger komfortabel, aber das stim-
me nicht.
Verkehrsministerin Schneider ver-

wies darauf, dass sich schon 30 bran-
denburgische Kommunen im Rah-
men eines Förderprogramms des
Bundes um den Bau von Ladestatio-
nen bewerben. Schneider forderte die
übrigen auf, dabei nicht abseits zu
bleiben.

2,1 Prozent der
Schulstunden
fallen aus
Trotz neuer Lehrkräfte fallen in
Brandenburg täglich Hunderte
Unterrichtsstunden aus. Haupt-
gründe sind steigende Schüler-
zahlen und Pensionierungen.

Von Manfred Rey

Brandenburg ist vom angekün-
digten Abbau der Unterrichtsaus-
fälle an den Schulen noch weit
entfernt. Statt dessen erreichte die
Zahl der ersatzlos ausgefallenen
Stunden im abgelaufenen Schul-
jahr 2016/2017 mit 2,1 Prozent
den höchsten Wert seit zehn Jah-
ren, wie das Bildungsministerium
auf Anfrage mitteilte. Um den
durch steigende Schülerzahlen,
Pensionierungen und Krankmel-
dungen verursachten Lehrerman-
gel zu mildern, werden immer
mehr Seiteneinsteiger eingestellt
und nach kurzer Einarbeitung in
die Klassen geschickt.
Laut Bildungsressort mussten

die Schüler im vergangenen
Schuljahr auf 255 127 Stunden
Unterricht verzichten. Mehr als
zehn Prozent der rund 12,2 Mil-
lionen Pflichtstunden konnten
nicht von Fachlehrern erteilt wer-
den. Doch auch die seit 2014 ver-
stärkt eingestellten Seiteneinstei-
ger können den Bedarf von jähr-
lich 1000 bis 1200 Lehrkräften in
den nächsten zehn Jahren nicht
decken. »In bestimmten Regionen
machen Quereinsteiger in den
Grundschulen bereits zwei Drittel
aller Neueinstellungen aus«, sagt
Günther Fuchs, Landesvorsitzen-
der der Gewerkschaft Erziehung
und Wissenschaft (GEW).
Knapp zehn Prozent der rund

19 000 Lehrkräfte in Branden-
burg sind bereits Seiteneinsteiger.
»Ihre Zahl wird in den kommen-
den Jahren zunehmen, da der
Markt leergefegt ist«, glaubt
Fuchs. Deshalb sei mit dem Bil-
dungsministerium vereinbart
worden, spätestens ab 2019 die

bisherige berufsbegleitende 200-
Stunden-Schnellausbildung der
Seiteneinsteiger durch ein drei-
monatiges Qualifizierungssemi-
nar zu ersetzen.
Der stellvertretende Sprecher

des Landeselternrates, Jan Alexy,
hält die Neulinge für eine »Not-
lösung«, da ihnen die pädagogi-
schen Fähigkeiten häufig fehlten.
Vor allem in ländlichen Regionen
müsse mehr getan werden, um
Lehrer anzulocken. »Es dauert in
Brandenburg auch zu lange, ehe
Bewerber nach ihrem Studium ei-
ne Zusage für den Schuldienst be-
kommen«, habe er beobachtet.
Viele Bewerber haben dann in-
zwischen schon in Berlin eine An-
stellung, wo ein höheres Ein-
stiegsgehalt lockt. »Die Verbeam-
tung in Brandenburg allein zieht
nicht«, ist Alexy überzeugt.
Die mit der Regierung nun ver-

einbarte höhere Gehaltseinstu-
fung für Grundschullehrer ist nach
Ansicht der Lehrerverbände ein
richtiger Schritt. »Aber das reicht
nicht aus, Arbeitsbedingungen
und Motivation der Lehrkräfte zu
verbessern«, stellt der Präsident
des Brandenburgischen Pädago-
gen-Verbands, Hartmut Stäker,
klar. Im Gegensatz zu anderen
Ländern gebe es in Brandenburg
für Lehrer keine Chance, als ein-
facher Beamter befördert zu wer-
den. »Die entsprechende Beförde-
rungsregelung liegt seit 1991 auf
Eis«, klagt Stäker.
Da die jetzigen Lehramtsstu-

denten frühestens in sieben bis
acht Jahren in den Schuldienst
übernommen werden können,
fordern Elternvertreter und Leh-
rerverbände kurzfristige Lösun-
gen. Dazu gehört die Anhebung
der Vertretungsreserve für Aus-
hilfskräfte von drei auf mindes-
tens acht Prozent. dpa

»Die Verbeamtung
in Brandenburg
allein zieht nicht.«
Jan Alexy,
Landeselternsprecher

Verkehrsministerin Kathrin Schneider (l.) unterhält sich zu Beginn der Mobilitätskonferenz mit Verkehrssenatorin Regine Günther. Foto: dpa/Bernd Settnik
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Bergbau-Bluff im Westharz
Eine kanadische Firma wollte nach Bodenschätzen suchen – doch sie verschwand irgendwie
Bergbau-Renaissance im Harz? Ein
kanadisches Unternehmen wollte
dort angeblich Bodenschätze aus-
beuten. Doch die Firma existiert of-
fenbar gar nicht, gegen ihren Ex-
Vorstand gibt es Betrugsvorwürfe.

Von Reimar Paul, Göttingen

Bis zur Mitte des vorigen Jahrhun-
derts war der Harz eine bedeutende
Bergbauregion. Mehr als 1000 Jahre
lang förderten Bergleute hier wert-
volle Erze. Nach dem Zweiten Welt-
krieg begann der Niedergang, zuletzt
waren nur noch einige Bergwerke für
Touristen geöffnet.
Könnte es ein Revival geben für

den Bergbau im Harz? Vor ein paar
Monaten schien das plötzlich mög-
lich. Ein kanadischer Investor, hieß
es, habe Großes vor: Im Bereich des
vor 25 Jahren stillgelegten Berg-
werks »Hilfe Gottes« zwischen Bad
Grund und Clausthal-Zellerfeld
wollte die »Samarium Tennessine
Corporation« wieder nach Boden-
schätzen suchen – dort werden noch
Rohstoffe im Wert von mehr als zwei
Milliarden Euro vermutet. Unter an-
derem Silber, Kupfer, Zink und Blei
sollen in den noch nicht ausgebeu-
teten Erzgängen und Absetzteichen
liegen. Die Kanadier sparten nicht
mit großen Ankündigungen. 100
Millionen Euro wolle man investie-
ren und mehrere Hundert Arbeits-
plätze schaffen.
Im September erteilte das nieder-

sächsische Landesamt für Bergbau,
Energie und Geologie (LBEG) dem
Unternehmen die »Aufsuchungser-

laubnis«: In einem 153 Quadratkilo-
meter großen Gebiet durfte die Fir-
ma Gesteinsproben sammeln. »Man
könnte das auch mit dem Abstecken
eines Claims vergleichen«, sagte Be-
hördensprecher Björn Völlmar dieser
Zeitung. Für die Aufsuchungserlaub-
nis musste das Unternehmen nur ei-
ne Verwaltungsgebühr von 2800 Eu-
ro bezahlen. Darüber hinaus hat der
Antragsteller Völlmar zufolge seine
»finanzielle Leistungsfähigkeit und
technische Kompetenz« durch Ge-
schäftsberichte und Referenzen
glaubhaft gemacht.
Drei Monate später steht der Ver-

dacht im Raum, dass sich die Behör-
den täuschen ließen. Im Oktober be-
nannte sich das Unternehmen in
»Rhenium Technology Corporation«
um – sie war damit Inhaber der Auf-
suchungserlaubnis. Schon damals
vermuteten Lokaljournalisten, dass es
sich in beiden Fällen wohl nur um

Scheinfirmen handele. Im Internet
sind die Firmen denn auch nicht auf-
zufinden.
Der Verdacht erhärtete sich Ende

November, als Betrugsvorwürfe ge-
gen den – inzwischen ehemaligen –
Vorstand der »Samarium Tennessine
Corporation« bekannt wurden. Volk-
mar Guido Hable soll nach Angaben
der Finanzaufsicht der kanadischen
Provinz Provinz British Columbia
schon vor Jahren Börsenkurse mani-
puliert haben, berichteten mehrere
Medien. Er habe ein falsches Über-
nahmeangebot für ein Unternehmen
veröffentlicht, an dem er selbst An-
teile hielt. Danach stiegen die Aktien
im Wert – und der gebürtige Öster-
reicher soll seine Anteile mit sattem
Gewinn veräußert haben.
Wegen der Kursmanipulationen

wurde Hable dauerhaft vom Börsen-
handel ausgeschlossen, in Kanada er-
hielt er ein lebenslanges Berufsver-

bot. Hat Hable also auch im Harz ge-
trickst? Wollte er von der für ein Ta-
schengeld erworbenen Aufsuchungs-
erlaubnis in Wirklichkeit gar nicht
Gebrauch machen, sondern diese mit
Hilfe von Briefkastenfirmen nur ge-
winnbringend weiterverkaufen?
Beim LBEG schließt man das zumin-
dest nicht mehr aus. Aktuell gehe die
Behörde »Hinweisen aus und in ver-
schiedene Richtungen« nach, sagt
Sprecher Völlmar und betont: Eine
Erlaubnis sei zu widerrufen, »wenn
nachträglich Tatsachen eintreten, die
zur Versagung hätten führen müs-
sen«.
Ein Bergbauexperte aus dem Harz,

der namentlich nicht genannt werden
möchte, glaubt das Drehbuch zu ken-
nen, nach dem Hable seinen Berg-
bau-Coup zu inszenieren versuchte.
Durch Präsenz in den Medien habe er
zunächst öffentliche Aufmerksamkeit
für sein vermeintlichen Vorhaben ge-
schaffen – so hatte auch Niedersach-
sens Ministerpräsident Stephan Weil
(SPD) Bad Grund und das Bergwerk
»Hilfe Gottes« besucht, um sich über
das Bergbauprojekt zu informieren.
Hable habe seine »Samarium Ten-

nessine Corporation« dabei als finanz-
starkes, weltweit tätiges Unterneh-
men angepriesen. Mit millionen-
schweren Investitionsversprechen,
gleichzeitig aber minimalem eigenen
Kapitalaufwand sei er an die Aufsu-
chungserlaubnis gelangt, um dann die
Genehmigung mit bereits vorhande-
nen Daten über frühere Fördermen-
gen und angebliche Resterzmengen
»aufzuhübschen« und schließlich mit
viel Gewinn weiterzuverkaufen.Nur noch Museum: eine Schachtanlage in Bad Grund Foto: dpa/Julian Stratenschulte

Theater sucht Bleibe

Gera. Wegen der ab 2019 anstehenden Sanie-
rung im Landestheater Altenburg (Thüringen)
werden derzeit Ausweichquartiere in der Regi-
on gesucht. »Für kleinere Produktionen wie

Weihnachtsmärchen sind wir fündig geworden,
aber für die großen Sachen wie Musiktheater
oder Ballett sind wir noch auf der Suche«, sagte
Intendant Kay Kuntze. Als Spielstätten des

Mehrspartentheaters werden das rund 150 Jah-
re alte Große Haus mit knapp 500 Plätzen so-
wie das Heizhaus und das Theater unterm Dach
genutzt. dpa/nd Foto: dpa/Jan Woitas

NACHRICHTEN

Wohnungswirtschaft:
Städte sollen mehr Geld
in Stadtteile investieren
Magdeburg. Die kommunale und
genossenschaftliche Wohnungs-
wirtschaft hat den einseitigen Um-
gang der Städte und Gemeinden in
Sachsen-Anhalt mit den Förder-
mitteln für den Stadtumbau kriti-
siert. Seit Jahren fließe das Geld
beim ThemaWohnen fast nur noch
in den Abriss, sagte der Chef des
Landesverbands der Wohnungs-
genossenschaften, Ronald Meiß-
ner, am Montag in Magdeburg.
Aufwertungsprojekte in Stadtvier-
teln wie etwa neue Spielplätze fie-
len aus. Die Wohnungswirtschaft
diskutiere das mit den Stadtchefs.
Schwerpunkt der Debatte sei Hal-
le, sagte Meißner. Es sollte das
Credo gelten: Weniger Geld für
den Marktplatz, mehr für die von
Plattenbauten geprägte Silberhö-
he am südlichen Stadtrand. Sach-
sen-Anhalt reicht in diesem Jahr
nach Angaben des Landesentwick-
lungsministeriums fast 97 Millio-
nen Euro Fördermittel für den
Städtebau aus. Damit können Bau-
arbeiten, Denkmalsanierungen so-
wie soziale Projekte in Stadtteilen
finanziert werden. dpa/nd

NRW: Volksbegehren für
G9 scheitert erfolgreich
Düsseldorf. Das Volksbegehren
»G9-jetzt-NRW« ist gescheitert –
die Kernforderung nach Abkehr
vom »Turbo-Abitur« in Nordrhein-
Westfalen wurde aber erreicht.
Diese Bilanz hat der Sprecher der
Initiative, Marcus Hohenstein, am
Montag in Düsseldorf gezogen.
Fast ein Jahr nach Beginn der Un-
terschriftensammlungen für die
Rückkehr zu neun Jahren Gym-
nasium wurde das Volksbegehren
nach Angaben der Initiatoren mit
630 000 Unterschriften abge-
schlossen. Für ein erfolgreiches
Begehren hätten bis zum Januar
insgesamt knapp 1,1 Millionen
Unterschriften zusammenkom-
men müssen. Nach dem Regie-
rungswechsel im Mai hatte die
schwarz-gelbe Koalition aber be-
reits zugesagt, dass NRW mit dem
Schuljahr 2019/20, beginnend mit
den Klassen 5 und 6, wieder zu G9
als Regelfall zurückkehren wird.
Seit dieser Kehrtwende seien nur
noch wenige Unterschriften zu-
sammengekommen, berichtete
Hohenstein. dpa/nd

Verband: Mehr mobile
Geschäfte in den Dörfern
Mainz. Angesichts des Schwunds
von Geschäften in ländlichen Ge-
bieten steuern nach Einschätzung
des Handelsverbands Rheinland-
Pfalz vermehrt Verkaufswagen die
Dörfer an. »Das ist eine Renais-
sance«, sagte Hauptgeschäftsfüh-
rer Thomas Scherer dpa. »Solche
Verkaufswagen zum Beispiel mit
Brot, Eiern undMilch gab es schon
in den 70er Jahren häufig.« Künf-
tig erwarte er auchmehr Busse der
Sparkassen. »Die dünnen ja ihr
Netz aus«, ergänzte Scherer. Laut
einer am Donnerstag veröffent-
lichten Studie der Industrie- und
Handelskammer Koblenz sowie
der Handwerkskammer in der
Rhein-Mosel-Stadt haben 554 von
955 untersuchten kleineren Ge-
meinden im nördlichen Rhein-
land-Pfalz keinen einzigen Laden
mehr. 153 dieser Dörfer ohne Ge-
schäfte werden allerdings regel-
mäßig von Verkaufswagen belie-
fert. Das ist fast ein Drittel. dpa/nd

Fast 1000 Bürger im Kreis
Greiz ohne Trinkwasser
Saara. Fast 1000 Menschen im
thüringischen Landkreis Greiz
sind am Montagmorgen von der
Trinkwasserversorgung abge-
schnitten gewesen. Eine mehr als
hundert Jahre alte Wasserleitung
sei in der Nacht geborsten, sagte
Henryk Knieper vom Zweckver-
band Mittleres Elstertal. 260
Grundstücke und 800 Einwohner
von Saara würden zunächst mit
Wasserwagen oder Fünf-Liter-
Kanistern versorgt. Im Laufe des
Tages sollte das Rohr wieder re-
pariert und die Wasserversor-
gung hergestellt sein. dpa/nd

Weshalb Adorf
interessanter
werden muss
Eine Jugendarbeitsgruppe
soll helfen, den Rückgang
der Bevölkerung zu stoppen

Von Katrin Mädler, Adorf

Die Armbändchen für den Einlass
haben sie mit entworfen, in gelb
und aus hochwertigem Stoff. Da-
zu die Flyer, die für die Party wer-
ben sollen: bunt und mit Herbst-
laub. »Wir für Adorf!«, steht groß
darauf. Das ist nicht nur der Slo-
gan einer Jugendfeier, sondern
auch das Motto von Lea Seifer-
heldt, Sarah Nanasi und ihren
Schulkameraden aus der Adorfer
Zentralschule im sächsischen
Vogtland. Die Schüler engagie-
ren sich seit mehr als einem Jahr
in einer Jugendarbeitsgruppe, um
den anhaltenden Einwohner-
schwund zu stoppen.
Seit dem Jahr 1990 ist die Be-

völkerungszahl in der vogtländi-
schen Kommune um ein Viertel zu-
rückgegangen. Nach Zahlen des
Statistischen Landesamtes dürfte
Adorf bald die 5000-Einwohner-
Grenze unterschreiten – schon
2022 könnte es soweit sein. Für das
Jahr 2030 sind nur noch 4500
Adorfer prognostiziert. Ende 2015
lebten knapp 5100 Menschen in
Adorf – nach gut 6200 im Jahr
2000.
Entstanden ist die Gruppe im

Rahmen des Bundesprogramms
»Demografiewerkstatt Kommu-
nen«, in das Adorf im vorigen Jahr
als eine von acht Gemeinden auf-
genommen wurde. »Bei den ers-
ten Analysen stellte sich heraus,
dass die Jugend mehr als bisher
berücksichtigt werden müsste«,
erklärt Sozialpädagoge Jens Ei-
chelberger, mobiler Jugendarbei-
ter in Adorf von der Arbeiter-
wohlfahrt Vogtland. Es folgte ei-
ne groß angelegte Jugendumfra-
ge. »Ein Ort, wo man sich treffen
kann, eine Art Jugendklub, das
war laut der Umfrage einer der
größten Wünsche«, erläutert Ei-
chelberger, der nun die Jugend-
arbeitsgruppe leitet.
Ist Adorf jugendfreundlich?

Langweilst Du Dich öfter in der
Freizeit? Das waren einige der
Fragen in den 370 Fragebögen,
die an die Schüler und Jugendli-
chen in Adorf versendet wurden.

181 gültige Fragebögen konnten
vom Sozialwissenschaftlichen
Institut für regionale Entwick-
lung (SIREG) aus dem baden-
württembergischen Rottenburg
als Projektpartner ausgewertet
werden.
Im September bereits wurden

dann erste Ergebnisse vorge-
stellt: 80 Prozent der Jugendli-
chen wohnen gerne in der Stadt,
aber fast die Hälfte hält Adorf für
wenig jugendfreundlich und
langweilt sich häufiger in der
Freizeit. Gibt es genügend Räu-
me, um sich mit anderen Jugend-
lichen zu treffen? Die Antwort von
Jugendlichen, die direkt in Adorf
wohnen, fiel deutlich aus: Nein,
sagten 87 Prozent. In den Ergeb-
nissen finden sich auch die zwölf
Schüler aus der Jugendarbeits-
gruppe wieder: »Jetzt wollen wir
selbst mit anpacken, um Adorf in-
teressanter zu machen«, sagt Sa-
rah Nanasi.
Mit dem Ergebnis der Umfrage

kann man laut Bürgermeister Ri-
co Schmidt (SPD) nun arbeiten.
Die Jugendarbeitsgruppe um Ei-
chelberger half bei der Vorberei-
tung. Sie bauten Bänke, eine
Kunst-Installation und organisier-
ten einen DJ, Livemusik und ein
Lagerfeuer. 500 Einlassbändchen
stehen bereit. »Manchmal ist nicht
viel los, wir haben uns bemüht,
dass die Party ein Riesenspaß für
alle jungen Leute wird«, sagt Lea
Seiferheldt. dpa/nd

Gefragt wurde zum
Beispiel: Ist Adorf
jugendfreundlich?
Langweilst Du Dich
öfter in der Freizeit?

Nordosten will runter vom Aktenberg
Mecklenburg-Vorpommern: Alle Gerichte sind jetzt auf elektronischem Wege sicher erreichbar

Neubrandenburg. Die Umstellung der
Gerichte und Staatsanwaltschaften in
Mecklenburg-Vorpommern auf elek-
tronische Medien kommt voran. In ei-
nem ersten Schritt seien alle Justiz-
einrichtungen innerhalb eines Jahres
papierlos und elektronisch sicher er-
reichbar ausgerüstet worden, erklärte
Landesjustizministerin Katy Hoff-
meister (CDU) am Montag in Neu-
brandenburg. Die »elektronische Ak-

te« als Kern der Umstellung soll ab
Mitte 2018 zuerst am Landgericht
Rostock als Pilotvorhaben eingeführt
werden, Papierakten verschwänden
dann. Dies soll bis 2024 landesweit
abgeschlossen sein.
»Mit der Umstellung sollen die Ver-

fahren schneller und effizienter wer-
den«, sagte Hoffmeister, »und die Ak-
tenberge sollen abgeschafft werden.«
So könne tonnenweise Papier gespart

werden. Im Jahrwerden innerhalb der
Nordost-Justiz rund 38 Millionen Sei-
ten Papier bewegt.
»Die sichere elektronische Kommu-

nikation nach außen war ein wichti-
ger Baustein«, erklärte die Ministerin.
Doch bedeute die Einführung des
»elektronischen Rechtsverkehrs« auch
hohe zusätzliche Investitionen. So
würden die Sitzungsräume bei Pro-
zessen künftig anders aussehen müs-

sen. Auf großen Bildschirmen müss-
ten Akteninhalte gezeigt werden. »Bei
den Umbauten müssen auch viele
Auflagen von Baubehörden und
Denkmalschutz beachtet werden.«
Dabei muss der Nordosten nicht alles
neu erfinden. »Wir arbeiten mit den
Kollegen in Bayern zusammen«, sagte
Hoffmeister. Dort erprobe das Land-
gericht Landshut bereits seit zwei Jah-
ren die »elektronische Akte«. dpa/nd
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Peenemünde bekommt Ufermauer
Der neue Ansatz für den Hochwasserschutz auf Usedom beruhigt nicht alle Skeptiker
Lange wurde um den Rückbau ei-
nes historischen Deiches im Nor-
den von Usedom gestritten. Dann
legte das Land die Renaturierungs-
pläne ad acta. Nun beginnt der Bau
eines neuen Sturmflutschutzes.

Peenemünde. Der Norden der Insel
Usedom erhält einen neuen Sturm-
flutschutz. Nachdem das Land Meck-
lenburg-Vorpommern seine umstrit-
tenen Pläne zur Wiedervernässung
des Gebietes zwischen Peenemünde
und Karlshagen im Sommer aufge-
geben hatte, begann nun der Bau des
neuen Hochwasserschutzsystems.
Landesumweltminister Till Backhaus
(SPD) startete Ende vergangener
Woche im Peenemünder Hafen sym-
bolisch den Bau einer knapp 300 Me-
ter langen Hochwasserschutzanlage.
Die Ufermauer, die bis März kom-

menden Jahres fertiggestellt sein soll,
ist Teil einer geplanten Ringeindei-
chung von Peenemünde. Zusammen
mit einem ebenfalls zu bauenden Rie-
geldeich vor Karlshagen soll das
Sturmflutschutzsystem den Inselnor-
den mit den Orten Peenemünde,
Karlshagen, Trassenheide und Zin-
nowitz vor schweren Sturmfluten
schützen. Die Gesamtkosten betra-
gen laut Ministerium 16 Millionen
Euro.
Eine Bürgerinitiative demonst-

rierte gegen den Standort des Rie-
geldeiches bei Karlshagen. Dies sei
eine »Wiedervernässung durch die
Hintertür«, sagte BI-Sprecher Rainer
Höll. Der Sturmflutschutz im Nor-
den der Ostseeinsel Usedom ist seit
Jahren umstritten. Nach massivem
Druck aus der Region hatte das
Schweriner Umweltministerium im
Sommer die Pläne für ein großes Re-
naturierungsvorhaben ad acta gelegt
und dafür das neue Deichvorhaben
präsentiert.
Ursprünglich sollte ein Deich, der

im Jahr 1936 mit dem Bau der frü-
heren NS-Heeresversuchsanstalt an-
gelegt worden war, zurückgebaut
oder an mehreren Stellen durchbro-
chen werden. Eine Bürgerinitiative
befürchtete, dass damit der Kern des
denkmalgeschützten Areals, in dem
das Nazi-Regime die V2-Raketen
entwickelt hatte, geflutet und die
Ortschaft Karlshagen durch steigen-
de Grundwasserspiegel bedroht
würden. Vertreter der Bürgerinitia-

tive begrüßten nun, dass das Land
mit dem Bau des Sturmflutsystems
begonnen hat. Allerdings bleibt die
Skepsis. »Wir halten die Lage des
Riegeldeichs bei Karlshagen nicht für
optimal«, sagte Höll. Damit könnten
bei einer schweren Sturmflut genau

die Flächen überflutet werden, die
beim gescheiterten Renaturierungs-
projekt wiedervernässt werden soll-
ten. Besser wäre der Bau eines Rie-
geldeiches weiter nördlich bei Pee-
nemünde. Dies wäre kostengünsti-
ger und würde zudem auch Schiene

und Straße vor Sturmfluten schüt-
zen, sagte Höll.
Kritik kam auch vom Historisch-

Technischen Museum Peenemünde.
Museumschef Michael Gericke sag-
te, dass eine schwere Sturmflut die
Zerstörung der Anlagenreste der
Heeresversuchsanstalt beschleuni-
gen könnte. Das Museum habe seine
Bedenken geäußert. »Im Zuge der
Abwägung sind unsere Interessen
aber nicht berücksichtigt worden«, so
Gericke. Die betroffenen Areale ge-
hören der Deutschen Bundesstiftung
Umwelt.
Umweltminister Backhaus vertei-

digte den Bau des neuen Systems.
»Der Handlungsbedarf ist eindeu-
tig«, sagte er. Es gebe bisher kein ge-
schlossenes Küstenschutzsystem zum
Schutz der Ortschaften und keine
überströmungssichere Verbindung
zwischen dem Deich auf der Pee-
nestromseite und der Düne auf der
Ostseite. Seitens des Landes Meck-
lenburg-Vorpommern wurde versi-
chert, nach Fertigstellung des neuen
Systems die Verantwortung für den
1936 errichteten Deich nicht abge-
ben zu wollen. dpa/nd

Arbeiten zur Uferbefestigung in Peenemünde (o.). Auf den Peenewiesen sind
noch Reste der einstigen Heeresversuchsanstalt zu sehen (u.). Fotos: dpa/Sauer

Wühlen im visuellen Gedächtnis der USA
Eine Ausstellung in Baden-Baden widmet sich der Sicht amerikanischer Gegenwartskünstler auf der Verhältnis von Wahrheit und Lüge

Rund 70 Meisterwerke der US-Ge-
genwartskunst sind derzeit im Mu-
seum Frieder Burda in Baden-Ba-
den (Baden-Württemberg) zu se-
hen. Sehr passend zu »Fake News«
und »Alternative Facts«.

Von Ralf Schick, Baden-Baden

Große Gesten und theatralische Mi-
mik prägen die Amtsführung vieler
Staatsoberhäupter weltweit. In den
USA ist dies nicht erst seit Antritt des
derzeitigen Präsidenten Donald
Trump so. Auch »Fake News« und »Al-
ternative Fakten« spielten schon in
Zeiten des Kalten Krieges eine zent-
rale Rolle im Kampf um die Medien
und die Meinung der Öffentlichkeit.
Gegen Ende des Vietnamkrieges und
zu Beginn der US-amerikanischen
Watergate-Affäre kreiert im Jahr 1972
der Surrealist William N. Copley des-
halb seine »Imaginäre Flagge für die
USA«. »Think« ist darauf zu lesen –
und zwar exakt an der Stelle, wo sich
normalerweise die Sterne aller 50
Bundesstaaten befinden.
Copley‘s Werk ist nun das Leitmo-

tiv der aktuellen Ausstellung »Ameri-
ca! America! How real is real?« im
Burda-Museum in Baden-Baden, die
auf vier Stockwerken rund 70 Meis-
terwerke US-amerikanischer Kunst
der vergangenen 50 Jahre zeigt. Die
Schau taucht ein in das visuelle Ge-
dächtnis der westlichen Weltmacht
und reflektiert Symbole und Bilder des
amerikanischen Traums und des »Way
of live«. Dabei zeigt die von Helmut
Friedel kuratierte Ausstellung, wie
Künstler den Wandel der Gesell-
schaft, ihren Umgangmit Bild und Ab-

bild, Realität und Täuschung mit im-
mer wieder neuen Mitteln, Techniken
und Strategien kommentieren.
Rassenunruhen, Katastrophen,

Verbrechen, der elektrische Stuhl:
Ausgehend von vorgefundenem Fo-
tomaterial entwickelte Andy Warhol
seine teilweise krassen Darstellun-
gen, die als Zeugnisse von Gewalt in
den damaligen US-Massenmedien
veröffentlicht wurden. Warhol wähl-
te seine Motive stets aus einer Flut
von Fotografien, er bestimmte Grö-
ße und Ausschnitt und machte durch
diese Pointierung aus einer Zei-
tungssensation ein Bild, das sich da-
raufhin weltweit in den Köpfen ein-
prägte.
Nicht nur Andy Warhol sorgte mit

seinen Bildern seit den 1960er Jahren
in der US-Malerei für Furore. Unter-

drückte Ängste und Aggressionen
spiegeln sich auch Jahrzehnte später
etwa in Robert Longo’s riesigen Zeich-
nungen wider, die von Atombomben,
Revolvern und dem Flugzeugan-

schlag auf die New Yorker Twin To-
wers im Jahr 2001 erzählen. WieWar-
hol und Longo übernahmen auch
Künstler wie Roy Lichtenstein oder
James Rosenquist Methoden der
kommerziellen Bildproduktion und
verabschiedeten sich von traditionel-

len Vorstellungen von Authentizität
und Originalität.
Von der Pop-Art bis heute thema-

tisieren die Künstler den Umgang mit
Bild und Abbild, Realität und Täu-
schung immer wieder neu. Die Werke
von Warhol, Lichtenstein, Rosenquist
und Tom Wesselmann bilden den
Rundgang-Auftakt im Erdgeschoss des
Museums – ein Rundgang in eine von
Bildern der Konsumkultur inspirier-
ten Malerei. Die Ausstellung doku-
mentiert, dass sich US-amerikanische
Künstler schon seit Jahrzehnten mit
dieser Frage auf ihre Art auseinan-
dersetzen – und nicht erst, seit die ak-
tuelle Regierung Begriffe wie »Fake
News« und »Alternative Facts« erfun-
den hat. ObWarhol, Lichtenstein, Alex
Katz, Jeff Koons, Cindy Sherman oder
Jenny Holzer – sie alle suchten immer
wieder mit neuen Mitteln und Tech-
niken aktuelle Phänomene zu kom-
mentieren.
Es sind teilweise emotional aufge-

ladene Bilder wie etwa die Familien-
und Gruppenporträts von Alex Katz.
Sie lesen sich wie feinsinnige Psycho-
gramme einer zutiefst verunsicherten
Mittelschicht. Bei Eric Fischl’s Gemäl-
den gleicht das bürgerliche Wohn-
zimmer einem Schlachtfeld, während
Jeff Wall auf seiner Fotoinszenierung
»Untertangling« aus dem Jahr 1994
einen Arbeiter zeigt, der einen gordi-
schen Knoten zu entwirren versucht.
Abgründige Bildwelten wiederum
sind von Video- und Fotokünstlern seit
den 1980er Jahren zu sehen, wo man
auf den ersten Blick nicht genau weiß,
was Wirklichkeit und was Inszenie-
rung ist. Etwa, wenn die Künstlerin
Sherman als Marilyn Monroe posiert

und Madonna als pornographisches
Monster zeigt.
Die amerikanische Kunst hat seit

der Pop-Art verschiedene Erzähl-
strukturen entwickelt. Meist geht es
um eine radikale Hinwendung zu
Themen des amerikanischen Alltags,
seinen Mythen, Desastern und Pro-
jektionen. So auch bei Nan Goldin, die
zwei an Aids erkrankte und wenig
später gestorbene Freunde im Kran-
kenhaus schonungslos porträtiert und
so eine Realität auf neue Weise zeigt.
»Kaum eine andere Nation setzt die

Wirkungskraft von Bildern so be-
wusst ein«, sagt Kurator Friedel. Die
Bilder des »AmericanWay of Life«, die
in den Medien und der Unterhal-
tungsindustrie produziert werden,
könnten bestehende Machtverhält-
nisse und Vorstellungen von Wirk-
lichkeit zementieren, betont Friedel –
aber auch radikal in Frage stellen. »Die
Schau soll einen Gedankenaustausch
zu aktuellen Themen wie dem Um-
gang mit der Wahrheit thematisie-
ren«, sagt der Direktor des Museums
Frieder Burda, Henning Schaper.
Kurator Helmut Friedel betont:

»Wenn ›Fake News‹ und ›Alternative
Facts‹ inzwischen zu viel gebrauchten
Schlagwörtern geworden sind, macht
dies nur deutlich, wie in der realen
Welt der Politik wie der Medien nicht
mehr zwischen nachgewiesener Wirk-
lichkeit und eindeutigen Falschaus-
sagen unterschieden wird.«

Die Ausstellung »America! America!
How real is real?« ist im Burda-Museum
Baden-Baden, Lichtentaler Alle 8b bis
21. Mai zu sehen. Geöffnet Di bis So
sowie Feiertags 10 bis 18 Uhr.

Die Schau reflektiert
Symbole und Bilder des
amerikanischen Traums
und des »Way of live«.

Eine Besucherin und Copleys »Imaginäre Flagge für die USA« Foto: dpa/Uli Deck

NACHRICHTEN

Thüringens Bevölkerung
schrumpft trotz
Geburtenrekord 2016
Erfurt. Trotz eines sehr geburten-
starken Jahrgangs 2016 wird die
Gesamtzahl der Menschen in Thü-
ringen nach Einschätzung von In-
nenminister Georg Maier (SPD)
auch in Zukunft sinken. Es werde
nicht gelingen, diesen Trend »auf
die Schnelle« umzukehren, sagte
Maier am Montag in Erfurt bei der
Präsentation des Statistischen
Jahrbuchs. Auch der Zuzug von
Flüchtlingen habe das Schrump-
fen der Bevölkerung nicht aufge-
halten. »Es hat sich gezeigt, dass
die Migranten im großen Umfang
weitergewandert sind«, sagte
Maier. 2016 waren nach vorläu-
figen Zahlen des Landesamtes für
Statistik etwa 18 500 Babys im
Freistaat geboren worden. Das
waren so viele, wie seit der Wen-
de nicht mehr. Trotzdem sank die
Gesamtzahl der Thüringer alleine
in den ersten drei Quartalen des
Jahres 2016 um etwa 12 200
Menschen. Wesentliche Gründe
für den Bevölkerungsschwund
sind nach Angaben des Landes-
amtes für Statistik, dass weiterhin
mehr Menschen in Thüringen
sterben als geboren werden. Au-
ßerdem wanderten mehr aus dem
Freistaat ab als zuzögen. dpa/nd

Umfrage: Mehrheit
für Arndt-Universität
Greifswald. Eine Umfrage an der
Universität Greifswald in Meck-
lenburg-Vorpommern hat eine
knappe Mehrheit für die Beibe-
haltung des umstrittenen Na-
menszusatzes »Ernst Moritz
Arndt« ergeben. Knapp 49 Pro-
zent der an der Umfrage teilneh-
menden Studierenden, wissen-
schaftlichen und Verwaltungs-
mitarbeiter sowie Professoren
wollten, dass die Universität an
dem Namen festhalte, teilte die
Universität am Montag mit. Rund
34 Prozent votierten für ein Ab-
legen des Namens. Für rund 15
Prozent seien beide Varianten
gleichermaßen akzeptabel. Die
Mitglieder des Senats werden vo-
raussichtlich in ihrer Sitzung am
20. Dezember die Ergebnisse der
Meinungsbefragung diskutieren.
An der Umfrage nahm rund ein
Drittel der etwa 15 100 Univer-
sitätsmitglieder teil. Dem auf Rü-
gen geborenen Schriftsteller und
Historiker Arndt (1769 bis 1860)
werden antisemitische Tenden-
zen in seinen Schriften vorgewor-
fen. dpa/nd

Alkoholverbot für Kioske
an Wochenenden
Düsseldorf. Düsseldorf will den Al-
koholkonsum außerhalb von Knei-
pen und Gaststätten in der Alt-
stadt einschränken. Kioske in dem
Ausgehviertel sollen freitags,
samstags und vor Feiertagen nach
22 Uhr keinen Alkohol mehr ver-
kaufen dürfen. »Wir werden die
rechtlichen Voraussetzungen da-
für schaffen«, kündigte Oberbür-
germeister Thomas Geisel (SPD)
am Montag an. Ein solches Verbot
sei zwar kein Allheilmittel, es wer-
de aber helfen, viele unschöne Fol-
gen des »übermäßigen Vorglü-
hens« mit preiswertem Alkohol
einzudämmen. die NRW-Stadt
Düsseldorf sei stolz darauf, die
»längste Theke der Welt« zu ha-
ben. »Wir müssen nicht die höchs-
te Trinkhallendichte der Welt ha-
ben«, sagte Geisel. Das nach meh-
reren Messerstechereien in der
Altstadt diskutierte Waffenverbot
für das Partyviertel wird nach ei-
ner Absprache zwischen Stadt und
Polizei nicht kommen. Alle diese
Delikte seien mit Waffen began-
gen worden, die ohnehin verboten
seien, sagte Geisel. dpa/nd

603 Autos auf
1000 Rheinland-Pfälzer
Bad Ems. Auf 1000 Bewohner von
Rheinland-Pfalz kommen im
Schnitt 603 zugelassene Autos.
Am höchsten ist die Pkw-Dichte
nach Angaben des Statistischen
Landesamtes in der verbandsfrei-
en Gemeinde Bingen mit 764 Au-
tos pro 1000 Einwohner. dpa/nd

Sie wollen kein
Geld – sondern
lieber Kohle
NRW: Streit um Deputate für
Kumpel erneut vor Gericht

Hamm. Im Streit um die Zukunft
der traditionellen Gratiskohle zie-
hen erneut drei Bergleute gegen
die Ruhrkohle AG (RAG) vor das
Landesarbeitsgericht in Nord-
rhein-Westfalen. Sie klagen, weil
die RAG nach dem Aus des Stein-
kohlebergbaus Ende 2018 die
Gratiskohle nicht mehr an ihre Ex-
Beschäftigten ausgeben will.
Stattdessen sollen die rund
100 000 Betroffenen mit einer
Einmalzahlung abgefunden wer-
den.
Eine 2015 getroffene tarifliche

Regelung zwischen RAG und Ge-
werkschaft halten die klagenden
Bergleute für unwirksam. Sie wol-
len weiter Kohle oder höhere Aus-
gleichszahlungen, die sich am Be-
schaffungspreis der Kohle im frei-
en Handel orientieren.
Die drei Berufungsprozesse be-

ginnen am Mittwoch in Hamm,
wie das LAG mitteilte. In erster
Instanz waren die Kläger vor den
Arbeitsgerichten Herne und Rhei-
ne unterlegen.
Anfang November waren be-

reits drei Bergleute in Hamm ge-
scheitert. Sie zogen ihre Berufun-
gen zurück, nachdem die Richter
ihnen keine Hoffnungen auf ei-
nen juristischen Erfolg gemacht
hatten.
Einem Bergbaurentner stehen

zurzeit noch jährlich 2,5 Tonnen
Kohle zu. Die meisten verzichten
inzwischen auf die Anlieferung
des Brennstoffes und lassen sich
122,20 Euro pro Tonne als Ener-
giebeihilfe auszahlen. Dies ist
nach Ansicht der Kläger zu wenig,
da der Marktpreis deutlich höher
liege. Daher sei auch die Höhe der
Abfindungszahlungen deutlich zu
gering.
Das Gericht nannte die Sum-

me dagegen »angemessen und
ausreichend«. Und auch den Um-
stand, dass die jährlichen Zah-
lungen nach 2018 durch eine ein-
malige Abfindung ersetzt werden
sollen, beanstandeten die Richter
nicht. In Hamm sind derzeit noch
421 Berufungsverfahren rund um
das Thema Kohledeputat anhän-
gig. dpa/nd
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Golden Globe

Fatih Akin
nominiert
Der Film »Aus dem Nichts«

geht für Deutschland in das
RennenumdenGoldenGlobe. Das
NSU-Drama von Regisseur Fatih
Akin wurde in der Sparte »Bester
nicht-englischsprachiger Film«
nominiert. Dort tritt unter ande-
rem auch der Auslandsfilm »First
They Killed My Father« (Kambod-
scha) an.
Der letzte Film, der den Gol-

den Globe nach Deutschland hol-
te, war das Schwarz-Weiß-Drama
»Das weiße Band« von Michael
Haneke im Jahr 2010. Vor einem
Jahr wurde »Toni Erdmann« no-
miniert, die Tragikomödie von
Maren Ade ging bei der Verlei-
hung aber leer aus. »Aus dem
Nichts« ist diesmal auch der deut-
sche Oscar-Kandidat.
Die Nominierungen für die

Auszeichnungen des Verbands der
Auslandspresse (HFPA) in 25
Film- und Fernsehkategorien
wurden am Montag in Los Ange-
les bekanntgegeben. Die Tro-
phäen werden am 7. Januar in Be-
verly Hills verliehen. dpa/nd

Hachfeld ausgezeichnet

Nichts
ist okay
Der Karikaturist Rainer Hach-

feld, der seine Arbeiten auch
regelmäßig in »neues deutsch-
land« veröffentlicht, hat bei ei-
nem internationalen Cartoon-
Wettbewerb in Mexiko den ersten
Preis in einer der drei ausgeschrie-
ben Kategorien gewonnen. Zu
dem Thema »Ein Land namens
Mexiko« überzeugte die Jury des
sechsten »Concurso Internacional
del Cartón (Sinaloa 2017)« Hach-
felds in Rot gehaltene Zeichnung,
die den Schattenriss Donald
Trumps zeigt, der mit Daumen
und Zeigefinger signalisiert: »al-
les okay«. In der Mitte des Schat-
tens kauert ein Mensch mit Somb-
rero. Der Hut hat die Form eines
Stinkefingers. nd

»Du kannst dein Leben
nicht verlängern
noch verbreitern,
nur vertiefen.«

Gorch Fock

Wie der »Sommer der Migration« zur entscheidenden Frage der LINKEN werden konnte

Der Wohlfahrtsstaat hat Grenzen
Von Mario Neumann

S ahra Wagenknecht ist nicht
allein. Andrea Nahles läute-
te die (vielleicht kurze) Op-
positionsrolle der SPD mit

einem Angriff auf Geflüchtete ein,
Oskar Lafontaine sieht die »soziale
Gerechtigkeit« von der gegenwärti-
gen »Flüchtlingspolitik … außer Kraft
gesetzt«, in Österreich macht sich der
Vorsitzende des Gewerkschaftsbun-
des für eine rot-blaue Koalition stark.
Alles nur Taktik, alles nur Rhetorik
oder gar Zufall?
Sicher nicht. Wagenknechts Äu-

ßerungen zum verwirkten »Gast-
recht«, zu Angela Merkels sicher-
heitspolitischer Verantwortung für
den Anschlag am Breitscheidplatz,
aber auch über »abgehobene Gen-
der-Diskurse« und ihre hermeneuti-
sche Aufgeschlossenheit für die
»Ängste« des Rechtspopulismus ver-
steht man nicht, wenn man sie nur
als Wahlkampfmanöver oder Taktik
begreift. Was wir derzeit erleben, ist
vielmehr die fortgesetzte Auseinan-
dersetzung um die Zukunft linker
Politik, die weit über die Partei hi-
nausreicht und die in ganz Europa
in vollem Gange ist. Wagenknecht
verfolgt dabei nicht bloß das takti-
sche Ziel, Wählerstimmen in AfD-af-
finen Milieus zu generieren. Viel-
mehr geht es ihr um eine langfristi-
ge Strategie der Renationalisierung
der LINKEN, die eine programmati-
sche Tiefe besitzt.
Diese Strategie ist ein systemati-

scher Angriff auf die Politiken der
Neuen Linken, die Neuen Sozialen
Bewegungen und das Erbe von 1968
– verstanden nicht als Kalenderjahr,
sondern als Beginn einer globalen
Konjunktur neuer sozialer Kämpfe
und einer neuen Linken. Und dieser
Angriff kommt nicht von ungefähr. Er
hat seine Wurzeln in der tiefen pro-
grammatischen und weitestgehend
unreflektierten Bedeutung, die der
Wohlfahrtsstaat für die LINKE hat.
Die Partei steckt selbst über alle Strö-
mungen hinweg bis zum Hals in der
Idealisierung der Vergangenheit.

Männer mit Pass: Es gehören nicht
alle zum Wohlfahrtsstaat
Wovon lebt die programmatische
Überzeugungskraft von Sahra Wa-
genknecht? Und warum ist sie gleich-
zeitig und bei aller Popularität nicht
in der Lage, eine eindeutige Gegen-
position zur AfD zu repräsentieren?
Zwei Fragen, eine Antwort: Ihr geo-
graphischer und politischer Horizont
ist der nationale Wohlfahrtsstaat. Ein
Raum, in dessen klar definierten
Grenzen ein klar definiertes Staats-
volk die »soziale Frage« stellt – und
mittels des Staates ihre fortschrittli-
che Bearbeitung vollzieht.
Wagenknecht ist da ganz bei Lud-

wig Erhard, und viele LINKE sind da
ganz bei Sahra. Viele glauben dabei
jedoch, dass eine solche Politik prob-
lemlos mit humanistischen, feminis-
tischen oder ökologischen Aspekten
verbunden werden kann. Das Prob-
lem ist jedoch: Eine nostalgische So-
zialpolitik, die um den Nationalstaat
und sein »Volk« kreist, wird aus sich
selbst heraus immer wieder die Frage
aufrufen, wer zu dieser Gemeinschaft
der »sozialen Gerechtigkeit« dazuge-
hört. Die wird dann – ganz wahr-
heitsgetreu übrigens – von Sahra Wa-
genknecht oder Oskar Lafontaine da-
mit beantwortet, dass das eben nicht
alle sind und sein können.
Die Geschichte des Wohlfahrts-

staates gibt ihnen Recht. Seine fort-
schrittlichen Elemente basierten
konstitutiv auf Ausschluss – nach au-
ßen, aber auch nach innen. Während
in vielen aktuellen linken Debatten
der Neoliberalismus als das einzige
Elend der Welt gilt und jene Zeit, die
ihm vorausging, zur Utopie ideali-
siert wird, scheint Wagenknecht nur
allzu gut Bescheid zu wissen über die
Voraussetzungen des »sozialen und
nationalen Staates« (Etienne Bali-
bar). Die Ausgrenzung von Mig-
rant*innen, die Privilegierung der
Staatsbürger*innen, die Unterdrü-

ckung der Frauen, das Arbeitsethos
(als die Rückseite der Anerkennung
der Arbeiter*innenbewegung): All
das waren selbstverständliche Reali-
täten, gegen die sich dann die Re-
volten des Mai 1968 richteten. Der
wohlfahrtsstaatliche Klassenkom-
promiss der Nachkriegszeit: Er hatte
seine Grenzen in dem, was »Klasse«
umfasste. Männer mit Pass.

Wie hältst du es mit der Migration?
Es war und ist das Verdienst der Neu-
en Linken, solche politischen Sub-
jekte ins Zentrum ihrer Politiken ge-
stellt zu haben, die von wohlfahrts-
staatlichen Politiken und der institu-
tionalisierten Arbeiter*innenbewe-
gung ausgeschlossen oder nur selek-
tiv in diese einbezogen waren. Die
Subjekte, die außerhalb des korpo-
ratistischen Kompromisses standen
oder ihn als goldenen Käfig empfan-
den, waren nicht zufällig wesentliche
Protagonist*innen der Aufstände je-
ner Zeit: Junge Proletarier*innen,
Frauen, Migrant*innen.
Es ist daher auch kein Zufall, dass

sich Wagenknechts Politik heute von
diesen Gruppen abwendet und sich
dabei vor allem des Zuspruchs der
weißen, männlichen und älteren Be-
völkerungsgruppen versichern kann.
Und es ist auch kein Zufall, dass wei-
te Teile der LINKEN diesen Aus-
schluss zwar moralisch zurückweisen,
sie aber keine politische Antwort ent-
wickeln, in deren Zentrum andere
Subjekte stünden als die Protago-
nist*innen der traditionellen Arbei-
ter*innenbewegung (abgesehen viel-
leicht von zaghaften Versuchen in der
Gesundheits- und Pflegepolitik). Es
würde schließlich erfordern, einen
programmatischen Neuanfang zu ma-
chen.
Deswegen wird die gesamte LIN-

KE nicht fertig mit dem »Sommer der
Migration«. Er ist zu ihrer ganz eige-
nen Kernfrage geworden, weil der
Kampf um die Grenze die Bedingun-
gen in Frage stellt, die das ganze Pro-
gramm der Partei plausibilisieren.
»Ungesteuerte« Migration rüttelt

an den Bedingungen, die den Gel-
tungsbereich der »sozialen Gerech-
tigkeit« im Wohlfahrtsstaat gleichzei-
tig begrenzten und ermöglichten.

Migration verweist die Linke syste-
matisch auf die Notwendigkeit eines
neuen, transnationalen Paradigmas –
ob reformistisch oder radikal. Und sie
stellt in Frage, welche Subjekte zent-
rale Rollen in einer neuen linken Idee
einnehmen. Ein nationaler Sozial-
staat mit humanistischer Asylpolitik:
Das ist keine linke Antwort auf den
globalisierten Kapitalismus, sondern
eine Bankrotterklärung.
Möchte die LINKE eine politische

Kraft sein, die dem neuen Faschis-
mus und dem globalisierten Kapita-
lismus etwas entgegenzustellen hat,
sollte sie sich von ihrem program-
matischen Nationalismus lösen, der
untrennbar mit der Idealisierung des
Wohlfahrtsstaates verknüpft ist.

Die andere Klasse
Oftmals werden in der gegenwärti-
gen Debatte – zuletzt in der Ausei-
nandersetzung mit Didier Eribons
»Rückkehr nach Reims« – die Kämpfe
von Migrant*innen und Frauen als
Identitätspolitiken wenn nicht abge-
tan, so doch für sekundär erklärt. Die
Grünen oder der »progressive Neoli-
beralismus« (Nancy Fraser) sind dann
die Folie, auf der alle Politiken der
Neuen Linken als Liberalismus diffa-
miert werden.
Selbstverständlich gibt es urbane

und akademische Milieus, die sich in
eine selbstreferenzielle Identitätspo-

litik verstrickt haben, die oftmals um
Distinktion und Überheblichkeit
kreist. Das Label der »Identitätspoli-
tik« und jenes des »progressiven Neo-
liberalismus« verstellen jedoch den
Blick auf die steigende und zentrale
Bedeutung der Migrationsbewegun-
gen, der Reproduktionsarbeit und der
globalen Konjunktur feministischer
Kämpfe für jede zeitgemäße linke Po-
litik, ja: Klassenpolitik.
Migrantische und feministische

Kämpfe liegen amHerzen dessen,was
in unterschiedlichen Nuancen heute
als »Klassenpolitik« oder »Soziale
Frage« gegen die sogenannten »Iden-
titätspolitiken« ausgespielt werden
soll. Spricht die LINKE also von den
»Ausgeschlossenen« und sozialer Ge-
rechtigkeit, fände sie hier einen gu-
ten Ausgangspunkt – und nicht etwa
den liberalen Gegenspieler einer Po-
litik der »sozialen Frage«.
Und das nicht erst seit heute: Es wa-

ren Millionen Gastarbeiter*innen, die
schon lange, bevor der Begriff »Neo-
liberalismus« das Licht der Welt er-
blickte, die Arbeiterklasse in Deutsch-
land prägten – etwas, das diejenigen
Linken zu vergessen scheinen, die ge-
genwärtig vor einer neoliberalen Ein-
wanderungspolitik warnen.
Heute sind es europäische Mig-

rant*innen, denen kürzlich der Zu-
gang zu Hartz IV für Jahre gestrichen
wurde. Es sind Geflüchtete, die in il-

legale und unterbezahlte Jobs ge-
drängt werden; es sind geschätzt
mehrere Hunderttausend osteuropäi-
sche Frauen, die als »Live-Ins« in deut-
schen Haushalten als Reproduktions-
arbeiterinnen ihr Leben verkaufen.
Es sind Migrant*innen und Ge-

flüchtete, die im Land der täglichen
Angriffe auf Flüchtlingsunterkünfte,
im Land des NSU, das mittlerweile ei-
ne völkisch-rassistische Partei im Par-
lament hat, allen Grund für die viel
zitierten »Ängste« haben, die man im
politischen Betrieb derzeit so gerne
verstehen möchte. Ihre systemati-
sche Einbeziehung in linke Politiken
– wie beispielsweise in den neuarti-
gen Prozessen um »Solidarische
Städte« – ist wesentlicher Teil eines
anstehenden Neuanfangs.

Wagenknecht repräsentiert nicht
die soziale Frage
Gegen all das – und nicht etwa gegen
linke Szenepolitiken oder den grünen
Neoliberalismus – entscheidet sich ei-
ne LINKE, die dem Kurs von Wagen-
knecht folgt. Stattdessen kreist sie seit
Jahren um die weißen, männlichen
Stammtische mit AfD-Affinität, weil
diese ihrer antiquierten Vorstellung
des »Volkes« entsprechen. Das größte
Missverständnis der gegenwärtigen
Debatte ist dabei, dass Sahra Wagen-
knecht dadurch gewissermaßen die
soziale Frage, das Unten und die Aus-
geschlossenen repräsentiere. Diese
Deutung ist eine große Lüge.
Am Ende des Tages ist es das Pro-

jekt Wagenknecht, in dessen Register
kein Platz ist für die Stimme der Ärms-
ten und für die Wahrheit über ihre Ar-
beits- und Lebensbedingungen. Die,
die schon seit Jahrzehnten hier sind,
und die, die noch kommen werden.
Hier beginnt die Aufgabe einer kom-
menden Linken, die – so viel ist klar –
ohne einen Schritt ins Offene nicht zu
haben sein wird. Alle werden sich ent-
scheiden müssen, so oder so.

Der Autor ist politischer Aktivist und
engagiert sich im Netzwerk »Welcome
United«. Zusammen mit dem Philoso-
phen Sandro Mezzadra hat er die Flug-
schrift »Jenseits von Interesse und Iden-
tität. Klasse, Linkspopulismus und das
Erbe von 1968« (Laika-Verlag) verfasst.

Ohne den Schritt ins Offene wird eine kommende Linke nicht zu haben sein. Foto: dpa/Marius Becker

Die Debatte geht weiter
Die Auseinandersetzung in der Linkspartei um die Migrations- und Flücht-
lingspolitik geht weiter. In einer Vorstandssitzung Anfang Dezember sind die
Differenzen deutlich artikuliert worden. Klar ist: Es geht um mehr – um die
Ausrichtung der Sozialpolitik sowie die Entwicklung der gesamten Partei.
Regelmäßig sorgen Äußerungen der Bundestags-Fraktionsvorsitzenden
Sahra Wagenknecht und des früheren Parteichefs Oskar Lafontaine für
Diskussionen und teils heftigen Widerspruch in der LINKEN. Wagenknecht
hatte jüngst etwa beklagt, Ärzte aus Irak, Syrien und Niger würden nach
Deutschland geholt. Allerdings gibt es laut der Bundesärztekammer und ei-
nem ARD-Faktencheck in der Bundesrepublik keinen einzigen Arzt aus
Niger; und die Formulierung »Ärzte herholen« sei zumindest fragwürdig,
denn diese Menschen kämen als Flüchtlinge.
Zuletzt hatte in der nd-Debatte zu diesem Thema Tobias Riegel die Kritik

an Wagenknecht und Lafontaine als »zum Teil hysterisch und naiv« bezeich-
net (»nd« vom 7.12.). Mit dem hier veröffentlichten Beitrag von Mario Neu-
mann setzen wir die Diskussion fort. wh

Damian Le Bas ist tot

Antreiber

Der britische Künstler Damian
Le Bas ist tot. Er starb am

Samstag in seinem Haus im süd-
englischen Worthing im Alter von
54 Jahren. Das teilte die Berliner
Galerie Kai Dikhas amMontagmit.
Le Bas sei »völlig unerwartet« ver-
storben, hieß es in der Mitteilung.
Le Bas hatte sich einen Namen mit
Collagen und der Bearbeitung von
Landkarten gemacht. Er themati-
sierte in seinen Werken die eige-
ne Herkunft aus einer Familie bri-
tischer Roma.
Le Bas war am ersten Pavillon

der Sinti und Roma auf der Bien-
nale in Venedig 2007 beteiligt.
Noch für die laufende Spielzeit
gestaltete er ein Bühnenbild am
Gorki-Theater in Berlin. Er sei ei-
ne der treibenden Persönlichkei-
ten der Bewegung der Künstler
und Künstlerinnen der Sinti und
Roma in Europa gewesen, teilte
die Galerie Dikhas mit. Le Bas hin-
terlässt seine Frau, die Künstlerin
Delaine Le Bas, und einen erwach-
senen Sohn. dpa
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Gekonnt provokant: Shakespeares »Der Kaufmann von Venedig« am Theater Münster

Sprechen Sie deutsch!
Von Hans-Dieter Schütt

W as wir Menschen dem
Universum sind, das
heißt im Theater: Sta-
tisterie. Diese unbe-

kannten Soldaten in fremden Siegen.
Hochlobenswerte Mit-Läufer. Im gro-
ßen Drama der Helden stehen die
Statisten für jene schwierigste der
Künste, die eine wahre Lebenskunst
ist: die Energie des kleinen Maßes,
das Selbstbewusstsein der notge-
drungenen Bescheidung. Am Theater
Münster sorgen elf Statisten für Fu-
rore. Stehen nicht auf der Bühne, aber
für aufregende Minuten im Zentrum.
Und prägen aufführungslang die At-
mosphäre.
Doch der Reihe nach. Stefan Ot-

teni inszenierte Shakespeares »Kauf-
mann von Venedig«. Natürlich war-
tet in diesem Stück jeder auf den Ju-
den. Auf Shylock. Der ein veneziani-
scher Zins-Zauberer ist, aber wegen
seiner Herkunft nie den Machtstatus
seiner christlichen Konkurrenten er-
reichen wird. Nicht erst Patricia
Highsmith schrieb, schon William
Shakespeare wusste: Venedig kann
sehr kalt sein. Und so trägt man in
Münster die glänzenden Anzüge der
Profiteurskreise.
Durch Zufall aber kann Shylock

jetzt den Spieß umdrehen: Erwird den
Kaufmann Antonio zu einem Kredit-
vertrag überreden, bei dessen Nicht-
erfüllung er auf ein Pfund Fleisch aus
dem Körper des Kaufmanns bestehen
darf. Am Ende freilich wird aus dem
Juden – in einem Gerichtsprozess, der
eigentlich das blutige Recht Shylocks
bekräftigen soll – ein davongejagtes
Opfer. Ja, alles läuft in diesem Stück
auf den Juden zu. Shylock ist der Kan-
nibale, der in einer professionellen
Kälte, die ihn fast zerreißt, seine Mes-
ser auspackt, jene Matte ausbreitet,
auf die sich Antonio legen wird, und
dessen herauszuschneidende Brust-
stelle markiert. Christoph Rinkes Shy-
lock steht unterm Stress dauernder
Strenge. Ein schmales, fast ausgezehr-
tes Lauern. Dieser Mann hat unzähli-
ge Bodyguards – aber unter allen Po-
ren. Wahres Gefühl ist geheime Ver-
schlusssache.
Gewalt antwortet – bitter – auf Ge-

walt. Da er nun jenen besonderen
Schnitt vorbereitet, den er in dieser
Welt machen wird, da kämpft das
Brüllen in Shylock gegen die Fasson;
die Fasson siegt, aber wir sehen, wie
das einen Menschen geradezu ent-
stellen kann. Shylock beißt sich im
Munde den Schmerz weg wie einen
Knochen, die Kiefer malmen diesen
Schmerz zu Staub. Der Jude ist Op-
fer und obsessiver Täter zugleich.
Rinke gibt seinem Shylock anklagen-
de Worte wie kurze Zuckungen einer
Reitpeitsche – sie ist aber gleichsam
nur geliehen, es ist die Peitsche jener
Verachtungsrhetorik, die sonst ihn
selber striemt. Hart, wie er schließ-
lich niederknien muss, wo er eben
noch sein Messer zückte wie ein Zep-
ter. Antonio hängt ihm ein Kruzifix-
Kettchen um, als legte er ihm den
Henkerstrick an den Hals. Los, Jude,
das Vaterunser! Ein erzwungenes

»Amen« kann man herauspressen, als
kaue man Zyankali.
Peter Sciors Bühne: Da ist der Ster-

nenhimmel; da ist ein muschelrun-
des Insel-Idyll, wo die reiche Portia
ihre Freier prüft; da ist die blanke
Vorderbühne: Geschäftsgebaren un-
ter Holbeins Bild vom grabgelegten,
verwesenden Jesus. Und aus dem Un-
terboden hebt sich das Girlie-Zimmer
von Shylocks Tochter, die einen
Christen liebt: an den Wänden eine
orientalische Promi-Plakat-Galerie,
als sei die »Bravo« eine arabische Er-
findung. Die Religion, das Fremde:
die Vielfalt der Welt wie ein Spreng-
stoff, der Explosionsböden sucht.
Ähnlich der Ringparabel Nathans

des Weisen ist des Juden fragende
Anklage zu einem Toleranz-Kanon
geworden: »Wenn ihr uns stecht, blu-
ten wir nicht? Wenn ihr uns kitzelt,
lachen wir nicht?« Otteni lässt diesen
Text nicht nur bei Shylock – auch der
Prinz von Marokko wird ihn spre-
chen, einer jener Freier, die sich im
lustspieligen Teil des Stücks um die
Jungmillionärin Portia bewerben. Die
Schauspielerin Zainab Alsawah – sie
ist auch Jessica, die Tochter Shylocks
– spricht arabisch. Daraufhin pöbelt
Portias Party-Pulk, und jetzt schlägt
sie, die Stunde der erwähnten Sta-
tisten. Denn bis auf den zweiten Rang
hinauf ist der Unmut auf Rollen ver-
teilt. Da ein Hass-Wort, dort eine an-
dere blöde Bemerkung – Kern der

Kommentare aus dem Saal gen Büh-
ne: »Sprechen Sie bitte deutsch!« Erst
»bitte«, dann: »gefälligst«.
Alsawah fragt, was auch der Jude

fragte: »Hat nicht ein Moslem Au-
gen?« Vereinzelter Applaus, Protest,
ein Zuschauer verlässt den Raum,
wieder wird applaudiert. Wem? Dem
trotzigen Arabisch? Den Aufmi-
schern? Im Publikum ist Unsicherheit

spürbar. Und wer waren jene »be-
sorgten Bürger«, die vor Beginn der
Vorstellung im Foyer Zettel gegen
Überfremdung verteilten? Auch Sta-
tisten? Zuschauer sah man eilig, auf-
geregt zum Einlassdienst laufen, das
Vorkommnis zu melden. Einige nah-
men die Zettel entgegen, lasen, ga-
ben sie empört zurück.
Jetzt tritt die Schauspielerin Caro-

la von Seckendorff an die Rampe: mit

einer betont gefühlsgedimmten Rede
von Thomas Morus aus einer erst
kürzlich entdeckten Szene von
Shakespeare: »Die Fremden«. Morus
redet den wohlgenährten Bürgern
Londons ins Gewissen, die sich gegen
den Ansturm französischer Flüchtlin-
ge wehren. Wieder Zwischenrufe im
Saal, wieder vorgeprobter Groll, wie-
der Momente der absichtsvoll ge-
schürten Geladenheit. Otteni nimmt
frech und frei die Ruhe aus dem
Abend, stört die Verabredungsmus-
ter, entzündet (Pausen-) Diskussio-
nen über das Spiel mit akuten Emoti-
onen zur politischen Lage. Er stichelt
– mit inszeniertem Volkszorn mitten
im Volk der Zuschauer: Immer ist
Gaukel auch Täuschung, das Wirkli-
che nur scheinbar – aber doch wahr.
Kehrseiten-Kunst, wohin die Auf-

führung den Fokus richtet: Die auf ih-
rer Liebesinsel Belmont gelangweilt
berauschten jungen Leute sind ver-
stehenswerte Aussteiger, aber ebenso
Steigbügelhalter der geldgestützten
Arroganz. Und jener Christ Antonio,
der Shylock erniedrigt, ist bei Chris-
tian Bo Salle auch ein unglücklich in
Hemmung gefangener Schwuler. Sieh
im Feind dich selber, entdecke im
Gegner den Bruder, schau in alles
Fremde, Andere wie in einen Spiegel.
Es geriet aus deutschen Gründen

oft in Vergessenheit, dass »Der Kauf-
mann von Venedig« auch eine Ko-
mödie ist. Auschwitz ist dem Lust-

spiel in die Parade gefahren. Otteni
nun schuf gehörige Bedrängungsmo-
mente, dennoch bürdet er der Insze-
nierung nicht jenes Zentnergewicht
auf, unter dem sie nur auf Knien durch
ihre eigene Existenz rutschen könn-
te. Es gehört zu den Stärken der Auf-
führung, dass sie kräftig heiter bleibt.
Das war in der Vorstellung, die ich
sah, besonders auch Maximilian
Scheidt vom Deutschen Schauspiel-
haus Hamburg zu danken, der kurz-
fristig für den erkrankten Darsteller
des Antonio-Kumpans Bassiano ein-
sprang: herrliche Kapriolen mit dem
Textbuch – wie wunderbar ist Thea-
ter, wenn es mit der Unsicherheit
tanzt, als wäre die ein Wolf.
Und zum Schluss ergreift auch

noch Portias Freundin Nessica die
anklägerische Wiederholungsschlei-
fe auf – wider die Männer: »Wenn ihr
uns stecht ...« Das Wort der jungen
Frau zur aktuellen Sexismus-Leier.
Alles sehr ernst gemeint – und noch
ernstgemeinter parodiert. Kunstvoll
eben. Otteni inszenierte, als orchest-
riere er: Das Drama trommelt, der
Thriller trompetet, das Lustspiel haut
auf die Pauke, die Romanze klim-
pert auf der Gitarre. So jedenfalls
klänge es, wären die Bilder Ton. Ein
tiefdunkles Gleichnis mit Sarkas-
musglitzer. Gekonnt provokant.

Nächste Vorstellungen am 13. und
14. Dezember

Wer waren jene
»besorgten Bürger«,
die vor Beginn der
Vorstellung im
Foyer Zettel gegen
Überfremdung
verteilten?

Gewalt antwortet – bitter – auf Gewalt: Christian Bo Salle, Bálint Tóth, Christoph Rinke Foto: Oliver Berg

»Offshore« – Petros Markaris’ jüngster Krimi spielt vor dem Hintergrund der langsam abklingenden Krise in Griechenland

Geldwäsche zu hoher See
Von Harald Loch

G riechenland war seit der An-
tike ein Volk der Seefahrer.
Der Schiffskatalog im zwei-

ten Buch von Homers »Ilias« ist das
erste literarische Zeugnis einer gro-
ßen Flotte. Im 20. Jahrhundert ver-
binden wir die griechische See-
geltung mit Namen wie dem des Tan-
kerkönigs Onassis. Auch heute gibt es
griechische Reedereien, die ihren Sitz
aber großenteils in London haben.
Das ist der Ausgangspunkt des

neuen Kriminalromans von Petros
Markaris. Als es in Athen nacheinan-
der zu drei Morden mit maritimem
Hintergrund kommt, ist Kommissar
Kostas Charitos aufgerufen, tätig zu
werden. Einer der Ermordeten war
ein Beamter, der in den Übersee-

schmuggel von Heroin verwickelt
war. Der zweite war ein Reeder, der
sich zeitlebens gegen den Umzug von
London nach Piräus gesträubt hatte,
der dritte ein investigativer Journa-
list, der den Machenschaften unbe-
kannter Mächte auf der Spur war.
Charitos gelingt durch glückliche

Umstände die schnelle Aufklärung
der drei Verbrechen. Die Täter laufen
fast offen in die Ermittlungen, ande-
re Polizeidienststellen führen dem
Kommissar die geständigen Täter zu.
Der neu ernannte Polizeivizepräsi-
dent, ein Bürokrat ohne praktische
Erfahrung, erniedrigt den gewissen-
haften Charitos mit den Worten: »Ein
blindes Huhn …« Der aber misstraut
den schnellen Ermittlungserfolgen,
wittert dahinter Fake Crimes, vor al-
lem aber größere Finanzinteressen.

Weil er tiefer ermittelt, als es der Po-
lizeispitze in den politischen Kram
passt, wird er suspendiert. Ein letzter
Zufall bringt ihn dann aber doch wie-

der auf die Gewinnerstraße. Das ist
brillant ausgedacht, sehr kritisch be-
gleitet und spannend zu lesen. Mar-
karis lässt »Offshore« vor dem Hin-

tergrund der langsam abklingenden
Krise in Griechenland spielen, eine
Entwicklung, die mafiöse Strukturen
geradezu einlädt, in diesem schlin-
gernden Land schwarzes in »gutes«
Geld zu waschen.
Charitos’ Freund, der Altkommu-

nist Lambrou Sissis, steuert die kapi-
talismuskritische Begleitmusik bei.
Und die ganze, aus vielen früheren
Krimis vertraute Familie des Kom-
missars ist wieder mit von der Partie.
Seine Ehefrau Adriani lädt zu kleinen
Feiern mit ihren berühmten gefüllten
Tomaten ein, seine Tochter Katerina
macht als Rechtsanwältin Karriere.
Das ganze Personal der von Charitos
geleiteten Mordkommission glänzt
mit seinen persönlichen Eigenarten,
und die Vorgesetzten stören bei den
Ermittlungen nur. Das angehängte

Personenverzeichnis zurate zu zie-
hen, ist hilfreich.
Athen ist nun wieder die Stadt der

Staus, nachdem viele Griechen ihre
während der Krise stillgelegten Au-
tos erneut angemeldet haben. Das
menschliche Biotop unterhalb der
Akropolis, jüngst auch Zwillingsstät-
te der Documenta neben Kassel, er-
steht in dem eher literarisch an-
spruchsvollen als nervenkitzelnden
Roman des mittlerweile achtzigjäh-
rigen Petros Markaris. Er hatte sich
als Übersetzer deutscher Literatur von
Goethe bis Brecht einen Namen ge-
macht, bevor er der international ge-
feierte Krimiautor wurde.

Petros Markaris: Offshore. Roman. Aus
dem Neugriechischen von Michaela
Prinzinger. Diogenes, 358 S., geb., 24 €.

Kommissar Charitos
misstraut den schnellen
Ermittlungserfolgen. Er
wittert dahinter größere
Finanzinteressen.

Kunst in Katalonien

Rückgabe
an Aragonien
Die Krise um die Unabhängig-

keitsbestrebungen der spani-
schen Region Katalonien hat nun
konkrete Auswirkungen auf die
Kunstwelt: 44 Kunstschätze, die
bis jetzt im Diözesanmuseum der
katalanischen Stadt Lleida zu se-
hen waren, müssen an Aragonien
zurückgegeben werden. Unter
heftigen Protesten von Demons-
tranten waren Experten am Mon-
tag stundenlang damit beschäf-
tigt, die fragilen Exponate zu ver-
packen.
In Begleitung von Polizisten

seien die Techniker bereits um vier
Uhr morgens angerückt, um mit
ihrer Arbeit zu beginnen, berich-
teten spanische Medien. Am Mit-
tag wurden erste Exponate aus
dem Museum getragen und in
Kleinlaster verladen. Der ent-
machtete katalanische Ex-Präsi-
dent Carles Puigdemont, der sich
nach Brüssel abgesetzt hat, kriti-
sierte auf Twitter, die Zentralre-
gierung habe »im Schutze der
Nacht« damit begonnen, »Katalo-
nien ungestraft zu plündern«. Er
sprach von einem »Staatsstreich«.
Jahrzehnte lang hatten die

nordostspanische Region und das
angrenzende Aragonien um die
Kunstschätze gestritten. Die Stü-
cke waren während des Spani-
schen Bürgerkriegs aus dem kö-
niglichen Kloster Santa María de
Sigena in Aragonien entfernt und
nach Katalonien gebracht wor-
den. Jetzt entschied ein Gericht,
dass die Werke zurückgegeben
werden müssen. dpa

Haus der Geschichte

Alles neu

Bundespräsident Frank-Walter
Steinmeier hat amMontag die

neu konzipierte Dauerausstellung
im Haus der Geschichte in Bonn
eröffnet. »Diese Ausstellung hilft
uns, dieWege zu verstehen, diewir
gegangen sind«, sagte Steinmeier.
Die Schau, die ab Dienstag für die
Öffentlichkeit zugänglich ist,
schule das historische Denken und
rege dazu an, die Gegenwart bes-
ser zu verstehen. »Wir sollen, ja,
wir müssen kritisch bleiben«,
mahnte der Bundespräsident laut
Redetext. »Das heißt auch, dasswir
nicht aufhören können, unseren
Umgang mit der eigenen Ge-
schichte und mit den politischen
Schlüssen, die wir daraus ziehen,
zu hinterfragen.«
Das Haus dokumentiert die

deutsche Geschichte seit 1945. Für
die neue Ausstellung wurden die
Jahre seit 1980 bis in die Gegen-
wart neu konzipiert. Schwerpunkt
sind die Umwälzungen in Osteu-
ropa und der DDR sowie der deut-
sche Wiedervereinigungsprozess.
Dabei fließen neueste Forschungs-
ergebnisse ein. epd/nd

Kino in Saudi-Arabien

Es werde
Licht
Nach mehr als 35 Jahren hat

Saudi-Arabien das Verbot
von Kinos aufgehoben. Die ersten
Lichtspielhäuser sollten bereits im
kommenden März geöffnet wer-
den, teilte das saudische Ministe-
rium für Kultur und Information
am Montag mit. »Das markiert ei-
nen Wendepunkt in der Entwick-
lung der Kulturwirtschaft im Kö-
nigreich«, erklärte Kulturminister
Auwad al-Auwad. »Die Eröffnung
von Kinos wird ein Katalysator für
wirtschaftliches Wachstum und
Diversifikation sein.«
Damit unternimmt das isla-

misch-konservative Land einen
weiteren Schritt in Richtung einer
gesellschaftlichen Liberalisierung.
Das Kulturministerium in Riad
geht davon aus, dass bis 2030
mehr als 300 Kinos mit rund 2000
Leinwänden eröffnet haben wer-
den. dpa/nd
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 	 5.30	  ARD-Morgenmagazin
 	 9.00	  Tagesschau Mit Wetter
 	 9.05	  Rote Rosen Telenovela
 	 9.55	  Sturm der Liebe Telenovela
	10.45	  Meister des Alltags Show
	11.15	  Wer weiß denn sowas? Show
	12.00	  Tagesschau Mit Wetter
	12.15	  ARD-Buffet Magazin
	13.00	  ARD-Mittagsmagazin
	14.00	  Tagesschau Mit Wetter
	14.10	  Rote Rosen Telenovela
	15.00	  Tagesschau Mit Wetter
	15.10	  Sturm der Liebe Telenovela
	16.00	  Tagesschau Mit Wetter
	16.10	  Verrückt nach Meer Dokureihe
	17.00	  Tagesschau Mit Wetter
	17.15	  Brisant Magazin
	18.00	  Wer weiß denn sowas? Show
	18.50	  Familie Dr. Kleist Arztserie
	19.45	  Wissen vor acht – Natur 
	19.50	  Wetter vor acht
	19.55	  Börse vor acht
	20.00	  Tagesschau Mit Wetter
	20.15	  Die Kanzlei Anwaltsserie. Mit 

harter Hand. Mit Sabine Postel
	21.00	  In aller Freundschaft
	21.45	  FAKT Magazin
	22.15	  Tagesthemen
	22.45	  Sportschau
	23.45	  Vorstadtweiber
 	 0.35	  Nachtmagazin
 	 0.55	  Lindburgs Fall Komödie  

(D 2011) Mit Fritz Wepper
 	 2.25	  My One and Only – Auf der 

Suche nach Mr. Right  
Abenteuerfilm (USA 2009)

10.25 Der erste Winter: Wie Tierkinder die Kälte 
meistern 11.10 Länder – Menschen – Abenteuer 
11.55 Sehnsuchtsland Italien 12.40 Dings vom 
Dach 13.25 In aller Freundschaft 14.10 Sternstun-
den-Adventskalender 14.15 Kunst + Krempel 14.45 
Gefragt – Gejagt 15.35 Polizeiinspektion 1 16.00 
Rundschau 16.15 Wir in Bayern. Magazin 18.00 
Abendschau 18.28 Sternstunden-Adventskalen-
der 18.30 Rundschau 19.00 Gesundheit! 19.30 
Dahoam is Dahoam 19.58 Sternstunden-Advents-
kalender 20.00 Tagesschau 20.15 Tatort: Einmal 
wirklich sterben. Krimireihe (D 2015) 21.45 Rund-
schau 22.00 Capriccio 22.30 24h Bayern 23.15 
nacht:sicht 23.45 BR-Klassik. Reihe 0.45 Rund-
schau Nacht 0.55 Sternstunden-Adventskalender

 	 5.00	  hallo deutschland
 	 5.30	  ARD-Morgenmagazin
 	 9.00	  heute Xpress
 	 9.05	  Volle Kanne – Service täglich 

Zu Gast: Thomas Anders  
Moderation: Ingo Nommsen

	10.30	  Notruf Hafenkante Actionserie
	11.15	  SOKO Wismar Krimiserie
	12.00	  heute
	12.10	  drehscheibe Magazin
	13.00	  ARD-Mittagsmagazin
	14.00	  heute – in Deutschland
	14.15	  Die Küchenschlacht Magazin
	15.00	  heute Xpress
	15.05	  Bares für Rares Show
	16.00	  heute – in Europa
	16.10	  Die Rosenheim-Cops Krimiserie
	17.00	  heute
	17.10	  hallo deutschland Magazin
	17.45	  Leute heute Magazin
	18.00	  SOKO Köln Krimiserie
	19.00	  heute
	19.25	  Die Rosenheim-Cops Krimiserie
	20.15	  Wie gut sind unsere Ärzte? 

Doku. Die Sendung zeigt den 
Alltag in deutschen Arztpraxen 
und legt den Finger in die Wun-
den des Gesundheitssystems.

	21.00	  Frontal 21 Magazin
	21.45	  heute-journal Magazin
	22.15	  Gefangen im Glücksrausch
	22.45	  Der große Zampano –  

Wer war Leo Kirch? Doku
	23.30	  Markus Lanz Talkshow
 	 0.45	  heute+ Magazin
 	 1.00	  Neu im Kino Magazin

 	 8.00	  Stadt Land Kunst Magazin
 	 8.40	  Wasser ist Zukunft Dokureihe
 	 9.25	  Die Menschheitssaga  

Dokumentarfilm (F 2014)
	10.50	  Herausforderung Geburtshilfe
	11.50	  Die wunderbare  

Welt der Weine Dokureihe
	12.15	  Re: Reportagereihe
	12.50	  ARTE Journal
	13.00	  Stadt Land Kunst Magazin
	13.38	  Agenda coup de coeur
	13.50	  Neun Tage im Winter  

(Wh.) Drama (F 2015)
	15.25	  Abenteuer Seidenstraße
	15.55	  Die Ostküste der USA Doku
	16.45	  X:enius Magazin
	17.15	  Abenteuer Seidenstraße
	17.40	  Unterwegs auf dem Inka-Trail
	18.35	  Wildes Istanbul
	19.20	  ARTE Journal
	19.40	  Re: Reportagereihe. Mord auf 

Malta: Wie korrupt ist die Insel?
	20.15	  Die Skandalbank  

Dokumentarfilm (F 2016)
	21.40	  Die Skandalbank – Gespräch 

mit Marc Roche (VPS 21.45) 
Gespräch. Zu Gast: Marc Roche

	21.50	  Tod eines Bankers  
(VPS 21.55) Doku

	22.45	  Bis zum letzten Tropfen  
(VPS 22.50) Doku

	23.40	  Moskauer Medienkrieg  
(VPS 23.45) Doku

 	 0.35	  O.J. – Made in America Doku
 	 2.05	  Flüstern verletzter kommunis-

tischer Seelen (VPS 2.10)

 	 5.45	  Eisenbahn-Romantik
 	 6.20	  Kulturzeit Magazin
 	 7.00	  nano Magazin
 	 7.30	  Alpenpanorama Reihe
 	 9.00	  ZIB
 	 9.05	  Kulturzeit Magazin
 	 9.45	  nano Magazin
	10.15	  Hart aber fair Diskussion
	11.40	  Natur im Garten
	12.10	  Am Schauplatz Gericht Reihe
	13.00	  ZIB
	13.15	  Unbekanntes Korsika
	14.05	  Ein Habsburger auf Mallorca
	15.00	  Der Äquator – Breitengrad  

der Extreme Dokureihe
	18.30	  nano Magazin
	19.00	  heute
	19.20	  Kulturzeit Magazin
	20.00	  Tagesschau
	20.15	  Tod in der Eifel Kriminalfilm  

(D 2008) Mit Maria Simon, 
Christian Redl, Jacob Mat-
schenz. Regie: Johannes Grieser

	21.45	  kinokino U.a.: Michael Mitter-
meier und die Weihnachtsfilme

	22.00	  ZIB 2
	22.25	  Liebling, lass uns scheiden! 

Komödie (CH 2010)
	23.50	  Reporter Reportagereihe
 	 0.15	  10vor10 (VPS 21.50)
 	 0.45	  Tod in der Eifel (Wh.) Kriminal-

film (D 2008) Mit Maria Simon
 	 2.15	  Liebling, lass uns scheiden! 

(Wh.) Komödie (CH 2010)
 	 3.40	  Der Äquator – Breitengrad  

der Extreme Dokureihe

 	 5.15	  Thüringen-Journal Magazin
 	 5.45	  Brisant Magazin
 	 6.25	  Mach dich ran! Show
 	 6.50	  Rote Rosen Telenovela
 	 7.40	  Sturm der Liebe Telenovela
 	 8.30	  Gefragt – Gejagt Show
	10.05	  Elefant, Tiger & Co.
	10.55	  MDR aktuell
	11.00	  MDR um elf Magazin
	11.45	  In aller Freundschaft
	12.30	  Da, wo wir zuhause sind  

(Wh.) Heimatfilm (D/A 2009)
	14.00	  MDR um zwei Magazin
	15.00	  LexiTV – Wissen für alle
	16.00	  MDR um vier Magazin
	17.45	  MDR aktuell
	18.05	  Wetter für 3
	18.10	  Brisant Magazin
	18.54	  Unser Sandmännchen Reihe
	19.00	  Regional Magazin
	19.30	  MDR aktuell
	19.50	  Einfach genial Magazin
	20.15	  Umschau extra Magazin
	20.45	  Stars, Musik und tausend 

Küsse – Das Tivoli in Freiberg
	21.15	  Echt Magazin. Das Magazin 

zum Staunen. Kampf am  
Abgrund – Unterwegs mit  
der Thüringer Bergwacht

	21.45	  MDR aktuell
	22.05	  8mm DDR (2/2) Doku
	22.50	  Polizeiruf 110 Trio zu viert 

Krimireihe (DDR 1989)
 	 0.10	  Alle Jahre wieder (1) Komödie 

(D 2010) Mit Frank Voß
 	 0.40	  FAKT Magazin

 	 5.10	  Berlin erwacht – Winter
 	 5.30	  Elefant, Tiger & Co.
 	 6.20	  Rote Rosen Telenovela
 	 7.10	  Sturm der Liebe Telenovela
 	 8.00	  Brandenburg aktuell
 	 8.30	  Abendschau Magazin
 	 9.00	  zibb Magazin
 	 9.55	  ARD-Buffet Magazin
	10.40	  Der schwarze Blitz (Wh.) 

Liebeskomödie (D 1958)
	12.15	  Gefragt – Gejagt Show
	13.00	  rbb aktuell
	13.05	  Verrückt nach Meer Dokureihe
	13.50	  Nashorn, Zebra & Co.
	14.15	  Planet Wissen Magazin
	15.15	  Mit dem Zug ... durch Panama
	16.00	  rbb aktuell
	16.15	  Gefragt – Gejagt Show
	17.00	  rbb aktuell
	17.05	  Elefant, Tiger & Co. Reportage
	17.55	  Unser Sandmännchen Reihe
	18.00	  rbb UM6 – Das Ländermagazin
	18.27	  rbb wetter
	18.30	  zibb Magazin
	19.27	  rbb wetter
	19.30	  Regional
	19.30	  Abendschau Magazin
	20.00	  Tagesschau
	20.15	  Geheimnisvolle Orte Die 

Sacrower Heilandskirche
	21.00	  Das Haus am Glienicker See
	21.45	  rbb aktuell
	22.15	  Thadeusz und die Beobachter
	23.15	  Nuhr im Ersten Show
 	 0.00	  extra 3 Magazin
 	 0.30	  Abendshow (VPS 0.45)

 	 8.10	  Sturm der Liebe Telenovela
 	 9.00	  Nordmagazin Magazin
 	 9.30	  Hamburg Journal Magazin
	10.00	  Schleswig-Holstein Magazin
	10.30	  Regional Magazin
	11.00	  Hallo Niedersachsen Magazin
	11.30	  Typisch! Dokureihe
	12.00	  Brisant Magazin
	12.30	  In aller Freundschaft Arztserie
	13.15	  Fjorde, Eis und Einsamkeit – 

Eine Winterreise auf der 
Hurtigrute Doku

	14.00	  NDR//aktuell
	14.15	  Mallorcas wilde Küste Doku
	15.00	  die nordstory Reportagereihe
	16.00	  NDR//aktuell
	16.20	  Mein Nachmittag Magazin
	17.10	  Nashorn, Zebra & Co. Reportage
	18.00	  Regional Magazin
	18.15	  NaturNah Dokureihe
	18.45	  DAS! Magazin
	19.30	  Regional Magazin
	20.00	  Tagesschau
	20.15	  Visite Magazin. Das Gesund-

heitsmagazin. U. a.: Spezial: 
Zahnersatz: Implantate nicht 
immer die beste Alternative

	21.15	  Panorama 3 Magazin
	21.45	  NDR//aktuell
	22.00	  Tatort: Winternebel Krimireihe 

(D 2014) Mit Eva Mattes
	23.30	  Weltbilder Magazin
 	 0.00	  Der Pi Code Martin Armst-

rong – Spinner oder Genie? 
Dokumentarfilm (D 2015)

 	 1.40	  NDR Talk Show Talkshow

11.05 Wolf, Bär & Co. 11.55 Elefant, 
Tiger & Co. 12.45 aktuell 13.00 Planet 
Wissen 14.00 Das NRW-Duell 14.45 
Lichters Schnitzeljagd (VPS 14.44) 
15.30 Kochen mit Martina und Moritz 
16.00 aktuell 16.15 Hier und heute 
18.00 WDR aktuell / Lokalzeit 18.15 
Servicezeit 18.45 Aktuelle Stunde 19.30 
Lokalzeit 20.00 Tagesschau 20.15 Die 
Reise der Schneeeulen – Ein Winter-
märchen 21.00 Quarks 21.45 aktuell 
22.10 „Tatort” im Westen – Ihre Besten. 
Wunsch-„Tatort” aus Münster. Krimirei-
he (D) 23.40 „Tatort” im Westen – Ihre 
Besten. Wunsch-„Tatort” aus Düsseldorf. 
Krimireihe (D) 1.10 Feuer & Flamme (2)

13.00 Meister des Alltags 13.30 Tier-
arztgeschichten 14.15 Eisenbahn-
Romantik 15.15 Mit dem Zug ... 16.00 
Aktuell BW 16.05 Kaffee oder Tee 17.00 
Aktuell BW  17.05 Kaffee oder Tee (VPS 
16.05) 18.00 SWR Aktuell BW 18.12 
BW Wetter 18.15 natürlich! 18.45 
Landesschau BW 19.30 Aktuell BW 
19.57 Wetter 20.00 Tagesschau 20.15 
Marktcheck 21.00 Die Sofa-Richter 
21.45 Aktuell BW 22.00 Hannes und 
der Bürgermeister 22.30 Schreinerei 
Fleischmann und Freunde 23.00 So 
lacht Rheinland-Pfalz 23.40 kabarett.
com 0.10 Hannes und der Bürgermeister 
0.40 Die Mathias-Richling-Show

8.15 Das Imperium der weißen Mönche. 
Doku 9.00 Vor Ort. Bericht. Moderati-
on: Ina Baltes 9.30 Thema 12.00 Vor 
Ort 12.45 Thema 14.00 Vor Ort 15.15 
Dokumentation 17.30 Der Tag. Magazin 
18.00 Aktuelle Reportage 18.30 Das Je-
susrätsel 19.15 Das Imperium der wei-
ßen Mönche 20.00 Tagesschau 20.15 
Alexander der Große – Auf dem Weg zur 
Macht (1/2) Doku. Alexander der Große 
gilt als der Vorzeige-Weltherrscher. Die 
Nachwelt hat ihn zu einem Mythos erho-
ben. 21.00 Alexander der Große – Bis ans 
Ende der Welt (2/2) 21.45 heute-journal 
22.15 Phoenix-Runde 23.00 Der Tag 
0.00 Phoenix-Runde. Diskussion

11.15 Sherazade – Geschichten aus 
1001 Nacht 11.40 Hexe Lilli 12.00 
Simsalagrimm 12.25 Garfield 12.50 
Sherlock Yack – Der Zoodetektiv 13.15 
4 ½ Freunde 13.40 Die Pfefferkörner 
14.10 Schloss Einstein 15.00 Die 
Zeitfälscherin. Ein fremdes Zuhause 
15.25 Mia and me 16.10 Peter Pan – 
Neue Abenteuer 16.50 Tashi 17.30 
Mirette ermittelt 18.00 Beutolomäus 
und der wahre Weihnachtsmann 18.15 
Super Wings 18.40 Inui 18.50 Unser 
Sandmännchen 19.00 Sherazade – Ge-
schichten aus 1001 Nacht 19.25 pur+ 
19.50 logo!  20.00 Ki.Ka Live 20.10 
Die Jungs-WG 20.35 Leider lustig. Reihe

5.30 Sat.1-Frühstücksfernsehen. Magazin. Mode-
ration: Daniel Boschmann, Marlene Lufen 10.00 
Klinik am Südring 11.00 Im Namen der Gerechtig-
keit – Wir kämpfen für Sie! 12.00 Anwälte im Ein-
satz 13.00 Auf Streife – Die Spezialisten. Reporta-
gereihe 14.00 Auf Streife. Reportagereihe 15.00 
Auf Streife – Berlin 16.00 Klinik am Südring. 
Doku-Soap 17.30 Schicksale – und plötzlich ist 
alles anders 18.00 Auf Streife – Die Spezialisten. 
Reportagereihe 19.00 Die Ruhrpottwache 19.55 
Sat.1 Nachrichten 20.15 Keine zweite Chance 
(2/2) Thriller (D 2017) 22.20 akte 20.17 23.10 
Focus TV – Reportage 0.15 Dinner Party – Marlene 
lädt zum Talk. Gespräch 1.15 So gesehen 1.20 Ho-
micide Hunter – Dem Mörder auf der Spur

5.15 How I Met Your Mother 5.55 New Girl 6.20 
Mike & Molly 6.40 2 Broke Girls 7.35 The Big Bang 
Theory 8.50 Two and a Half Men 10.15 The Middle 
11.10 Mike & Molly. Die letzten Zeilen 11.30 How 
I Met Your Mother 12.30 2 Broke Girls 13.25 Two 
and a Half Men 14.50 The Middle. Die Aufführung / 
Das Kuscheltier 15.40 The Big Bang Theory 17.00 
taff 18.00 Newstime 18.10 Die Simpsons 19.05 
Galileo. Magazin 20.15 Die Simpsons. YOLO / 
Homer Junior / Silly Simpsony / Global Clowning 
22.10 Family Guy. Zeichentrickserie. Die Halsge-
burt 22.40 Family Guy. Ehe wider Willen 23.10 
Two and a Half Men. Darf ich aus ihrem Schlauch 
trinken? / Therapie am Ozean / Die üblichen Ne-
benwirkungen / Richterin des Jahres

5.05 Informationen am Morgen 9.05 Kalender-
blatt 9.10 Europa heute 9.35 Tag für Tag 10.10 
Sprechstunde. Ekzeme: Jucken, Nässen, Entzün-
dung 11.35 Umwelt und Verbraucher 12.10 
Informationen am Mittag 13.35 Wirtschaft am 
Mittag 14.10 Deutschland heute 14.35 Campus 
und Karriere 15.05 Corso – Kunst & Pop 15.35 @
mediasres 16.10 Büchermarkt 16.35 Forschung 
aktuell 17.05 Wirtschaft und Gesellschaft 17.35 
Kultur heute 18.10 Informationen am Abend 
18.40 Hintergrund 19.05 Kommentar 19.15 Das 
Feature 20.10 „Die Tierstunde” 21.05 Jazz live 
22.05 Musikszene 22.50 Sport aktuell 23.10 
Das war der Tag 23.57 National- und Europahymne 
0.05 Deutschlandfunk Radionacht

9.45 hessenschau (VPS 9.50) 10.15 hallo hessen 
(VPS 10.20) 11.05 service: zuhause (VPS 11.10) 
11.30 Menschen hautnah (VPS 11.35) 12.15 Bri-
sant (VPS 12.20) 12.55 Alles Samba (VPS 14.35) 
Komödie (D 2003) 14.20 Leopard, Seebär & Co. 
(VPS 8.25) 15.10 Giraffe, Erdmännchen & Co. 
16.00 hallo hessen 16.45 hessenschau kompakt 
17.00 hallo hessen 17.50 hessenschau kompakt 
18.00 Maintower 18.25 Brisant 18.50 service: 
reisen 19.15 alle wetter 19.30 hessenschau 
20.00 Tagesschau 20.15 Herrliches Hessen 21.00 
Erlebnis Hessen. Dokureihe 21.45 Hessen feiert 
Weihnachten 22.30 hessenschau kompakt 22.45 
strassen stars 23.15 Lena Liebkind live 0.00 Co-
medy Tower 0.45 strassen stars. Show

5.35 Explosiv – Das Mag. 6.00 Guten Morgen 
Deutschland 8.30 Gute Zeiten, schlechte Zeiten 
9.00 Unter uns 9.30 Betrugsfälle 10.00 Die Trova-
tos – Detektive decken auf 12.00 Punkt 12 14.00 
Der Blaulicht-Report 15.00 Verdachtsfälle 17.00 
Betrugsfälle 17.30 Unter uns. Soap. Mit Petra 
Blossey 18.00 Explosiv – Das Magazin 18.30 Ex-
clusiv – Das Star-Magazin 18.45 RTL aktuell 19.03 
Wetter 19.05 Alles was zählt 19.40 Gute Zeiten, 
schlechte Zeiten 20.15 Bones – Die Knochenjäge-
rin. Krimiserie. Es geschah an einem schönen Tag 
in der Vorstadt 21.15 Bones – Die Knochenjägerin 
22.15 CSI: Den Tätern auf der Spur 23.10 CSI: 
Den Tätern auf der Spur. Motel zum Mord 0.00 RTL 
Nachtjournal 0.27 RTL Nachtjournal – Das Wetter

5.15 CSI: NY. Kopflos / Schrot und Kern 6.45 Cros-
sing Jordan – Pathologin mit Profil. Alles auf Anfang 
7.40 Verklag mich doch! 10.50 vox nachrichten 
10.55 4 Hochzeiten und eine Traumreise 11.55 
Shopping Queen 12.55 Zwischen Tüll und Tränen 
14.00 Mein Kind, dein Kind – Wie erziehst du 
denn? 15.00 Shopping Queen 16.00 4 Hochzeiten 
und eine Traumreise. Doku-Soap 17.00 Zwischen 
Tüll und Tränen. Doku-Soap 18.00 Hautnah: Die 
Tierklinik. Doku-Soap 19.00 Das perfekte Dinner. 
Doku-Soap 20.00 Prominent! Magazin 20.15 
6 Mütter (2/3) 22.15 Richtig (v)erzogen – Wir 
erziehen anders (2) 23.20 Die Beet-Brüder (3) 
0.20 vox nachrichten 0.40 Medical Detectives – 
Geheimnisse der Gerichtsmedizin

9.05 Im Gespräch 10.05 Lesart. Das Litera-
turmagazin 11.05 Tonart. Das Musikmagazin 
am Vormittag 12.05 Studio 9. Der Tag mit ... 
13.05 Länderreport 14.05 Kompressor. Das 
Kulturmagazin 15.00 Kakadu – Nachrichten für 
Kinder 15.05 Kakadu. Medientag 15.30 Tonart. 
Das Musikmagazin am Nachmittag 17.05 Studio 
9. Kultur und Politik am Abend 18.30 Weltzeit 
19.05 Zeitfragen. Wirtschaft und Umwelt 20.03 
Konzert 22.00 Alte Musik. Ein Flame in Florenz. 
Der Komponist Heinrich Isaac 22.30 Studio 9 
kompakt. Themen des Tages 23.05 Fazit. Kultur 
vom Tage 0.05 Feature. Achtsamkeit 2.0. Wie 
das Silicon Valley das Bewusstsein entdeckt 1.05 
Tonart. Americana. Moderation: Christian Graf
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Auflösung von Montag

Kruzzle: Die Fragen müssen wie gewohnt gelöst und in Pfeilrichtung eingetragen werden. Bei den geschüttelten 
Begriffen in den grauen Feldern ist durch eine Neuordnung ein sinnvoller Begriff „herzustellen“.

Das ZDF-Porträt »Der große Zampano« wirft einen sachlichen, aber leicht wehmütigen Blick auf den Medienmogul Leo Kirch

Netzwerk statt Maßanzug
Von Jan Freitag

D a schaut er kühl und fest
von einem Bildschirm, den
über Jahrzehnte hinweg
keiner mit mehr mit In-

halt versorgt hat als dieses Fossil des
Fernsehens alter Prägung. Auch nach
seinem Tod ziehen uns Leo Kirchs
Adleraugen in ihren Bann, mit de-
nen sich ein Sturmbannführer eben-
so spielen ließe wie der treu sor-
gende Serienvater. Und wie Michael
Jürgs die Person dahinter aus dem
Off beschreibt, das gibt den Ton der
45 Minuten Filmporträt auch
sprachlich vor. »Er wurde bewun-
dert als genialer Filmhändler, ge-
fürchtet als eiskalter Medienmogul,
und am Ende stand er fast erblindet
auf den Trümmern seines Reiches«.
So dramatisch, ja pathetisch klingt es
heute Abend im ZDF öfter.
Und warum auch nicht? »Der gro-

ße Zampano«, wie Jürgs und sein Ko-
Autor Berthold Baule titeln, war ei-
ne Figur von fast shakespearischer
Wucht. Als promovierter Wirt-
schaftswissenschaftler, der vom de-
sertierten Schwarzhändler zum
mächtigen TV-Unternehmer aufge-
stiegen ist, hat uns Leo Kirch nicht
nur Biene Maja und Harald Schmidt
beschert, sondern Pay-TV und
Deutschlands größte Firmeninsol-
venz. Kein Wunder, dass Zeitzeugen
wie Mathias Döpfner, Jobst Plog und
Edmund Stoiber den fränkischen
Klempnersohn mal »emotional«, mal
»bauernschlau« nennen, »knallhart«,
»fürsorglich« und »visionär«.
Leo Kirch, so zeigt »Der große Zam-

pano«, war mehr als ein Strippenzie-
her des Leitmediums am Übergang
zum Dualen System. So verbissen wie
bodenständig zeigte sich der Selfe-
made-Milliardär zugleich als Prototyp
des Unternehmers der formierten Ge-
sellschaft am Übergang zur Globali-
sierung. Es waren Verleger wie Rein-
hard Mohn, dessen Bertelsmann-Kon-
zern mit UFA und RTL auch das Fern-

sehen geprägt hat. Produzenten wie
Horst Wendtland, der das Publikum
erst mit Wallace, dannWinnetou, spä-
ter Waalkes gemästet hat. Ideengeber
wieWolfgangRademann, demwirmit
»Traumschiff« und »Schwarzwaldkli-
nik« die eskapistischsten Angriffe aufs
problembeladene Autorenkino ver-
danken.
Und mittendrin saßen die Sen-

derchefs in ihren Eckbüros und ga-
ben diese Angriffe aus vollen Kassen
in Auftrag. Dieter Stolte etwa, ab

1982 Intendant von Kirchs Haupt-
auftraggeber ZDF, über das ein Kon-
kurrent nun im schönsten Wiener
Schmäh zu Protokoll gibt, es »hat
Kirch gehört«. Starker Tobak. Aber
den kauen Alphatiere wie der ehe-
malige RTL-Chef Helmut Thoma zum
Frühstück. Im Goldrausch ihrer
Branche verteilten sie die Claims. Sie
hatten Einfluss, sie hatten Geld, sie
hatten Kontakte; was sie nicht hat-
ten, war die pfauenhafte Eitelkeit des
Metiers ringsum.

Leo Kirch mag Mehrheitsaktionär
der ProSiebenSat1 AG gewesen sein
und als solcher von königlicher
Macht. Wichtiger als Maßanzüge war
ihm sein Netzwerk. So trug der Platz-
hirsch aus München gewiss was von
der Stange, als er einen Headhunter
auf den Frischling aus Köln ansetzte.
Es war Kirchs bester Freund, wie der
umworbene Thoma berichtet. Sein
Name: Helmut Kohl. Das Machtge-
füge der alten Medienrepublik war
mit Vetternwirtschaft offenbar noch

zurückhaltend beschrieben. Trotz-
dem blickt man im Shareholder-Ka-
pitalismus ein wenig wehmütig auf
Patriarchen früherer Tage, die von
flacher Hierarchie, gar institutionel-
ler Demokratie nur dann etwas hiel-
ten, wenn es der Sache diente.
Diese Sache war nämlich ein Fern-

sehen, das seinen Machern auch jen-
seits ehrgeiziger Profitziele am Her-
zen lag. Helmut Thomas unterneh-
merisches Credo, der Wurm müsse
nicht dem Angler schmecken, son-
dern dem Fisch, mag aus künstleri-

scher Sicht zynisch klingen; ange-
sichts neuer Medienbosse wie Jeff Be-
zos (Amazon) und Thomas Ebeling
(ProSiebenSat1), die ihre Kundschaft
wahlweise als faule Konsumgören
oder fettes Lumpenproletariat ver-
achten, bestand das Publikum der al-
ten Entrepreneure wenigstens nicht
nur aus Zahlen. Doch seit das Inter-
net den linearen Fernsehmarkt auf-
mischt, stirbt dieser Menschenschlag
empathischer Machtmänner von
Reinhard Mohn über Dieter Stolte bis
Leo Kirch aus. »Der große Zampano«
ist kein Film, der dazu gedacht ist,
diesen Männern nachzutrauern. Als
Anlass dafür, ihre Nachfolger zu hin-
terfragen, taugt er allemal.

ZDF, 22.45 Uhr

Leo Kirch (hier auf einer Aufnahme aus dem Jahr 1987) zählte jahrzehntelang zu den großen Strippenziehern im Politik-
und Mediengeschäft Foto: dpa

Leo Kirch war eine
Figur, von fast
shakespearischer
Wucht. Er hat uns
nicht nur Biene Maja
und Harald Schmidt
beschert, sondern
Pay-TV und
Deutschlands größte
Firmeninsolvenz.

Verlegerchef

Schranke für
ARD und ZDF
im Netz

Der neue Präsident des Ver-
bands Deutscher Zeitschrif-

tenverleger (VDZ), Rudolf Thie-
mann, sieht in den Online-Akti-
vitäten der öffentlich-rechtlichen
Sender eine Bedrohung. »Wenn
die Ministerpräsidenten hier kei-
ne klare Schranke setzen, dann ist
vollkommen klar, dass vielen
Verlagen das Wasser im Internet
abgegraben wird«, sagte Thie-
mann der Deutschen Presse-
Agentur. »Es kann nicht sein, dass
die Begrenzung öffentlich-recht-
licher presseähnlicher Angebote
aufgeweicht wird.« Diese Ange-
bote seien nicht kostenlos, auch
wenn viele User diesen Eindruck
hätten.
Wenn die Länderchefs, die über

dieses Thema diskutieren, den Öf-
fentlich-Rechtlichen noch mehr
Aktivitäten im Netz als bisher er-
laubten, würde das außerdem den
Finanzbedarf der Sender erhö-
hen, sagte Thiemann.
Unabhängig von der Auseinan-

dersetzung mit den Öffentlich-
Rechtlichen muss sich die Zeit-
schriftenbranche nach Überzeu-
gung des VDZ-Präsidenten noch
mehr als bisher um die Werbe-
wirtschaft bemühen: »Die Werbe-
kunden schalten Anzeigen, wenn
wir nachweisen, dass es besser ist,
bei uns zu werben«, sagte er. »Die
Skepsis bei den großen Werbe-
treibenden wächst, dass die Klick-
wirtschaft nicht nachweisen kann,
was sie bringt.« Deshalb müssten
die Verlage sich anstrengen, den
Werbekunden nachzuweisen, dass
es effektiver und effizienter sei, in
ihren Umfeldern zu werben.
ARD und ZDF begründen das

kostenlose Angebot im Netz mit
dem öffentlich-rechtlichen Auf-
trag. Dieses Angebot werde von
den Nutzern über den Gebühren-
beitrag finanziert. dpa/nd
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Anders wirtschaften, besser wirtschaften
Vorschläge für eine alternative ökonomische Politik in einer reformierten Europäischen Union
Erst kommt das Fressen, dann
kommt die Moral – das gilt auch in
Europa. Ohne Alternative Wirt-
schaftspolitik wird es keine euro-
päische Moral geben, die den Kon-
tinent längerfristig zusammenhält.

Von Axel Troost

Öffentliches Investieren
Der dringend nötigen Renaissance des
Öffentlichen – nicht nur des Staatli-
chen – entspricht in der alternativen
Wirtschaftspolitik vor allem die mas-
sive Ausweitung der öffentlichen In-
vestitionstätigkeit, und zwar in den
unterschiedlichsten Bereichen. Das
geht es sowohl um materielle Infra-
struktur wie Straßen, Brücken, Hoch-
schulen und Schulen, Kanalisation
etc., aber auch Energie- und Daten-
netzen. Gleichzeitig bedarf es im Rah-
men des sozial-ökologischen Umbaus
auch immaterieller Investitionen in
Bildung, in Gesundheit, in Pflege, in
Inklusion. Und drittens – und keines-
wegs nachrangig – um die Verkehrs-
und Versorgungsnetze, Bildung, Ge-
sundheit und Pflege. Und es bedarf öf-
fentlicher und öffentlich geförderter
unternehmerischer Investitionen, in
Deutschland z.B. massiv im Bereich
des Wohnungsmarktes, d.h. einer
groß angelegten Neubau- und Sanie-
rungsoffensive alter und neuer öffent-
licher Wohnungsbauunternehmen,
die auf bezahlbares und sozial-nicht-
trennendes Wohnen orientiert, also
nicht nur billige Wohnsilos am Stadt-
rand errichtet.
Bei dieser Initiative für »das Öf-

fentliche« geht es nicht nur um eine
bessere und preisgünstigere Versor-
gung der Bevölkerung mit notwen-
digen Gütern. Diese Initiative muss
zugleich ein Experimentierfeld neuer
Formen der Partizipation und demo-
kratischen Kontrolle sein, die quasi
einen wirtschaftsdemokratischen
Sektor in der Ökonomie schafft.

Außenwirtschaftliche
Ungleichgewichte abbauen
Wirtschaftspolitik – also europäische
Wirtschaftspolitik – muss systema-
tisch immer auch im Sinne ökonomi-
scher Konvergenz gedacht sein, die
nicht durch Marktkräfte, sondern in
der Regel nur gegen Marktkräfte er-
reicht werden kann. Konvergenz be-
deutet auch, dass alle Mitgliedsländer
in der Wirtschaftsgemeinschaft – und
umso mehr in der Währungsunion –
einen angemessenen Anteil an der in-
dustriellen Gesamtproduktion beitra-
gen. Industrielle Produktion – z.B. im
Vergleich zu den meisten Dienstleis-
tungen – bringt tendenziell immer hö-
here Produktivität und höhere Lohn-
niveaus mit sich. Es kann nicht sein,
dass einige wenige Länder in der EU
– so wie Deutschland oder die Nie-
derlande derzeit – quasi die industri-
elle Produktion für die gesamte Uni-
on übernehmen und dann ihre Pro-
dukte dem Rest der Union verkaufen.
Die Folge sind nämlich dramatische
Leistungsbilanzüberschüsse für
Deutschland und die Niederlande, die
die anderen Partner der Union zum
Hinnehmen von Leistungsbilanzdefi-
ziten zwingen. Und chronische Leis-
tungsbilanzdefizite verursachen im-
mer Arbeitslosigkeit und führen frü-
her oder später in die Überschuldung.
Schon seit der Verabschiedung des

Stabilitäts- und Wachstumsgesetzes
1967 ist die Erreichung eines au-
ßenwirtschaftlichen Gleichgewichts
ein wirtschaftspolitischer Auftrag an
jede deutsche Bundesregierung. Lei-
der haben die Bundesregierungen der
letzten 50 Jahre diesen gesetzlichen
Auftrag konsequent ignoriert. Heute
kann ein außenwirtschaftliches
Gleichgewicht in der Euro-Zone nur
noch durch aktives Eingreifen in die
Innovationsfähigkeit, in die Fiskal-
politik, in das Lohngefüge und in die
Arbeitsmarktordnungen der Mit-
gliedsländer erfolgen.
Und genau diese Eingriffe können

entweder kooperativ und solidarisch
erfolgen – oder die Anpassungslasten
werden einfach den Schwächsten
aufgebürdet. In der bisherigen Euro-
Krise ist nur letzteres passiert, und an
diesem Egoismus droht die EU nun
auseinander zu brechen. Länder wie
Spanien, Portugal, Irland und Grie-
chenland wurden zu Krisenländern
erklärt, weil sie nicht nur der Ort der
Krise, sondern auch die vermeintli-
chen Verursacher der Krise seien.

Eine solidarische, zukunftsfähige
europäische Wirtschaftspolitik wird
stattdessen darauf achten, dass durch
öffentliche Förderung und gezielte Inf-
rastrukturmaßnahmen neue Produk-
tion und Innovation vor allem dort
entstehen, wo die Not und die Ar-
beitslosigkeit regional besonders groß
sind. Und siemuss Einfluss nehmen auf
die Entwicklung der Löhne, der Pro-
duktivität und der Qualität der Arbeit.
Und bitte keine Ausreden der Po-

litik von wegen Tarifautonomie. Ta-
rifautonomie ist eine historische Er-
rungenschaft und muss verteidigt
werden. Aber die Rahmenbedingun-
gen, unter denen die Tarifparteien
verhandeln, werden von der Politik
gesetzt. Die ganze Agenda 2010 war
nichts weiter als ein riesiger Eingriff
der rot-grünen Bundesregierung ins
deutsche Lohngefüge – zulasten der
ärmeren Bevölkerungsgruppen in
Deutschland und zulasten Europas.
Kein einzelnes Gesetzespaket trägt
mehr Verantwortung für die Krise der
Euro-Zone als diese deutsche Nied-
riglohn-Offensive.

Domestizierung der Finanzsphäre
Eine erfolgreiche alternative Wirt-
schaftspolitik in und für Europa muss
sich durch eine gemeinsames, geschlos-
senes Auftreten der europäischen Staa-
ten auf den Finanzmärkten auf min-
destens vier Ebenen auszeichnen:
Das bedeutet erstens natürlich zu-

nächst einmal eine deutlich stärkere
Re-Regulierung der Finanzmärkte mit
dem Ziel, den Finanzsektor und vor
allem die großen Finanzkonzerne
dramatisch zu schrumpfen und zu
entmachten. Im Ergebnis hat die glo-
bale Finanzkrise dieGroßbankennicht
kleiner, sondern größer gemacht. Das
Risiko von »Too big to fail« und die
Konzentration politischerMacht in der
Hand privater Konzerne sind dadurch
nur noch größer geworden.
Zu einem europäischen Auftritt der

Politik gegenüber den Finanzmärk-
ten gehört zweitens auch eine ge-
meinschaftliche Kreditaufnahme
(Stichwort Euro-Bonds), um als na-
tionale Regierung nicht länger dem
Erpressungspotenzial der Anleger
ausgeliefert zu sein.
Damit ist keine Vergemeinschaf-

tung der Staatsschulden gemeint und
natürlich muss es auch vernünftige
Regeln für die Nutzung dieser ge-
meinsamen Kreditaufnahme geben.
Aber es gibt keine politische Recht-
fertigung dafür, dass Deutschland als

einerseits großes und wohlhabendes
Land und andererseits als wesentli-
cher Mitverursacher der Euro-Krise
durch das extrem niedrige Zinsniveau
in zwei- bis dreistelliger Milliarden-
höhe profitiert, während die ohnehin
von der Krise schon hart getroffenen
Länder für ihre Staatsschulden auch
noch zusätzlich irre Risikoaufschläge
zugunsten privater Gläubiger bezah-
len müssen. Das ist nicht nur nicht-so-
lidarisch, das ist schlicht asozial.
Eine alternative europäische Wirt-

schaftspolitik gegenüber den Finanz-
märkten darf sich aber drittens nicht
nur auf Finanzunternehmen im en-
geren Sinne konzentrieren. Es geht
vielmehr um eine generelle Zurück-
drängung der finanzmarktorientier-
ten Unternehmenskultur, also des ge-
samten Shareholder-Kapitalismus.
Durch Änderung von Bilanzierungs-
standards und Meldepflichten, durch
eine Zurückdrängung kurzfristiger
Aktien- und anderer Wertpapierge-
schäfte – Stichwort Finanztransakti-
onsteuer – und durch die Stärkung
der Mitsprache der Beschäftigten und
der Öffentlichkeit müssen Unterneh-
mensziele endlich wieder längerfris-
tig ausgelegt und einseitige Kosten-
verlagerungen zulasten von Beschäf-

tigten, Umwelt und Gesamtgesell-
schaft verhindert werden.
Und es bleibt nicht zuletzt viertens

die Arena der Geld- und Währungs-
politik. Die Europäische Zentralbank
(EZB) hat sich in der Krise als die mit
Abstand handlungsfähigste europäi-
sche Institution erwiesen. Was auch
immer man von der Geldpolitik der
EZB hält – und ich halte geldpolitisch
(nicht von der Bank als Mitglied in der
Griechenland-Troika) ziemlich viel
davon –, sie hat trotz eines recht res-
triktiven Mandats und trotz bisweilen
starken politischen Gegenwinds aus
einzelnen Mitgliedsstaaten nach an-
fänglichen Startschwierigkeiten recht
pragmatisch und undogmatisch auf

die globale Finanzkrise reagiert. Die-
sen Pragmatismus der Geldpolitik gilt
es auszubauen und der EZB diesen
neuen Pragmatismus auch ausdrück-
lich ins geldpolitische Mandat zu
schreiben, um ihr so den Rücken ge-
genüber den privaten Finanzmarkt-
akteuren zu stärken.

EU als Akteur
Die EU und ihre Institutionen stehen
zu Recht massiv in der Kritik. Auch in-
nerhalb der Linken ist die Frage hoch
umstritten, ob man diese EU »nur« ra-
dikal reformieren muss oder ob es ei-
nen europäischen institutionellen
Neuanfang geben muss.
Eine erfolgreiche alternative Wirt-

schaftspolitik kann nur eine europäi-
sche Wirtschaftspolitik sein. Dann
versteht es sich von selbst, die For-
derungen nach einer wirtschaftspo-
litischen Alternative auch an die EU
zu richten. Gefordert ist dafür nicht
nur eine andere Politik der EU, son-
dern eine andere EU selbst. Zu den
wichtigsten Elementen gehören:
1. Die Schaffung einer Zuständig-

keiten der EU für eine wirksame Ko-
ordination der Wirtschaftspolitiken
der Mitgliedsländer entlang der oben
genannten drei Eckpunkte, begleitet
durch die Einführung von Mehrheits-
entscheidungen über viele wirt-
schaftspolitische Fragen in der Union.
2. Eine deutliche Vergrößerung des

Budgets der EU, damit eine für diese
Koordination zuständige europäische
Institutionen – nennen wir sie euro-
päische Wirtschaftsregierung oder
-ministerin – auch über eine hinrei-
chend großen eigenen Finanzspiel-
raum verfügt, mit dem sie eigenstän-
dige Projekte anschieben kann, mit
denen sich gesamtwirtschaftlich et-
was ausrichten lässt.
3. Solche Forderungen nach Auf-

wertung und quasi einem Vertrau-
ensvorschuss für die EU ist den Bür-
gerinnen und Bürgern – und insbe-
sondere den EU-Kritikern – nur dann
zu vermitteln und zuzumuten, wenn
die EU selbst viel demokratischerwird
und sie ein soziales Profil zurückge-
winnt. Es bedarf daher einer Auf-
wertung des Europäischen Parla-
ments, das endlich das Recht zur Ein-
bringung eigener Gesetzesinitiativen
bekommen und viel weitgehendere
Befugnisse gegenüber der Kommis-
sion erhalten muss. Ein sozialeres
Profil erhielte die EU dadurch, dass
sie in ihren Politikempfehlungen
endlich aufhört, soziale Standards

nach unten zu nivellieren, statt sozi-
ale Missstände zu benennen. Eine Zu-
ständigkeit für die Koordination der
Sozialen Sicherungssysteme und
langfristig eine europäische Arbeits-
markt- und Beschäftigungspolitik
können ein solches Profil der EU un-
terstützen. Es bräuchte daher auch
zeitnah einen konkreten europäi-
schen Sozial-Leuchtturm, der den
Menschen hilft, sich Europa als Soli-
dargemeinschaft vorzustellen. Ein
Beispiel dafür könnte eine gemein-
same europäische Arbeitslosenversi-
cherung sein, die es auch ökono-
misch für einzelne EU-Länder unat-
traktiv macht, durch merkantilisti-
sche Politik einfach Arbeitslosigkeit
ins EU-Ausland zu exportieren.
Mit dem ungerechten und asozia-

len Konkurrenzgebaren in der EU,
Stichwort »Steuerwettbewerb und
Steueroasen« muss dann natürlich
ebenfalls Schluss sein
4. Last but not least wäre auch ei-

ne im Alltag der Bürgerinnen und
Bürger erfahrbare Life-Style-Institu-
tion hilfreich. Nichts hat Europa für
die Menschen erfahrbarer gemacht
als die Freiheit des Reisens, sich in
anderen Ländern Europas aufzuhal-
ten, sei es nun aus berufliche Grün-
den, als Studium oder Praktikum im
Ausland oder einfach als Urlaubsrei-
se. Wäre da nicht so etwas wie eine
öffentliche europäische Eisenbahn-
gesellschaft eine faszinierende Idee
für eine gelebte Begegnungsinfra-
struktur in Europa?

*
Europa muss ein soziales Europa
werden, oder es wird als politisches
Projekt auseinanderbrechen. Um aber
Wohlstand für alle in Europa zu er-
reichen, braucht es starke politische
Institutionen in Europa, die die Rich-
tung vorgeben und dies nicht den
Märkten überlassen.
Diese Institutionen müssen auf so-

ziale Ziele verpflichtet sein und eine
sehr viel demokratischere Mitwir-
kung der europäischen Bevölkerun-
gen erlauben. Erst kommt das Fres-
sen, dann kommt die Moral. Das gilt
auch in Europa. Ohne eine Alternati-
ve Wirtschaftspolitik in der EU, die für
Europa die Produktion und die Ver-
teilung eines keineswegs nur materi-
ellen Wohlstands sicherstellt, besteht
keine Aussicht auf ein soziales Euro-
pa – und auf eine europäische Moral,
die den Kontinent längerfristig zu-
sammenhält.

Nichts hat Europa für die Menschen erfahrbarer gemacht als die Freiheit des Reisens. Foto: dpa/Boris Roessler

Kein einzelnes
Gesetzespaket trägt
mehr Verantwortung
für die Krise der
Euro-Zone als die
deutsche Niedriglohn-
Offensive namens
Agenda 2010.

Der Autor

Am 6. Dezember wurde der Jörg-
Hufschmid-Preis 2017 verliehen
(»nd« berichtete). In Erinnerung an
den bedeutenden Alternativ-Ökono-
men zeichnen das globalisierungs-
kritische Netzwerk Attac, die Ar-
beitsgruppe Alternative Wirtschafts-
politik, die EuroMemo-Gruppe und
die Rosa-Luxemburg-Stiftung Arbei-
ten auf dem Gebiet der Politischen
Ökonomie aus. Bei der Preisverlei-
hung sprach der Ökonom und LIN-
KE-Politiker Axel Troost über Anfor-
derungen an eine Alternative Wirt-
schaftspolitik in der Europäischen
Union. Troost ist seit Langem Ge-
schäftsführer der »Arbeitsgruppe Al-
ternative Wirtschaftspolitik e.V.«
(Memorandumgruppe), seit 2012
stellvertretender Vorsitzender der
Linkspartei. Von 2005 bis 2017 ge-
hörte er der Linksfraktion im Bun-
destag an. »neues deutschland«
dokumentiert hier einen Teil von
Troosts Rede. Den vollständigen
Vortrag finden Sie unter
www.neues-deutschland.de/troost

Foto: privat
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NACHRICHTEN

Der FC Bayern trifft im Achtelfi-
nale der Champions League auf
Besiktas Istanbul. Das ergab am
Montag die Auslosung am Sitz der
Europäischen Fußball-Union
UEFA in Nyon. Borussia Dort-
mund und RB Leipzig bekommen
es in der Zwischenrunde der Fuß-
ball-Europa League mit italieni-
schen Teams zu tun. Der BVB
spielt gegenAtalanta Bergamo, die
Sachsen gegen SSC Neapel.

Armin Veh, neuer Sportchef beim
Fußball-Bundesligisten 1. FCKöln,
richtet sich schon beim Amtsan-
tritt auf einen Abstieg des ein. »Ich
bin nicht blauäugig«, sagte der
Geschäftsführer des Tabellenletz-
ten bei seiner Vorstellung am Tag
nach der 3:4-Heimniederlage
nach einer 3:0-Führung gegen den
SC Freiburg. »Wenn wir gestern
gewonnen hätten, hätten wir noch
eine kleine Chance gehabt. Jetzt
muss man klar sagen, dass du nor-
malerweise anders planen musst.«
Köln hat nach 15 Spielen nur drei
Punkte auf dem Konto.

Weitere drei russische Winter-
sportler haben beim Internatio-
nalen Sportgerichtshof Einspruch
gegen die vom IOC verhängten le-
benslangen Sperren eingelegt: die
Skilangläuferinnen Julia Tsche-
kalowa und Anastasia Dozenko
sowie die Biathletin Olga Saize-
wa. Agenturen/nd

In Zahlen

Handball: Frauen, WM in Deutsch-
land, Achtelfinale: Ungarn - Frank-
reich 26:29, Serbien - Montenegro
29:31, Schweden - Slowenien 33:21,
Deutschland - Dänemark 17:21.

Fußball: Männer, Bundesliga, 15.
Spieltag: Augsburg - Hertha 1:1
(0:0).

Eisschnelllauf: Weltcup in Salt Lake
City, Frauen, 3000 m: 1. Woronina
(Russland) 3:57,70 min, ... 3. Pech-
stein (Berlin) 3:58,69. 1000m: 1. Ko-
daira (Japan) 1:12,09 min (Weltre-
kord), ... 20. Hirschbichler (Inzell)
1:15,76.Männer, 5000 m: 1. Bloe-
men (Kanada) 6:01,86 min (Weltre-
kord). 2. Beckert (Erfurt) 6:07,02
(deutscher Rekord), 3. Geisreiter
(Inzell) 6:07,31. 1000 m: 1. Juskow
(Russland) 1:06,92 min, ... 13. Ihle
(Chemnitz) 1:07,87.

Eishockey: Männer, DEL: Krefeld -
Augsburg 3:4 n.V., Schwenningen -
Ingolstadt 2:1, Köln - Nürnberg 2:3,
Düsseldorf - Wolfsburg 1:2 n.P., Bre-
merhaven - Straubing 3:0.

Basketball: Männer, Bundesliga,:
Gießen - Ulm 70:84, Bonn - Olden-
burg 90:68, Bayreuth - Erfurt 93:72.

TV-Tipp

13.45 - 18.00, 21.45 - 23.55 Euro-
sport: Snooker: Scottish Open in
Glasgow. 17.25 - 19.15, 20.00 - 22.30
Sport1: Handball: Frauen, WM, Vier-
telfinale. 20.00 - 21.45 Eurosport:
Skicross: Weltcup in Arosa.

Das Ende vom Anfang
Deutsche Handballerinnen scheitern im WM-Achtelfinale an Dänemark. Der Verband will sie aber weiter fördern
Wieder hapert es im Angriff: Durch
ein enttäuschendes 17:21 gegen
Dänemark enden die Träume der
DHB-Auswahl bei ihrer Heim-WM.
Ihr Präsident verspricht aber das
Ende des »Machokrams«.

Von Oliver Kern, Magdeburg

Michael Bieglers Sonntagabend war
ein gebrauchter. 20 Monate lang hat-
te er die Handball-Nationalmann-
schaft der Frauen auf ihre Heim-WM
vorbereitet. Doch im Achtelfinale, als
es endlich um etwas ging, versagten
seine Spielerinnen reihenweise. »Ir-
gendwann überlegst du, ob du raus-
gehst«, sagte Biegler später. Der Satz
bedeutet in der Handballsprache,
dass man die Deckung aggressiver,
offensiver, aber auch riskanter auf-
stellt, um den Ball schnell zu erobern
und so doch noch einen großen Rück-
stand in kurzer Zeit aufholen zu kön-
nen. Doch wer Biegler in dem Duell
mit Dänemark beobachtet hatte, hät-
te sich auch nicht gewundert, wenn
er selbst einfach aus der Magdebur-
ger Halle marschiert wäre. Immer
wieder hob er hilflos die Arme, ließ
sich auf seinen Stuhl fallen und ver-
grub das Gesicht in seinen Händen.
Welchen Spielzug er auch ansagte,
wie gut der auch funktionierte: Ihre
freien Würfe trafen die deutschen
Handballerinnen doch nicht. So en-
dete der Traum von einer WM-Me-
daille viel zu früh.
17:21 hieß es zum Schluss, als die

Tränen zu fließen begannen: bei jun-
gen Spielerinnen wie Emily Bölk und
so erfahrenen wie Svenja Huber. Die-
se WM war eine Ernüchterung. Sie
zeigte, dass die Auswahl des Deut-
schen Handball-Bundes (DHB) noch
weit entfernt ist von der Weltspitze.
Die Defensive hatte mit Ausnahme
der Vorrundenpartie gegen die Nie-
derlande immer funktioniert, der An-
griff dagegen fast nie. Biegler hatte
gesagt, dass die Tore erst ab dem Ach-
telfinale fallen müssten. Nun, da auch
das nicht gelungen war, blieb nur ei-
ne gute WM-Partie übrig, der Vor-
rundensieg gegen Südkorea: So ge-
winnt man keine Medaille.
Dennoch war auffällig, wie sehr

der Trainer seine Schützlinge für ih-
re Arbeit lobte – und umgekehrt. »Die
Enttäuschung ist nicht in Worte zu
fassen. Das war im Angriff einfach zu
wenig. Aber ich lasse nichts auf die
Mädels kommen. Es ist eine riesige
Bereitschaft da, sich weiterzuentwi-
ckeln«, sagte Biegler. »Ich habe noch
nie einen Bundestrainer erlebt, der so
akribisch gearbeitet und sich 24
Stunden am Tag in das Projekt rein-
gehauen hat. Er ist einer der besten
Trainer, mit denen ich je gearbeitet
habe und ein noch tollerer Mensch«,
parierte Kapitän Anna Loerper.
Der Hochgelobte wird nun zum

Männer-Bundesligisten DHfK Leipzig
wechseln. Er sei ein Männertrainer,
hatte Biegler stets betont, nur für die-
ses eine Projekt habe er sichmal über-

reden lassen. Dass ihm der Abschied
von den Frauen nun schwerer fallen
würde als geplant, hatte aber bereits
eine Bemerkung kurz vor der WM ge-
zeigt. Demnach hätte er noch ein hal-
bes Jahr weitergemacht, um die Qua-
lifikation für die EM 2018 abzuschlie-
ßen. »Aber der DHB hat die Not-
wendigkeit nicht gesehen«, so Bieg-
ler. Der Verband will jetzt offensicht-
lich dem Neuen, Henk Groener, vor
dem nächsten Turnier ein bisschen
mehr Zeit zum Umsetzen seiner ei-
genen Ideen geben.
Dabei wird der Niederländer auf

vieles zurückgreifen können, was
Biegler und sein Sportdirektor Wolf-
gang Sommerfeld angestoßen haben.
Denn beide machten viel mehr, als
nur eine Auswahlmannschaft zu trai-
nieren. Sie änderten Strukturen. Die
Zusammenarbeit mit den Bundesli-
gatrainern wurde intensiviert, dazu
die Nachwuchssichtung. »Wir haben
uns viele Spielerinnen angeguckt. Da
gibt es Riesentalente für die Zukunft.
Es ist ein lohnenswertes Projekt«,
sagte Biegler nach dem WM-Aus.
Dass diese Dinge überhaupt an-

gegangen werden mussten – noch da-
zu von einem Trainer –, war beschä-
mend für den DHB. 1993 waren die
deutschen Frauen Weltmeisterinnen
geworden, 1997 gab es noch einmal
Bronze. Danach ging es immer wei-

ter bergab, aber erst jetzt hat der Ver-
band erkannt, dass es nicht reicht,
immer nur das Aushängeschild Män-
ner-Nationalmannschaft zu fördern
und zu hoffen, dass von den Frauen
schon irgendetwas kommen wird.
»Es ist jetzt ganz wichtig, dass wir

an dem festhalten, was Michael Bieg-

ler aufgebaut hat. Wir sind raus, und
das ist eine Katastrophe, aber ich glau-
be an die Qualität dieser Mann-
schaft«, sagte die starke Torhüterin
Clara Woltering. »Andere Nationen
sind professioneller. Wir müssen in
Deutschland endlich nachlegen. In der
Ausbildungmüssenwir anfangen, und
jeder Verein muss mitziehen.«

DHB-Präsident Andreas Michel-
mann scheint der Forderung folgen zu
wollen. »Wir werden den neuen Trai-
ner unterstützen, sowohl was die
Strukturen angeht als auch das Fi-
nanzielle.« Selbstverständlich ist das
nicht. Immerhin hatte Verbandsvize
Bob Hanning bei der Vorstellung von
Biegler im April 2016 noch unge-
straft drohen dürfen: »Das ist die letz-
te Chance für den Frauenhandball in
Deutschland.«
Erschwerend ist, dass die Frauen

durch das Verpassen des Viertelfinals
erst einmal den hohen Förderstatus
beim Geldgeber Bundesinnenministe-
rium verlieren. »Der Frauenhandball
wird bei uns einen höheren Stellen-
wert als in der Vergangenheit ein-
nehmen«, versprach Michelmann
trotzig. Also doch kein Ende, nur das
Ende vom Anfang. »Das Entscheiden-
de ist nicht, von wem wir die Mittel
bekommen. Wir setzen unsere Priori-
täten weiter in dem Bereich. Wir müs-
sen aus diesem Machokram endlich
rauskommen. Das war das Grundübel
der letzten 15 Jahre. Wir reden im-
mer von Gleichberechtigung, aber im
Grunde war der Frauenhandball et-
was Exotisches für uns.«
Die WM sollte einen Schub ge-

ben. Kleine Mädchen sollten den Er-
folgen neuer Vorbilder nacheifern.
Das fällt mit dem Verpassen des Fi-

nalturniers in Hamburg vermutlich
aus. »Die ganz große Bühne errei-
chen wir jetzt nicht. Das ist sehr ent-
täuschend«, sagte Loerper.
Ob der beabsichtigte Effekt je-

doch überhaupt eingetreten wäre, ist
ohnehin unklar. Er entspricht einer
gängigen Logik von Sportfunktionä-
ren, die in der Realität nur selten ein-
tritt. Sonst wäre dies längst ein Land
voller Rennkanuten, und der Deut-
sche Skiverband hätte nach den Er-
folgen á la Angerer, Teichmann und
Filbrich keine solchen Nachwuchs-
probleme im Langlauf.
Die strukturellen Änderungen im

Verband und das Zusammenschwei-
ßen einer zuvor oft zerstrittenen Na-
tionalmannschaft durch Biegler wer-
den also die nachhaltigsten Entwick-
lungen des Projektes bleiben, auch
wenn einige Leistungsträgerinnen
jetzt ihre Nationalmannschaftslauf-
bahn beenden werden. Woltering
und Rückraumspielerin Nadja Mans-
son machten am Sonntag den An-
fang. Rechtsaußen Svenja Huber
hatte schon einmal aufgehört und
war für die Heim-WM noch mal zu-
rückgekehrt. Hinter ihr klafft eine
Riesenlücke auf der Position. Hubers
Tränen vom Sonntagabend zeigten
aber, dass es schwer wird, sie noch
einmal zum Weitermachen zu moti-
vieren.

Julia Behnke (M.) nach der Niederlage gegen die Niederländerinnen. Foto: dpa/Hendrik Schmidt

»Wir müssen aus diesem
Machokram endlich
rauskommen. Das war
das Grundübel der letzten
15 Jahre. Wir reden
von Gleichberechtigung,
aber im Grunde war der
Frauenhandball etwas
Exotisches für uns.«
DHB-Präsident
Andreas Michelmann

Plötzlich Tourneefavoriten
Im Skispringen sind die Deutschen so gut wie lange nicht: Richard Freitag und Andreas Wellinger beginnen die Olympiasaison überzeugend – zuletzt mit einem Doppelsieg

Auch ohne Severin Freund bringen
sich die deutschen Skispringer bes-
tens in Position für ein Jahr voller
Highlights. Freitag und Wellinger
machen Siege untereinander aus –
und sind nun Tourneefavoriten.

Von Patrick Reichardt,
Titisee-Neustadt

Es blieb ein Bild, das der Konkurrenz
Angst machen musste. Nachdem sie
Neuschnee, Regen und schwierigsten
Windbedingungen getrotzt hatten,
ballten Richard Freitag und Andreas
Wellinger auf der Naturschanze von
Titisee-Neustadt synchron die Fäuste
und brüllten ihre ganze Freude über
den nächsten Doppelsieg der deut-
schen Skispringer hinaus. Der ge-
meinsame Jubel von Sieger Freitag –
mit markantem Schnauzer und Gel-
bemTrikot noch eindrucksvoller – und
seinem bayerischen Teamkollegen
war auch ein Zeichen an alle Gegner:
Wir sind bereit für die großen Aufga-
ben in diesem Olympia-Winter!

Das neue Führungsduo lässt auch
Bundestrainer Werner Schuster drei
Wochen vor Beginn der Vierschan-
zentournee auf Großes hoffen. »Ri-
chard und Andreas sind schon sehr,
sehr stark. Ich finde es genial, dass
wir in dieser Position sind«, sagte
Schuster. Nach knapp zehn Jahren
Amtszeit weiß keiner so gut wie er,
wie schnell sich im Skispringen die
Situation wieder ändern kann. Doch
eines ist den DSV-Adlern nach dem
zweiten Doppelerfolg innerhalb von
acht Tagen nicht mehr zu nehmen.
»Ich bin jetzt mal superhappy, dass
wir zwei Leute in einer Superpositi-
on haben. Die haben jetzt einfach
Selbstvertrauen«, sagte Schuster.
Bei der Pressekonferenz zeigten

sich der 26-jährige Freitag und der
vier Jahre jüngere Wellinger bestens
gelaunt. »Was soll ich jetzt sagen?
Nee!«, antwortete Freitag auf die Fra-
ge, ob die Fans in diesem Winter ei-
nen neuen Richard Freitag sähen. In
den jüngsten Erfolgen, die die DSV-
Adler auf den Schanzen lange nicht

mehr so vorzuweisen hatten, spiegelt
sich auch die Leichtigkeit eines funk-
tionierenden Teams wider.
»Wenn man in Form ist und das

Gefühl hat, dann kann man locker
drauf losspringen, und das ist im Ski-
springen meistens am besten«, sagte
Wellinger. Alle profitierten von ei-
nem starken Team. »Bei uns kann
man sich an den anderen orientieren
und das Beste geben, dass man auch
an die anderen hinkommt«, fügte der
Mixed-Weltmeister an. Schuster
selbst scheint derzeit ein Trainer oh-
ne Sorgen. »Im Moment bin ich heil-
froh, dass ich Richard und Andi ha-
be, aber auch eine starke Mannschaft
und ein gutes Klima«, sagte er.
Die Wind- und Wetterlotterie in

Titisee war für die DSV-Springer auch
eine Reifeprüfung. Stundenlanges
Warten, wechselnde Winde und über
20 Zentimeter Neuschnee machten es
den Athleten im Schwarzwald nicht
leicht. Für die Deutschen kam ge-
stiegener Druck nach zwei Siegen im
russischen Nischni Tagil in der Vor-

woche dazu. »Ich bin natürlich sehr
froh, dass das so ausgegangen ist.
Windspringen waren nicht immer
unsere Domäne in der Vergangen-
heit«, sagte Schuster.
Dass die extremen Rückenwind-

verhältnisse für die letzten Athleten,
darunter Freitag und Wellinger,
nachließen, nutzten seine Springer
hervorragend aus. Freitag flog auf die
Tagesbestweite von 145 Metern,
Wellingers Sprung auf 139 Meter
reichte für Rang zwei. »«Man kann an
dem Tag auch unverschuldet Punkte
verlieren, jetzt haben wir Punkte ge-
wonnen, das ist natürlich eine Rie-
sensache«, kommentierte der Coach.
Vor der ganz großen Prüfung bei

der Vierschanzentournee dürfen sich
Freitag und Co. nun noch in Engel-
berg in der Schweiz beweisen.
Wächst als Favorit nun der Druck?
»Der Druck wäre so oder so da ge-
wesen. Aus der Position ist das deut-
lich angenehmer«, meinte Schuster
mit Blick auf bereits drei Saisonsiege
seiner Athleten. dpaErster und Zweiter: Freitag (l) und Wellinger. Foto: dpa/Patrick Seeger
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Bangkok               wolkig                              32°
Buenos Aires       heiter                               29°
Chicago                wolkig                               -3°
Delhi                     heiter                                23°
Dubai                    heiter                               26°
Havanna               wolkig                               21°
Hongkong            wolkig                              20°
Johannesburg      heiter                               30°
Kairo                     wolkig                              24°
Kapstadt              sonnig                              23°
Las Palmas          bewölkt                            20°
Los Angeles         sonnig                              25°
Mexico City          sonnig                              20°
Miami                   sonnig                              23°
Moskau                wolkig                                 1°
Nairobi                 heiter                               29°
New York             Regen                                11°
Peking                  wolkig                               -3°
Rio de Janeiro     Schauer                            24°
San Francisco      sonnig                              17°
Seoul                    wolkig                               -5°
Singapur              bewölkt                            31°
Sydney                 heiter                               29°
Tel Aviv                heiter                                25°
Tokio                    heiter                                11°
Toronto                Schnee                               2°
Vancouver            bedeckt                              9°

Wetter in der Region

Biowetter

Aussichten der nächsten Tage

08:08 Uhr SA
15:52 Uhr SU

01:30 Uhr MA
13:35 Uhr MU

Nullgradgrenze:

Heute mischen sich Schneeflocken unter die Regentropfen, und die
Temperaturen klettern bis auf 7 Grad. Der Wind weht frisch aus West.
In der Nacht fällt aus einer kompakten Wolkendecke verbreitet Schnee-
regen. Die Tiefsttemperaturen gehen bis auf minus 2 Grad zurück.

Bluthochdruck
Kopfschmerzen
Rheumaschmerzen
Schlafstörungen
Atemwegsbeschwerden
Herzbeschwerden

Erkältungsgefahr
Migräne
Niedriger Blutdruck
Kreislaufbeschwerden
Reaktionszeit

des 24h-Tages

Mittwoch

-1

4

FreitagDonnerstag
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Wind in km/h

keine gering mittel

BelastungBelastung

stark

-2
1

30

500 Meter

Frankfurt

Hannover

München
Stuttgart

Mainz

Berlin

Köln Erfurt

Hamburg

Sudoku
Das Zahlenrätsel muss so vervoll-
ständigt werden, dass in jeder 
waagerechten und jeder senk-
rechten Zeile sowie in jedem der 
neun Unterquadrate jede Ziff er 
von 1 bis 9 nur einmal auftaucht.
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Sudoku Nr. 1 (standard)
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NACHRICHTEN

Eine Flughundeplage ungekann-
ten Ausmaßes hält die Bewohner
einer Kleinstadt in Australien in
Atem. Mehr als 200 000 der Tiere
seien über Charters Towers im
Nordosten des Kontinents herge-
fallen, sagte Bürgermeisterin Eli-
zabeth Schmidt am Montag. »Der
Gestank ist furchtbar«, sagte Ein-
wohnerin Snow Hearne. Zudem
ließen die Schreie der Tiere in der
derzeitigen Paarungszeit die Men-
schen nicht schlafen. »Wir können
nicht mal in den Garten gehen. Wir
werden als Geiseln gehalten«, sag-
te sie. Auch Kot und Urin der Tiere
sind für die Einwohner ein ernstes
Ärgernis. Die Flughunde werden
von einem Überfluss an natürlich
vorkommendem Eukalyptus in der
Region angezogen. Deshalb seien
sie als Problem bekannt, sagten
Anwohner. Doch es sei noch nie so
schlimm gewesen wie jetzt.

Der Besuch des Pantheons in
Rom wird von Mai kommenden
Jahres an zwei Euro kosten. Wie
das italienische Kulturministeri-
umamMontagmitteilte, sollen die
Einkünfte aus den Eintrittskarten
in die Instandhaltung und die Si-
cherheit des Gebäudes fließen.
Das ursprünglich für die römi-
schen Götter errichtete Pantheon
wurde im 7. Jahrhundert zur Kir-
che umgewidmet. Der Zutritt zu
Gottesdiensten soll für Gläubige
weiterhin kostenlos sein. Marcus
Vipsanius Agrippa, der Schwie-
gersohn von Kaiser Augustus, ließ
das Pantheon im Jahr 27 nach
Christus auf dem Campo Marzio
erbauen. Im Jahr 120 wurde es
von Kaiser Hadrian nach einem
Brand wiedererrichtet, Papst Bo-
nifatius IV. weihte es 609 zur Kir-
che. In der Folge wurde es nicht
als Steinbruch genutzt.

Ein in einem Mülllaster schwer
verletzter Obdachloser in Nürn-
berg ist nach Polizeiangaben nicht
mehr in Lebensgefahr. »Es sieht so
aus, als wäre er über den Berg«,
sagte ein Sprecher amMontag. Der
41 Jahre alteObdachlose hatte sich
in der Nacht zum Freitag zum
Schlafen in einen Altpapiercontai-
ner gelegt undwar amMorgen von
der Müllabfuhr mit dem übrigen
Containerinhalt in den Mülllaster
gekippt worden. Erst dann hörten
die Mitarbeiter Hilferufe aus dem
Laderaum und stoppten das
Schubwerk, das den Papiermüll im
Innern zusammenschiebt.

Nach einem Teenager, der vor
knapp vier Jahren an einer Schule
im Norden Pakistans mutmaßlich
Hunderte Leben gerettet hatte, ist
eine Straße in Pakistans Haupt-
stadt Islamabad benannt worden.
Aitzaz Hasan war 15 Jahre alt, als
er im Januar 2014 einen Selbst-
mordattentäter vor seiner Schule
in Hangu bemerkte und sich ihm
in den Weg stellte. Seinen Einsatz
bezahlte Aitzazmit dem Leben: Bei
einer Rauferei mit dem Attentäter
zündete die Bombe, beide starben
bei der Explosion. In der Schule
waren zu diesem Zeitpunkt rund
2000 Kinder und Jugendliche.
»Wir haben die Straße nach Hasan
benannt«, sagte der stellvertreten-
de Bürgermeister Islamabads,
Zeeshan Naqvi, am Montag. »Auf
diese Weise erinnern wir an unse-
ren Helden.« Agenturen/nd

Straßenkampf in der Stadt der Sorglosen
Polizei in Kopenhagen ist hoffnungslos überfordert
Im idyllischen Kopenhagen wird
seit Monaten auf offener Straße ge-
schossen. Eigentlich streiten kri-
minelle Gangs, doch auch Passan-
ten werden verletzt. Die Polizei
wirkt hilflos.

Von Theresa Münch, Kopenhagen

Kopenhagen gilt als Stadt der Sorg-
losen. Bunte Häuser, das Meer ganz
nah, eine lebendige Cafészene, Hips-
ter- und Fahrrad-Mekka, die sagen-
umwobene Hygge. Regelmäßig wer-
den die Dänen zu den glücklichsten
Menschen der Welt gekürt – und ih-
rerHauptstadtmerktmandas an. Jetzt
allerdings droht die heile Welt zu zer-
brechen. Seit Sommer tragen verfein-
dete Banden ihre Konflikte auf offe-
ner Straße aus. Es wird scharf ge-
schossen. Immer wieder werden Un-
beteiligte schwer verletzt. Eine Kugel
traf einen Balkon, flog durch die Tür
in eineWohnung, steckte in einem So-
fa. Zuletzt starben in weniger als zwei
Wochen drei Menschen.
Das alles passiert im hippen Nørre-

bro, meist in den frühen Abendstun-
den oder in der Nacht. Nørrebro ist
so etwas wie das Kreuzberg Kopen-
hagens. Ein Zentrum der Kreativen.
Hier ziehen Szenecafés mit Öko-Lat-
te und multikulturelle Läden Hipster
und junge Intellektuelle an. Trotz
Gentrifizierung ist der einstige Ar-
beiterstadtteil immer noch rau und
sehr durchmischt. Es gibt Vollkorn-
Döner, islamische Schlachter, Spezi-
alläden für Kopftücher.
Hier streiten laut Polizei die Mit-

glieder der Gang »Loyal to familia«mit
den »Brothas« aus Nordwest-Kopen-
hagen, nur wenige Hundert Meter
weiter. Es gehe um Drogen, persönli-
che Feindschaften und Eifersucht, so
die Ermittler. Die »Brothas« wehren
sich nach Expertenmeinung zusam-
men mit Unterstützern dagegen, dass
»Loyal to familia« in der Kopenhage-
ner Unterwelt zu stark geworden ist.
Anders als oft in denUSA und auch

in Deutschland sei das keine Ausei-
nandersetzung verschiedener ethni-

scher Clans, erläutert die Kopenha-
gener Kriminologin Anne Okkels.
»Dänische Banden sind sehr durch-
mischt. Die Familien vieler Mitglie-
der leben seit Generationen in Dä-
nemark.« Sei seien integriert. Zu-
sammengeschweißt würden die
Gangs von der gemeinsamen Jugend
im gleichen Kiez. Einen Zusammen-
hang zu einer seltsamen Serie von
Morden auf offener Straße im be-
nachbarten schwedischen Malmö
sieht die Kriminologin nicht. Doch
auch die Kopenhagener Gangs mes-
sen ihre Kräfte öffentlich, schießen aus
Autos oder von Motorrollern.

In Nørrebro reagieren die Anwoh-
ner inzwischen sensibel auf das Ge-
räusch von Hubschraubern. Die krei-
sen, wenn wieder etwas passiert ist.
Seit dem 12. Juni 42-mal. Manchmal
an zwei Abenden in derWoche. Schon
im Sommer warnte die Polizei junge
Männer, abends auf den Straßen vor-
sichtig zu sein – in einer Stadt, in der
man sonst ohne Bedenken nachts
durch den Park läuft. Mit dieser War-
nung signalisiert die Polizei: Wir krie-
gen den Konflikt nicht in den Griff.
Selbst sogenannte Visitationszonen, in
denen die Polizei ohne Grund Pas-
santen und Autos kontrollieren darf,

haben kaum Effekt. Zuletzt hat die Re-
gierung vorgeschlagen, Bandenmit-
gliedern die Sozialhilfe zu streichen.
Anwohner gehen aus Protest ge-

gen die Schießereien mit Fackeln auf
die Straßen. Meist sind es Frauen. Sie
fürchte sich nicht, sagt eineMutter, die
mit ihren drei Kindern im Häuser-
block wohnt, der immer wieder in den
Schlagzeilen steht: Mjølnerparken.
Hier kleben Zettel an den Haustüren,
die verstärkte Polizeikontrollen an-
kündigen. »Die Stimmung hat sich
schon verändert, aber nicht so sehr,
dass ich hier nicht mehr leben möch-
te«, meint die junge Frau. Und dann:

»Vielleicht glaube ich auch einfach
noch nicht, dass ummich herumMen-
schen sterben.«
Jetzt sollen die Clanchefs in einer

Moschee eine vorübergehende Waf-
fenruhe vereinbart haben. Einen Mo-
nat ohne Schüsse. Aufatmen in Nørre-
bro. Bisher hält der Frieden. Doch was
passiert, wenn der Monat zu Ende ist?
Terje Bech, ein Organisator der Fa-
ckel-Demonstrationen, traut der Ru-
he nicht. Die Banden existierten wei-
ter, sagte er der Agentur Ritzau. »Sie
sind eine tickende Bombe in unserem
Quartier, und sie haben den Timer nur
einen Monat weitergedreht.« dpa/nd

Polizeipräsenz ist in Kopenhagens Stadtbezirk Nørrebro an der Tagesordnung. Foto: dpa/Martin Sylvest

Es kommt noch schlimmer
Wissenschaftler meinen, die Klimakatastrophe in den kommenden Jahrzehnten wurden noch nicht schwarz genug gemalt

Die am meisten alarmierenden Stu-
dien zum Klimawandel sind die ge-
nauesten, so kalifornische Wissen-
schaftler. Danach würden die Tem-
peraturen in diesem Jahrhundert
um über vier Grad Celsius steigen.

Von John Dyer, Boston

Die Klimaforscher Patrick Brown und
Ken Caldeira sehen einen viel schlim-
meren Klimawandel auf die Erde zu-
kommen als bisher angenommen. Die
Forscher der Carnegie Institution for
Science in Stanford in Kalifornien ha-
ben die verschiedenen gängigen Mo-
delle zur Entwicklung des Weltklimas
miteinander verglichen und ihre Vor-
hersagen in den vergangenen Jahren
auf Genauigkeit anhand der konkre-
ten Wetteraufzeichnungen überprüft.
Sie sind zu einem erschreckenden

Ergebnis gekommen: Die Modelle

mit den gravierendsten Vorhersagen
über die Entwicklung der Belastung
mit CO2 und anderen Treibhausga-
sen waren auch die genauesten. For-
scher, Politiker, Unternehmer und
Umweltschützer haben demnach die
Klimakatastrophe in den kommen-
den Jahrzehnten noch nicht schwarz
genug gemalt.
Laut den untersuchten Studien

wird die Temperatur auf der Erde bis
zum Ende des Jahrhunderts auf ei-
nen Stand zwischen 3,2 und 5,9 Grad
Celsius über dem vor der Industriali-
sierung ansteigen – wenn die
Menschheit nichts zur Verminderung
der Treibhausgas-Emissionen tut. Der
Unterschied zwischen dem niedrigs-
ten und dem höchsten prognostizier-
ten Anstieg kann nach Ansicht beider
Klimaforscher Aufschluss über den
tatsächlich bevorstehenden Klima-
wandel geben. »Es gibt Dutzende be-

kannter Weltklimamodelle, und sie
alle sagen unterschiedlich starke glo-
bale Erwärmung bei gleichen Werten
von Treibhausgas-Emissionen vo-
raus«, sagte Brown. Es gebe keinen
Konsens über die beste Vorhersage.
Brown und Caldeira prüften die

Modelle darauf, wie genau sie in der
jüngsten Vergangenheit die Tempe-
raturen und die Wetterlagen vorher-
gesagt hatten. Sie benutzten dazu Sa-
tellitenbilder und die Stärke der Son-
nenstrahlung, die in die Erdatmo-
sphäre eindrang und sie wieder ver-
ließ. Sie kamen zum Schluss, dass die
globale Erwärmung wahrscheinlich
um 0,5 Grad Celsius höher sein wer-
de als Klimaforscher bisher angenom-
men haben, und 15 Prozent mehr, als
das multinationale Klimainstitut der
Vereinten Nationen prognostiziert.
Die Chance, dass die Temperatu-

ren im Jahr 2100 um mehr als vier

Grad Celsius höher liegen werden als
jetzt, liegt nach ihren Berechnungen
bei 93 Prozent. In der Klimawissen-
schaft herrscht derzeit Konsens, dass
die Chance für eine solch dramati-
sche Temperatursteigerung nur bei
62 Prozent liege. Eine so starke Er-
wärmung würde das Versinken klei-
ner Inseln durch den Anstieg des
Meeresspiegels beschleunigen, Ko-
rallenriffe noch schneller sterben las-
sen und Hitzewellen mit Dürren und
Waldbränden bringen.
Ein Schlüsselfaktor in den Er-

kenntnissen der beiden Forscher war
der in den verschiedenen Modellen
hergestellte Zusammenhang zwi-
schen Bewölkung und Klimaentwick-
lung. Einige Forscher seien davon
ausgegangen, dass geschlossene
Wolkendecken die Sonnenstrahlung
in den Weltraum zurückreflektieren
und so die Erderwärmung mindern.

Das aber könne falsch sein, argu-
mentieren Brown und Caldeira. Aus
ihrer Sicht sind die besten der unter-
suchten Modelle jene, die eine Re-
duzierung des Kühleffekts der Wol-
ken in der Zukunft annehmen und
deshalb auch die größte Erwärmung
vorhersagen.
Andere Klimaforscher wie Ben

Sanderson vom National Center for
Atmospheric Research in Colorado
sehen die Studie als »interessant und
beunruhigend« an. Allerdings hätten
Brown und Caldeira übersehen, dass
die untersuchten Modelle zumeist
von den gleichen Daten ausgegangen
seien. Auch ein kleiner Fehler in den
Daten würde sich also in allen Stu-
dien niederschlagen und die Ergeb-
nisse verfälschen. Es gebe nicht ge-
nug unterschiedliche Klimamodelle,
um von zuverlässigen Mittelwerten
auszugehen.


